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Personalverordnung (PV)

Der Regierungsrat des Kantons Bern,

gestitzt auf Artikel 109 Absatz 1 des Personalgesetzes vom 16. September 2004 (PG [BSG 153.01]),
auf Antrag der Finanzdirektion,

beschliesst:

1. Allgemeine Bestimmungen
Art. 1

Geltungsbereich
! Die in dieser Verordnung aufgestellten Vorschriften gelten fiir alle Arbeitsverhaltnisse des Kantons.

2 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten fiir Teilzeitbeschéftigte dieselben Vorschriften wie fiir die
vollzeitig Téatigen.

3 Vorbehalten bleiben die besonderen Vorschriften fiir einzelne Berufsgruppen gemass Artikel 2 Absatz 2
PG sowie die Verordnung vom 7. August 2002 (iber den Auslagenersatz und den Anspruch auf die
Benltzung der kantonalen Infrastruktur fur die Mitglieder des Regierungsrates [BSG 152.141)).

4 Fur nebenamtlich titige Personen, Behérden- und Kommissionsmitglieder sind die entsprechenden
Beschliisse des Regierungsrates gemass Artikel 2 Absatz 4 und Artikel 80 Absatz 1 PG anwendbar.

Art. 2

Zustandigkeit
1 ... [Aufgehoben am 18. 8. 2010]

2 Wo im Nachfolgenden die Zustandigkeit der Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher gegeben ist, kann
diese durch die Direktionen oder die Staatskanzlei durch Verordnung an andere Leitungsfunktionen
Ubertragen werden. [Absatz 2 entspricht dem bisherigen Absatz 3]

3 Mit Bezug auf die Gerichtsbehérden und die Staatsanwaltschaft gilt: [Absatz 3 Fassung vom 18. 8. 2010]

a Wo im Nachfolgenden die Zustandigkeit der Direktionen und der Staatskanzlei gegeben ist, ist
sie entsprechend gegeben fiir die Justizleitung fur ihren eigenen Bereich, das Obergericht, das
Verwaltungsgericht, die verwaltungsunabhangigen Verwaltungsjustizbehdrden und die
Generalstaatsanwaltschaft; vorbehalten bleibt eine ausdriickliche Zuweisung der Zustandigkeit
ausschliesslich an die Justizleitung.

b  Wo im Nachfolgenden die Zusténdigkeit der Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher gegeben ist,
legt die Justizleitung durch Reglement fest, welche Leitungsfunktionen der Gerichtsbehérden und
der Staatsanwaltschaft die entsprechenden Zusténdigkeiten innehaben.

4 Mit Bezug auf die Universitat gilt: Wo im Nachfolgenden die Zustandigkeit der Direktionen und der
Staatskanzlei gegeben ist, ist sie es entsprechend flr die Universitatsleitung. Wo im Nachfolgenden die
Zustandigkeit der Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher gegeben ist, legt die Universitatsleitung durch
Reglemente fest, welche universitéren Leitungsfunktionen die entsprechenden Zusténdigkeiten innehaben.

5 Mit Bezug auf die Berner Fachhochschule gilt: Wo im Nachfolgenden die Zustandigkeit der Direktionen
und der Staatskanzlei gegeben ist, ist sie es entsprechend flir die Rektorin oder den Rektor. Wo im
Nachfolgenden die Zustandigkeit der Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher gegeben ist, legt die
Rektorin oder der Rektor durch Reglement fest, welche Leitungsfunktionen in der Fachhochschule die
entsprechenden Zustandigkeiten innehaben.

6 Mit Bezug auf die Padagogische Hochschule gilt: Wo im Nachfolgenden die Zustindigkeit der
Direktionen und der Staatskanzlei gegeben ist, ist sie es entsprechend fiir die Rektorin oder den Rektor.
Wo im Nachfolgenden die Zusténdigkeit der Amtsvorsteherinnen oder Amtsvorsteher gegeben ist, legt die
Rektorin oder der Rektor durch Reglement fest, welche Leitungsfunktionen in der Padagogischen
Hochschule die entsprechenden Zustandigkeiten innehaben.

7 Wo im Nachfolgenden die Zustandigkeit der Direktionen, der Staatskanzlei oder der Amtsvorsteherinnen
und Amtsvorsteher gegeben ist, gilt diese auch fir die Beauftragte oder den Beauftragten fir Datenschutz



sowie flr die Vorsteherin oder den Vorsteher der Finanzkontrolle. [Eingefligtam 17. 10. 2012]
Art. 3

Gleichstellung von Frauen und Ménnern

1 Die Forderung der tatsachlichen Gleichstellung von Frauen und Mannern hat insbesondere das Ziel,
eine ausgewogene Vertretung beider Geschlechter auf allen Hierarchiestufen und in allen Funktionen der
kantonalen Verwaltung zu erreichen.

2 Die Forderung der tatsachlichen Gleichstellung ist eine Fiihrungsaufgabe und Bestandteil der
Personalarbeit.

Art. 4

Menschen mit Behinderung [Fassung vom 15. 10. 2008]
1 Die Grundsatze fiir die Beschéftigung und Integration werden durch den Regierungsrat festgelegt.

2 Fir die Beschéftigung und Integration von Menschen mit einer Behinderung beantragt der
Regierungsrat jeweils mit dem Voranschlag einen Kredit. [Fassung vom 15. 10. 2008]

Art. 5

Sexuelle Belastigung

' Die Direktionen und die Staatskanzlei schiitzen die Wiirde der Frauen und Manner am Arbeitsplatz,
wirken praventiv und ergreifen die ndtigen Massnahmen gegen sexuelle Belastigung.

2 Als sexuelle Belastigung gilt jede Verhaltensweise mit sexuellem Bezug, die von einer Seite
unerwinscht ist und die Personen aufgrund ihres Geschlechts herabwirdigt.

3 Das Personalamt bezeichnet eine externe Ansprechstelle, die allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
der Kantonsverwaltung bei sexueller Belastigung am Arbeitsplatz als Anlaufstelle beratend und
unterstitzend zur Verfligung steht. Die Zweisprachigkeit ist gewahrleistet. Es stehen Ansprechpersonen
beiderlei Geschlechts zur Verfligung. [Fassung vom 17. 10. 2012]

4 .. [Aufgehoben am 17. 10. 2012]

5 Der Regierungsrat ernennt einen Fachausschuss fiir Massnahmen gegen sexuelle Beldstigung am
Arbeitsplatz. Dieser setzt sich aus fiinf Personen, aus mindestens drei Frauen und mindestens einem
Mann, zusammen. Der Ausschuss konstituiert sich selbst.

6 Die Beauftragten der externen Ansprechstelle und der Fachausschuss kénnen in Absprache mit der
beléstigten Person mit anderen Beteiligten, namentlich mit Vorgesetzten, Gesprache fihren. Die
Beauftragten der externen Ansprechstelle und der Fachausschuss unterstehen dem Amtsgeheimnis.
[Fassung vom 17. 10. 2012]

7 Sexuell belastigte Personen kdnnen eine aufsichtsrechtliche Anzeige im Sinne von Artikel 106 PG
einreichen. Der Fachausschuss wirkt bei der einzuleitenden Untersuchung mit und stellt der zustandigen
Aufsichtsbehdrde Antrag Gber Annahme oder Ablehnung der Anzeige sowie fur allfallige Massnahmen und
Sanktionen.

Art. 6

Personaldaten

T Personaldaten sind vor Einsichtnahme durch Unbefugte und gegen unzulissige Bekanntgabe an Dritte
zu schitzen.

2 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind berechtigt, die Bekanntgabe ihrer Daten nach den Vorschriften
des Datenschutzgesetzes vom 19. Februar 1986 [BSG 152.04] sperren zu lassen.

3 Personaldaten sind fiinf Jahre nach Beendigung des Arbeitsverhaltnisses zu vernichten. Nicht
besonders schitzenswerte Personaldaten kdnnen im Interesse der Betroffenen langer aufbewahrt werden.

4 Besondere Aufbewahrungs- und Archivierungsvorschriften bleiben vorbehalten.
Art. 7

Uberwachung am Arbeitsplatz

' Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind tiber Massnahmen zur Uberwachung von Verhalten und
Leistung mit technischen Mitteln vorgangig zu informieren.

2 Vorbehalten bleiben Massnahmen im Rahmen eines gerichtspolizeilichen Ermittlungsverfahrens.



Art. 8

Arbeitsort
1 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter leisten die Arbeit grundsatzlich am Arbeitsort.

2 1m Ubrigen legen die Direktionen, die Staatskanzlei oder die von ihnen ermachtigten
Organisationseinheiten den Ort, an dem die Arbeit tatsachlich geleistet wird, nach Bedarf fest.

3 Das Personalamt erlasst Richtlinien fiir die Telearbeit. Im Rahmen dieser Richtlinien regeln die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und ihre Vorgesetzten die Einzelheiten der Arbeitsleistung in Telearbeit in
einer schriftlichen Vereinbarung. [Eingefligtam 17. 10. 2012]

Art. 9

Stellenausschreibung

1 Offene, wieder zu besetzende Stellen werden mindestens im Amtsblatt oder im elektronischen
Stellenmarkt des Kantons ausgeschrieben.

2 Von der Pflicht zur 6ffentlichen Ausschreibung sind ausgenommen:
bis zu einem Jahr befristete Stellen;

Stellen, die in den Organisationseinheiten intern besetzt werden, sofern nicht der Regierungsrat
Anstellungsbehérde ist; [Fassung vom 15. 10. 2008]

c Stellen flr die interne Jobrotation.

Art. 9a [Eingefligt am 13. 9. 2006]

Richtlinien und Weisungen des Personalamts

Das Personalamt erlasst die fur den einheitlichen und korrekten Vollzug des Personalrechts erforderlichen
Richtlinien und Weisungen.

2. Stellenplan
Art. 10

Zweck und Inhalt

1 Der Stellenplan dient der Steuerung und Uberwachung des Personalaufwands und des
Personalbestands.

2 Er umfasst insbesondere die Funktion, die Gehaltsklasse und den Beschaftigungsgrad aller Stellen.

3 Er wird nach den Vorgaben des Regierungsrates und der Justizleitung [Fassung vom 18. 8. 2010]
ausgestaltet und gefihrt.

Art. 11

Stellenschaffung

T Gegeniiber dem jeweiligen Vorjahr zusatzlich geschaffene unbefristete Stellen sind zu begriinden und
mussen vom Regierungsrat im Rahmen der Genehmigung des Personalaufwands im Voranschlag
bewilligt werden. Bewilligungspflichtig sind zudem ohne Unterbruch aneinandergereihte befristete
Arbeitsverhaltnisse, die zusammen Uber finf Jahre dauern (Art. 16a Abs. 2 PG). [Fassung vom 17. 10.
2012]

2 Mit Bezug auf die Gerichtsbehérden und die Staatsanwaltschaft beschliesst die Justizleitung tber die
Schaffung neuer unbefristeter Stellen, soweit dies nicht neue Richterstellen oder neue Staatsanwalts- oder
Jugendanwaltsstellen betrifft. [Fassung vom 18. 8. 2010]

3 Uber den bewilligten Stellenplan hinaus diirfen im Rahmen der Produktgruppensaldi weitere Stellen nur
befristet geschaffen werden. Ihre Befristung darf maximal zwdélf Monate Uber die Periode hinaus reichen,
fir die ein im Voranschlag vom Grossen Rat genehmigter Produktgruppensaldo gilt. Der Regierungsrat
kann die Schaffung von befristeten Stellen einschréanken, soweit nicht die Justizleitung betroffen ist.
[Fassung vom 17. 10. 2012]

4 Die Einreihung von neu geschaffenen Stellen wird durch das Personalamt tiberpriift. Artikel 196 bleibt
vorbehalten. [Fassung vom 18. 8. 2010]

5 ... [Aufgehoben am 18. 8. 2010]



Art. 12

Stellenbewirtschaftung

' Die Direktionen, die Staatskanzlei, die Justizleitung oder die ermachtigten Organisationseinheiten
bewirtschaften ihren Stellenplan auf einem vom Personalamt zur Verfligung gestellten Informatiksystem.
[Fassung vom 18. 8. 2010]

2 .. [Aufgehoben am 18. 8. 2010]

3 Das Personalamt erstellt regelmassig Auswertungen Uber Veranderungen im Stellenplan.
3. Begriindung, Anderung und Beendigung des Arbeitsverhiltnisses

3.1 Arbeitsverhaltnis der Angestellten

Art. 13

Grundsatz

T Das Arbeitsverhaltnis der Angestellten wird durch dffentlich-rechtlichen Vertrag unbefristet begriindet.
Artikel 18 Absatz 1 bleibt vorbehalten. [Fassung vom 15. 10. 2008]

2 Die Anstellung erfolgt in der Regel auf Probe.

3 Die Probezeit dauert langstens sechs Monate. Erfolgt wahrend der Probezeit keine Kiindigung, wird das
Arbeitsverhaltnis definitiv.

4 Verkirzt sich die Probezeit infolge Abwesenheit vom Arbeitsplatz, kann die Anstellungsbehérde
[Fassung vom 15. 10. 2008] die Probezeit entsprechend verlangern, héchstens jedoch um zwei Monate.

5 Wird die Probezeit verlangert oder das Arbeitsverhaltnis wahrend der Probezeit aufgelést, ist dies dem
Personalamt mitzuteilen.

Art. 14

Zustandigkeit
1 Zustandig fur die Anstellung [Fassung vom 15. 10. 2008] sind

a der Regierungsrat fir die in den Organisationsverordnungen aufgefihrten Kaderstellen der
Direktionen und der Staatskanzlei und fir die in der besonderen Gesetzgebung bezeichneten
Stellen,

b die Direktionen und die Staatskanzlei flr alle Gbrigen Stellen in ihrem Zustandigkeitsbereich,
soweit sie die Befugnis nicht durch Verordnung an ihnen unterstellte Organisationseinheiten
Ubertragen,

¢ die Justizleitung, das Obergericht, das Verwaltungsgericht, die tbrigen
verwaltungsunabhangigen Verwaltungsjustizbehérden und die Generalstaatsanwaltschaft fir ihr
eigenes Personal sowie das Personal der von ihnen beaufsichtigten Gerichtsbehdrden und
Staatsanwaltschaften, soweit nicht Behérdenmitglieder betroffen sind, wobei die Ubertragung der
Anstellungsbefugnis nach Artikel 19 Absatz 3 PG vorbehalten bleibt. [Fassung vom 18. 8. 2010]

d ... [Aufgehoben am 18. 8. 2010]

2 Fur die Universitat, die Berner Fachhochschule und die Padagogische Hochschule werden die
Zustandigkeiten in der besonderen Gesetzgebung festgelegt.

Art. 15

Arbeitsvertrag [Fassung vom 15. 10. 2008]

1 Der Arbeitsvertrag bedarf zu seiner Giiltigkeit der schriftlichen Form. [Fassung vom 15. 10. 2008]
2 Der Vertrag regelt mindestens die folgenden Punkte: [Fassung vom 15. 10. 2008]
Anstellungsbehdérde, [Fassung vom 15. 10. 2008]

Art des Arbeitsverhaltnisses,

Funktionsbezeichnung,

Hinweis auf die personalrechtlichen Grundlagen,

® Q O T D

gehaltsméssige Einreihung,



f  Beginn des Arbeitsverhéltnisses,

g Beschaftigungsgrad,
h  Arbeitsort,
i ... [Aufgehoben am 15. 10. 2008]

k allféllige Einschréankungen der Niederlassungsfreiheit (z. B. Dienstwohnung).

Art. 16

Beendigung durch Kiindigung

T Kiindigungen durch die Angestellten erfolgen schriftlich und sind bei der Anstellungsbehérde [Fassung
vom 15. 10. 2008] oder einer von ihr bezeichneten Organisationseinheit einzureichen bzw. durch diese
entgegenzunehmen (Art. 24 und 26 PG [BSG 153.01)). Die Direktionen und die Staatskanzlei nehmen
Kindigungen entgegen, wenn der Regierungsrat Anstellungsbehdrde [Fassung vom 15. 10. 2008] ist.

2 Die Anstellungsbehdrde [Fassung vom 15. 10. 2008] kiindigt das Arbeitsverhaltnis nach Gewahrung des
rechtlichen Gehérs durch Verflgung (Art. 25 und 26 PG).

3 Die Anstellungsbehérde [Fassung vom 15. 10. 2008] oder die von ihr bezeichnete Organisationseinheit
teilt dem Personalamt die Beendigung mit.

Art. 17

Beendigung aus anderen Grinden

Das Arbeitsverhaltnis endet mit Erreichen der Altersgrenze nach Artikel 14 Absatz 1 PG oder bei
freiwilliger vorzeitiger Pensionierung. Ausserdem endet es im Umfang des Invaliditdtsgrads mit Beginn
einer Invalidenrente der zustandigen Vorsorgeeinrichtung.

3.2 ... [Titel aufgehoben am 15. 10. 2008]
Art. 18 [Fassung vom 15. 10. 2008]

Befristete Vertragsdauer

T Im Vertrag kann eine Befristung vorgesehen werden, wenn es die Verhéltnisse erfordern. Die Parteien
kénnen Uberdies eine Probezeit vereinbaren.

2 Das befristete Arbeitsverhaltnis endet mit Ablauf der vereinbarten Dauer. Es kann geméss Artikel 24 bis
26 PG gekindigt werden. [Fassung vom 17. 10. 2012]

3 Die fiir die Anstellung zusténdige Stelle teilt dem Personalamt die Vertragsauflésung mit. Die Universitat,
die Berner Fachhochschule und die Padagogische Hochschule sind von der Mitteilungspflicht befreit.

Art. 19 - 21

... [Aufgehoben am 15. 10. 2008]

3.3 Arbeitsverhaltnis der hauptamtlichen Behérdenmitglieder [Fassung vom 19. 10. 2011]
Art. 22

Grundsatz

! Das Arbeitsverhaltnis der hauptamtlichen Behérdenmitglieder wird durch Wahl auf eine bestimmte
Amtsdauer begriindet. [Fassung vom 19. 10. 2011]

2 Erfolgt die Wahl wiahrend der Amtsdauer, so gilt sie bis zu deren Ablauf.
Art. 23

Wahlorgane
Wahlorgane sind das Volk oder der Grosse Rat. [Fassung vom 19. 10. 2011]

Art. 24

Beendigung
1 Das Arbeitsverhaltnis endet mit Ablauf der Amtsdauer. Vorbehalten bleibt die Wiederwahl.



2 Hauptamtliche Behérdenmitglieder, die wahrend der Amtsdauer zuriicktreten wollen, haben mindestens
drei Monate vor dem gew(inschten Austrittstermin bei der Aufsichtsbehérde den Rucktritt einzureichen. Sie
entscheidet Gber dessen Annahme. [Fassung vom 19. 10. 2011]

3 Der Riicktritt ist nur auf Ende eines Monats zulassig.
3.4 Anderung des Arbeitsverhiltnisses bei gleich bleibenden Anforderungen (Versetzung)
Art. 25

Grundsatz

' Die Versetzung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erfolgt durch Zuweisung von anderer Arbeit mit
grundlegender Anderung der Stellenbeschreibung, des Arbeitsorts oder der organisatorischen Einordnung.

2 Sie kann voriibergehend oder dauernd verfligt werden. Flankierende Massnahmen nach Artikel 27
bleiben vorbehalten.

3 Das Gehalt wird von der Versetzung nicht beriihrt.
Art. 26

Zustandigkeit und Verfahren

' Die Versetzung wird durch die Anstellungsbehdrde [Fassung vom 15. 10. 2008] unter Gewéahrung des
rechtlichen Gehors verfigt. Andert mit der Versetzung auch die Anstellungsbehérde [Fassung vom 15. 10.
2008], verfiigen die bisherige und die neue Anstellungsbehérde [Fassung vom 15. 10. 2008] gemeinsam.

2 Die Verfiigung ist mindestens einen Monat vor der Umsetzung der Massnahme zu eréffnen.
Art. 27

Flankierende Massnahmen

T Entsteht durch die Versetzung in einzelnen Féllen eine besondere Harte, kdnnen die Betroffenen mit
einem schriftlich begriindeten Gesuch bei ihrer Direktion oder bei der Staatskanzlei folgende
Entschadigungen beantragen:

a effektive Mehrkosten fir den Transport mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln oder in Ausnahmefallen
eine angemessene Beteiligung an den effektiven Mehrkosten flr die Benitzung des
Privatfahrzeugs [Fassung vom 17. 10. 2012],

b effektive Mehrkosten fir auswértige Verpflegung sowie

¢ die Kosten fiir den Umzug, der durch die Anderung des Arbeitsverhéltnisses notwendig
geworden ist.

2 Diese Entschadigungen werden langstens wahrend zwei Jahren nach Antritt der neuen Stelle

ausgerichtet.

3 Uber Entschadigungen gemass Absatz 1 entscheiden die Direktionen und die Staatskanzlei nach
Mitbericht des Personalamts.

Art. 28

Arbeitsweg

Werden Entschadigungen nach Artikel 27 ausgerichtet, kdnnen die Direktionen, die Staatskanzlei oder die
von ihnen ermachtigten Organisationseinheiten einen Teil des Arbeitswegs an die Arbeitszeit anrechnen.

3.5 Freistellung wahrend der Kiindigungsfrist
Art. 29

Dauer

! Die Anstellungsbehérde kann eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter bis zur Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses freistellen, sobald [Fassung vom 17. 10. 2012]

a die betroffene Person formell Kenntnis von der bevorstehenden Kiindigung hat,
b eine Austrittsvereinbarung abgeschlossen ist oder

¢ die betroffene Person selbst gekindigt hat.



2 Allfallige Ferienguthaben und andere Zeitguthaben gelten als abgegolten, soweit sie zusammengezéhlt
die Dauer der Freistellung nicht Gbersteigen.

Art. 30

Anderweitig erzieltes Erwerbseinkommen

' Die freigestellte Mitarbeiterin oder der freigestellte Mitarbeiter ist befugt, eine neue Erwerbstatigkeit vor
Ablauf der Freistellungsdauer aufzunehmen.

2 Ein wahrend der Freistellung anderweitig erzieltes Erwerbseinkommen wird angerechnet. Die
Anstellungsbehdrde [Fassung vom 15. 10. 2008] kann in Ausnahmefallen auf die Anrechnung verzichten.

3.6 Einvernehmliche Auflésung des Arbeitsverhaltnisses [Eingefiigt am 15. 10. 2008]
3.6.1 Auflésung nach Artikel 27a des PG [Eingefiigt am 17. 10. 2012]
Art. 30a [Fassung vom 17. 10. 2012]

Voraussetzungen und Zusténdigkeiten

! Die gemass Absatz 3 zustindige Behdrde kann mit der betroffenen Person die Aufldsung ihres
Arbeitsverhaltnisses vereinbaren (Art. 27a PG), wenn die gedeihliche Zusammenarbeit nicht mehr
gegeben ist und triftige Griinde nach Artikel 25 Absatz 2 PG nicht eindeutig nachweisbar sind.

2 Zusammen mit dem Genehmigungsantrag erstattet sie der fiir die Zustimmung zustandigen Stelle vor
dem Abschluss einer Austrittsvereinbarung Bericht Uber die Umstande der einvernehmlichen Auflésung
des Arbeitsverhaltnisses.

3 Zustandig fiir den Abschluss der Austrittsvereinbarung sind

a die Direktionen und die Staatskanzlei unter Vorbehalt der Genehmigung durch den
Regierungsrat fur die in den Organisationsverordnungen aufgefuhrten Kaderstellen der
Direktionen und der Staatskanzlei und fir die in der besonderen Gesetzgebung bezeichneten
Stellen,

b die Direktionen und die Staatskanzlei im Einvernehmen mit dem Personalamt fir alle Gbrigen
Stellen in ihrem Zustandigkeitsbereich, unter Vorbehalt von Buchstabe d,

¢ die Justizleitung, das Obergericht, das Verwaltungsgericht, die Ubrigen
verwaltungsunabhangigen Verwaltungsjustizbehérden und die Generalstaatsanwaltschaft fir
ihren jeweiligen Bereich nach Anhérung des Personalamts sowie

d die Finanzdirektion im Einvernehmen mit der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion fiir alle
Stellen gemass Buchstabe b im Zustandigkeitsbereich der Finanzdirektion.

Art. 30b [Eingefigt am 17. 10. 2012]

Inhalt
' Die Austrittsvereinbarung regelt insbesondere

a die allfallige Verlangerung der ordentlichen Kindigungsfrist geméss Artikel 25 Absatz 1 PG bis
zu maximal einem Jahr sowie

b den allfélligen Beitrag an die nachgewiesenen Kosten fir die externe Unterstitzung bei der
beruflichen Neuorientierung im Umfang von maximal zwei Monatsgehéltern.

2 Die Abgangsentschadigung im Rahmen von Austrittsvereinbarungen betragt maximal 13
Monatsgehélter.

3.6.2 Auflésung ohne Zusicherung von Leistungen nach Artikel 27a des PG [Eingefiigt am 17. 10.
2012]

Art. 30c [Eingefiigtam 17. 10. 2012]

! Die Anstellungsbehérde und die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter kdnnen die Aufldsung des
Arbeitsverhaltnisses schriftlich vereinbaren

2 Die Artikel 30a und 30b sind nicht anwendbar.

4. Gehalt



4.1 Grundsétzliches
Art. 31

Gehaltsanspruch, Berechnungsregel

T Der Anspruch auf ein Gehalt entsteht mit dem Tag des Beginns des Arbeitsverhaltnisses und erlischt mit
dem Tag der Beendigung desselben. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen Uber die Gehaltsfortzahlung
far Familienangehdrige (Art. 67 PG [BSG 153.01)).

2 Der Teilwert des Monatsgehalts wird auf der Grundlage von 30 Kalendertagen, ein Tagesansatz auf der
Grundlage von 22 Arbeitstagen ermittelt. Ein Stundenansatz wird auf der Grundlage von monatlich 182
Arbeitstunden berechnet.

Art. 32

Ausrichtung des Gehalts

T Je 1/13 des Jahresgehalts wird monatlich ausgerichtet. Der letzte der 13 Teile wird als 13. Monatsgehalt
in zwei Teilen im Juni und im Dezember ausbezahlt.

2 Das 13. Monatsgehalt bemisst sich als Anteil des in der massgebenden Berechnungsperiode
ausbezahlten Gehalts, ohne Bertcksichtigung allfalliger Zulagen.

3 Bei Dienstantritt und bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses besteht ein anteilsmassiger Anspruch auf
Ausrichtung des 13. Monatsgehalts.

Art. 33

Grundgehalt, Gehaltsstufen, Einstiegsstufen [Fassung vom 13. 9. 2006]
' Die Grundgehélter der 30 Gehaltsklassen sind im Anhang zum Personalgesetz festgelegt.

2 Fir jede Gehaltsklasse bestehen ein Grundgehalt von 100 Prozent und 80 Gehaltsstufen von je 0,75
Prozent.

3 Dem Grundgehalt sind zwélf Einstiegsstufen von je 0,75 Prozent des Grundgehalts vorangestellt.
[Fassung vom 13. 9. 2006]

Art. 34

Einreihung der Funktionen

1 Die Einreihung der Funktionen in die entsprechende Gehaltsklasse erfolgt unter Beriicksichtigung der
Anforderungen und Belastungen sowie der Entwicklung der Gehélter der 6ffentlichen Gemeinwesen und
der Privatwirtschaft.

2 Die Einreihungen werden im Anhang | festgelegt.
3 .. [Aufgehoben am 15. 10. 2008]

Art. 34a [Eingefligt am 22. 2. 2006]

Begleitung von neuen Funktionen

T Der Regierungsrat kann neue Funktionen durch die Bewertungskommission (Art. 195-197) begleiten
lassen. Diese Funktionen werden im Anhang | besonders hervorgehoben. [Fassung vom 15. 10. 2008]

2 Die Einreihung von Stellen erfolgt ab der Gehaltsklasse 24 mit Zustimmung der Bewertungskommission;
bei tieferen Gehaltsklassen ist die Zustimmung des Personalamts erforderlich. [Fassung vom 18. 8. 2010]

3 Spatestens nach drei Jahren erstattet die Bewertungskommission dem Regierungsrat Bericht tiber die
Erfahrungen mit den neuen Funktionen. Der Regierungsrat beschliesst Gber eine definitive Aufnahme in
den Anhang .

Art. 35

Richtpositionsumschreibung
' Die Richtpositionsumschreibung (RPU) definiert die im Anhang | aufgefiihrten Funktionen.

2 Das Personalamt erlasst die RPU in Zusammenarbeit mit den Direktionen, der Staatskanzlei und der
Justizleitung [Fassung vom 18. 8. 2010] und aktualisiert sie nach Bedarf.

Art. 36



Unbefristete Stellvertretung

' Ein unbefristetes Stellvertretungsverhaltnis liegt vor, wenn dauernd bedeutende Aufgaben und
Kompetenzen einer hierarchisch héher gestellten Stelle ausserhalb des Tatigkeitsfelds der eigenen Stelle
Ubernommen werden. Stellvertretungen fir Stellen der gleichen oder einer tieferen Hierarchiestufe werden
nicht separat entschadigt.

2 Stellvertretungen kénnen mit einer zusatzlichen Gehaltsklasse zur Stammfunktion abgegolten werden.
Wenn die vertretene Stelle lediglich eine Klasse tber der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter eingereiht
ist, kdnnen bis zu sechs Gehaltsstufen zuséatzlich gewahrt werden.

3 Bei Wegfall eines Stellvertretungsverhéltnisses sind die zusatzlich gewahrten Gehaltsklassen bzw.
Gehaltsstufen riickgangig zu machen.

4 Fir befristete Stellvertretungen ist Artikel 81 anwendbar.
Art. 37

Anwendung der Gehaltsregelung fir Lehrkréafte

Der Regierungsrat kann fiir bestimmte Funktionen die Vorschriften Uber die Gehaltsausrichtung far
Lehrkréafte als anwendbar erkléren. Er regelt in diesem Zusammenhang die tbrigen
Anstellungsbedingungen wie Ferienanspruch, Beitrdge an die Pensionskasse und Beendigungsfristen.

4.2 Festlegung des Gehalts bei Stellenantritt
Art. 38

Zustandigkeit

1 Die Direktionen, die Staatskanzlei oder die von ihnen erméchtigten Organisationseinheiten legen das
Anfangsgehalt nach den Grundsatzen von Artikel 39 und 40 fest. Bei Abweichung von den in Anhang Il
festgelegten Werten ist die Zustimmung des Personalamts erforderlich. Vorbehalten bleibt die Verordnung
vom 13. September 2006 lber das Anfangsgehalt und den Gehaltsaufstieg nach einer beruflichen
Grundausbildung (Einstiegsstufenverordnung, ESV [BSG 153.011.3]). [Fassung vom 13. 9. 2006]

2 Fir die nachfolgenden Funktionen legt die Justizleitung das Anfangsgehalt nach den Grundsatzen von
Artikel 39 und 40 fest. Bei Abweichung von den in Anhang Il festgelegten Werten ist das Personalamt
anzuhéren: [Absatz 2 Fassung vom 18. 8. 2010]

hauptamtliche Mitglieder des Obergerichts und des Verwaltungsgerichts,

Generalstaatsanwaltin oder Generalstaatsanwalt und deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter,
hauptamtliche Richterinnen und Richter der Steuerrekurskommission,

Gerichtspréasidentinnen und Gerichtsprasidenten,

Jugendgerichtsprasidentinnen und Jugendgerichtsprasidenten,
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Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte,

Jugendanwaltinnen und Jugendanwalte,
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hauptamtliche Mitglieder der Schlichtungsbehdrden.

3 Das Anfangsgehalt der Regierungsstatthalterinnen und Regierungsstatthalter sowie der Geistlichen wird
von der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion nach den Grundsatzen von Artikel 39 und 40 festgelegt.
Bei Abweichung von den in Anhang Il festgelegten Werten ist die Zustimmung des Personalamts
erforderlich. [Fassung vom 18. 8. 2010]

4 Das Anfangsgehalt der oder des Beauftragten fiir Datenschutz wird von der Justiz-, Gemeinde- und
Kirchendirektion nach Ricksprache mit dem Prasidium der Oberaufsichtskommission nach den
Grundsétzen von Artikel 39 und 40 festgelegt. Bei Abweichung von den in Anhang Il festgelegten Werten
ist die Zustimmung des Personalamts erforderlich. [Fassung vom 18. 8. 2010]

5 Die Zustandigkeit zur Festlegung des Anfangsgehalts der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Universitat, der Berner Fachhochschule und der Padagogischen Hochschule richtet sich nach der
besonderen Gesetzgebung. Bei Abweichung des Anfangsgehalts von den in Anhang Il festgelegten
Werten ist die Zustimmung des Personalamts erforderlich. [Fassung vom 13. 9. 2006]

6 Das Anfangsgehalt von Reinigungspersonal geméss Artikel 49 wird nach den Werten von Anhang IV
festgelegt. Bei Abweichung von diesen Werten ist die Zustimmung des Personalamts erforderlich.
[Eingefiigt am 28. 11. 2007]



Art. 39

Anfangsgehalt

' Das Anfangsgehalt entspricht dem Grundgehalt der im Stellenplan vorgesehenen Gehaltsklasse, wenn
die grundsatzlichen Anforderungen der Stelle erflillt sind und keine Gehaltsstufen nach Artikel 40
angerechnet werden.

2 Der Regierungsrat kann fir bestimmte Funktionen eine Einstiegsstufe [Fassung vom 13. 9. 2006] als
Anfangsgehalt bestimmen, wenn das Grundgehalt wesentlich hdher ist als das Anfangsgehalt
vergleichbarer Stellen 6ffentlicher Gemeinwesen und der Privatwirtschaft.

3 Er legt bei Bedarf fest, welche Funktionen in Einstiegsstufen [Fassung vom 13. 9. 2006] einzureihen sind.
Art. 40

Gehaltsstufen flir neu anzustellendes Personal

' Fir die Bestimmung der Gehaltsstufe fiir neu anzustellendes Personal sind die zur Ausiibung der
Funktion dienlichen Erfahrungen und Fahigkeiten zu berlcksichtigen.

2 Bei der Einstufung von neu anzustellendem Personal ist auf die Einstufung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die eine vergleichbare Funktion unter &hnlichen beruflichen und persénlichen
Voraussetzungen erflllen, Ricksicht zu nehmen.

3 Direkt dienliche Praxisjahre kénnen mit bis zu vier Gehaltsstufen angerechnet werden. Dabei sind der
Beschaftigungsgrad in friheren Stellen und die Vergleichbarkeit friherer Téatigkeiten mit der neuen Stelle
sowie die Arbeitsmarktlage angemessen zu berlcksichtigen. Eine weiter gehende Anrechnung von
Gehaltsstufen ist im Einvernehmen mit dem Personalamt zuldssig.

4 Berufliche oder ausserberufliche Tatigkeiten wie die Betreuungsarbeit oder die Ausiibung eines
offentlichen Amts, die flr die Auslbung der Funktion indirekt dienlich sind, kdnnen mit einer Gehaltsstufe
fir ein volles Jahr, hdchstens aber mit 15 Gehaltsstufen, angerechnet werden.

5 Fir das gleiche Jahr diirfen Gehaltsstufen nicht mehrfach angerechnet werden.

6 Nicht angerechnet wird die Zeit der Aus- und Weiterbildung einschliesslich der dazu gehérenden
Praktika, die fir die Auslibung der Funktion erforderlich sind.

7 Beim Stellenwechsel innerhalb der Kantonsverwaltung kann das Anfangsgehalt nach den Grundsétzen
der Absétze 1 bis 6 festgelegt werden. Organisatorisch bedingte Stellenwechsel begrinden keinen
Anspruch auf die Anrechnung zuséatzlicher Gehaltsstufen.

Art. 41

Voribergehende Tiefereinstufung

1 Sind nicht alle fiir die Funktion erforderlichen Voraussetzungen erfiillt, kann eine Mitarbeiterin oder ein
Mitarbeiter voriibergehend tiefer eingestuft werden, als aufgrund der Erfahrung méglich wére.

2 Der Umfang des Stufenabzugs ist in der Anstellungsverfligung festzuhalten.

3 Sobald die Voraussetzungen fiir die Ausiibung der Stelle erfiillt sind, entfallt der Stufenabzug.
4.3 Veranderung der Einreihung
Art. 42

Hoéhereinreihung

1 Eine Stelle wird auf Antrag der Direktion, der Staatskanzlei oder der Justizleitung im Einvernehmen mit
dem Personalamt hdher eingereiht, wenn die Anforderungen und Belastungen wesentlich zugenommen
haben. Fir begleitet eingeflihrte Funktionen gilt ausserdem Artikel 34a. [Fassung vom 17. 10. 2012]

2 Die Gehaltsstufe wird nach den Grundsétzen von Artikel 40 festgelegt.

3 Wird eine neue, hoher eingereihte Stelle nur voriibergehend angenommen, darf bei spaterer
Ruckversetzung auf die friihere, tiefer eingereihte Stelle hdchstens die durch den Klassenwechsel
bedingte Gehaltserhéhung riickgadngig gemacht werden.

Art. 43

Tiefereinreihung

1 Eine Stelle wird auf Antrag der Direktion, der Staatskanzlei oder der Justizleitung nach Anhérung der
betroffenen Person im Einvernehmen mit dem Personalamt tiefer eingereiht, wenn die Anforderungen und



Belastungen wesentlich kleiner geworden sind. Fir begleitet eingefiihrte Funktionen gilt ausserdem Artikel
34a. [Fassung vom 17. 10. 2012]

2 Die Gehaltsstufe wird nach den Grundsétzen von Artikel 40 festgelegt.

3 Ist mit der Ubernahme einer tiefer eingereihten Stelle eine nominelle Gehaltseinbusse verbunden, ist
das bisherige Arbeitsverhaltnis unter Einhaltung der Fristen nach Artikel 25 PG zu beenden. Fir die
Ubernahme der tiefer eingereihten Funktion ist ein neues Arbeitsverhaltnis zu begriinden. Die bisher
geleisteten Dienstjahre sind anrechenbar.

4 Bei Kiindigung nach Absatz 3 ist die Stellenvermittiungsverordnung (StvV [BSG 153.011.2]) anwendbar.
4.4 Individueller Gehaltsaufstieg
Art. 44

Grundsatz

1 Der Aufstieg innerhalb einer Gehaltsklasse erfolgt durch Anrechnung von Gehaltsstufen. Ein Anspruch
auf Ausrichtung von zusétzlichen Gehaltsstufen besteht nicht.

2 Der Aufstieg Uber die Gehaltsstufen ist von der Leistungs- und Verhaltensbeurteilung nach Artikel 163
abhangig und kann im Rahmen der verfigbaren Mittel wie folgt gewahrt werden:

a fur herausragende Leistungen (Beurteilungsstufe A++) jahrlich bis zu zehn Gehaltsstufen,
b fur sehr gute Leistungen (Beurteilungsstufe A+) jahrlich bis zu sechs Gehaltsstufen,

¢ fir gute Leistungen (Beurteilungsstufe A) bis zu drei Gehaltsstufen.

3 Fur ausreichende Leistungen (Beurteilungsstufe B) oder nicht ausreichende Leistungen
(Beurteilungsstufe C) kénnen keine Gehaltsstufen angerechnet werden.

4 Eine gute Leistung (Beurteilungsstufe A) liegt vor, wenn die Zielvorgaben oder Leistungserwartungen
erfillt sind. Abweichungen davon sind im Beurteilungsblatt kurz zu begrinden. [Fassung vom 13. 9. 2006]

Art. 45

Bemessungskriterien

! Die zu gewahrenden Gehaltsstufen werden gestiitzt auf die Leistungs- und Verhaltensbeurteilung und
unter Berilcksichtigung der fir den Gehaltsaufstieg verfligbaren Mittel festgesetzt. Vorbehalten bleibt ein
beschleunigter oder ausserordentlicher Gehaltsaufstieg geméss Artikel 7 ESV. [Fassung vom 13. 9. 2006]

2 Die Bemessung von Gehaltsstufen darf nicht von der Gehaltsklasse, dem Beschaftigungsgrad, der
Hierarchiestufe, dem Arbeitsort oder dem Geschlecht abhé&ngig gemacht werden.

3 Das Personalamt wertet zuhanden des Regierungsrates und der Justizleitung periodisch die Umsetzung
des individuellen Gehaltsaufstiegs anonymisiert aus. Der Regierungsrat und die Justizleitung treffen
gegebenenfalls die erforderlichen Massnahmen zur Erreichung der Ziele nach Absatz 2. [Fassung vom 18.
8.2010]

Art. 46

Umsetzung

! Der Regierungsrat legt den Umfang der jeweils fiir den individuellen Gehaltsaufstieg verfligbaren Mittel
fest und teilt sie auf die Direktionen, die Staatskanzlei und auf die Justizleitung auf (Art. 75 PG). [Fassung
vom 18. 8. 2010]

2 Der Aufstieg in eine hohere Gehaltsstufe erfolgt auf den 1. Januar des folgenden Jahres, sofern auf
Grund der Art und Dauer des Arbeitsverhéltnisses eine systematische Beurteilung von Leistung und
Verhalten durchgefihrt werden konnte.

3 Der Regierungsrat kann den Aufstieg auf einen anderen Termin festsetzen.
Art. 47

Ausnahmen von der Leistungs- und Verhaltensbeurteilung

' Fir die folgenden Stellen werden Gehaltsstufen ohne Leistungs- und Verhaltensbeurteilung
angerechnet:

a Staatsschreiberin oder Staatsschreiber,



Vorsteherin oder Vorsteher der Finanzkontrolle,
Verwaltungsdirektorin oder Verwaltungsdirektor der Universitét,

... [Aufgehoben am 18. 8. 2010]
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Dozentinnen und Dozenten der Universitat, der Berner Fachhochschule, der Padagogischen
Hochschule sowie der Technikerschulen Héhere Fachschule Holz Biel, [Fassung vom 8. 4. 2009]

f  Mitglieder des Obergerichts und des Verwaltungsgerichts,
g hauptamtliche Richterinnen und Richter der Steuerrekurskommission, [Fassung vom 18. 8. 2010]

h Generalstaatsanwaltin oder Generalstaatsanwalt und deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter,
[Fassung vom 18. 8. 2010]

i Vorsitzende der Schlichtungsbehérde, [Fassung vom 18. 8. 2010]
k ... [Aufgehoben am 18. 8. 2010]
I Gerichtsprasidentinnen und Gerichtsprésidenten,

m Jugendgerichtsprasidentinnen und Jugendgerichtsprasidenten,

n Beauftragte oder Beauftragter fir Datenschutz, [Fassung vom 18. 8. 2010]
o Regierungsstatthalterinnen und Regierungsstatthalter,

p Geistliche,

q Ratssekretérin oder Ratssekretar. [Eingefligt am 18. 8. 2010]

2 Der Regierungsrat legt fiir diese Funktionen den Gehaltsaufstieg oder die Anzahl der Gehaltsstufen
jahrlich fest. Er berticksichtigt dabei die Vorgaben, die fir den individuellen Gehaltsaufstieg des Personals
mit Leistungs- und Verhaltensbeurteilung festgelegt werden in der Absicht, den Funktionen nach Absatz 1
mittelfristig eine mit dem Ubrigen Personal vergleichbare Gehaltsentwicklung zu ermdglichen.

Art. 48
... [Aufgehoben am 17. 10. 2012]
Art. 49

Reinigungspersonal

1 Von der Leistungs- und Verhaltensbeurteilung ausgenommen ist das Reinigungspersonal, wenn
die Beschaftigung zeitlich auf weniger als ein Jahr befristet ist,

monatlich in der Regel weniger als 50 Stunden gearbeitet wird,

die Anstellung teilzeitlich im Stundenlohn mit schwankendem Beschéaftigungsgrad erfolgt,
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die Beurteilung aus sprachlichen Grinden nicht zweckmassig erscheint. [Eingefiigt am 15. 10.
2008]

2 Fir diese Personalkategorie kdnnen bis zu drei Gehaltsstufen pro Jahr bis zur Gehaltsstufe 40
angerechnet werden. Artikel 47 Absatz 2 gilt sinngemass. [Fassung vom 13. 9. 2006]

Art. 50

Fort- und Weiterbildung

T Der Abschluss einer qualifizierten Zusatzausbildung kann mit deren Abschluss mit der Anrechnung von
Gehaltsstufen honoriert werden, sofern die Ausbildung flr die Auslibung der Funktion direkt umgesetzt
werden kann. Das Einvernehmen des Personalamts ist erforderlich.

2 Fir den Abschluss von Ausbildungen, die fiir die Ausiibung der Funktion als notwendig oder blich
gelten, werden keine Gehaltsstufen angerechnet.

Art. 51

Ausserordentlicher Gehaltsaufstieg bei besonderen Verhaltnissen

' Der Regierungsrat kann einer Personalkategorie oder Berufsgruppe bei Vorliegen besonderer
Verhaltnisse einen ausserordentlichen Gehaltsaufstieg innerhalb der Gehaltsklasse gewéahren, namentlich
wenn



a beibestehenden Einstufungen strukturelle Verzerrungen offenkundig sind,
b der Regierungsrat die Einstiegsstufen firr die von ihm gemass Artikel 39 Absatz 2 bezeichneten
Funktionen aufhebt. [Fassung vom 13. 9. 2006]

2 Die nach Artikel 38 zustandige Behérde kann einer Einzelperson im Einvernehmen mit dem
Personalamt einen ausserordentlichen Gehaltsaufstieg gewéhren, wenn es die besonderen Verhaltnisse
rechtfertigen.

4.5 Gehaltsausrichtung bei Krankheit und Unfall
Art. 52

Behdérdenmitglieder und Angestellte [Fassung vom 13. 9. 2006]

1 Bei Arbeitsverhinderung wegen Krankheit oder Unfall wird den Behdrdenmitgliedern und Angestellten
das volle Gehalt héchstens wie folgt ausgerichtet: [Absatz 1 Fassung vom 13. 9. 2006]

a im ersten Jahr zu 100 Prozent,
b im zweiten Jahr zu 90 Prozent.
2 Die Gehaltsfortzahlung ist in jedem Fall an den Bestand des Arbeitsverhaltnisses gebunden.

Vorbehalten bleibt ein allfalliger weiter gehender Anspruch auf Kranken- oder Unfalltaggelder. [Fassung
vom 13. 9. 2006]

3 Familien- und Betreuungszulagen [Fassung vom 15. 10. 2008] sind von der Kiirzung im zweiten
Krankheitsjahr ausgenommen.

4 Funktionsbezogene Zulagen werden nicht weiter ausgerichtet, wenn die Arbeitsverhinderung langer als
einen Monat dauert. [Fassung vom 28. 11. 2007]

Art. 52a
... [Aufgehoben am 15. 10. 2008]
Art. 52b [Fassung vom 17. 10. 2012]

Lernende

Lernende haben bei Arbeitsverhinderung wegen Krankheit oder Unfall Anspruch bis zu hdchstens sechs
vollen Monatsgehéltern.

Art. 53 [Fassung vom 17. 10. 2012]

Kirzung oder Einstellung des Gehalts
' Das Gehalt bei Krankheit oder Unfall kann gekiirzt oder eingestellt werden, wenn

a eine Krankheit oder ein Unfall absichtlich oder grobfahrlassig herbeigefuhrt worden oder in
Auslbung einer bezahlten Nebenbeschaftigung aufgetreten ist,

b sich die betroffene Person den erforderlichen Abkl&rungs- und Eingliederungsmassnahmen
widersetzt oder sich einer angeordneten arztlichen Untersuchung nicht unterzieht,

c bei arztlich festgestellter Arbeitsfahigkeit die Wiederaufnahme der Arbeit verweigert wird.
2 Das Personalamt verfligt die Kiirzung oder Einstellung des Gehalts auf Antrag der Anstellungsbehérde.

Diesbezugliche Beschwerden haben keine aufschiebende Wirkung, ausser die instruierende Behérde
ordne sie an.

Art. 54

Entstehung eines neuen Anspruchs auf Gehalt bei Krankheit oder Unfall

T Mehrere Dienstabwesenheiten infolge Krankheit oder Unfalls, bei denen durch Arztzeugnis
verschiedene Ursachen nachgewiesen werden, begriinden jeweils einen neuen und vollstadndigen
Anspruch auf Gehalt bei Krankheit oder Unfall nach Artikel 52.

2 Bei mehreren Dienstabwesenheiten infolge Krankheit oder Unfalls mit gleicher Ursache entsteht ein
neuer und vollstandiger Anspruch nur, wenn zwischen den Dienstabwesenheiten mindestens drei Monate
zum urspriinglichen Beschéftigungsgrad gearbeitet worden ist.

Art. 55



Teilweise Arbeitsféhigkeit

Die teilweise Arbeitsféhigkeit verlangert den Gesamtanspruch auf Gehaltsfortzahlung nach Artikel 52 im
Verhaltnis zur geleisteten Arbeitszeit, hdchstens jedoch um ein weiteres Jahr.

Art. 56

Berlcksichtigung von Leistungen Dritter

T Soweit Leistungen gleicher Art und fiir das gleiche Ereignis der betreffenden Vorsorgeeinrichtung, einer
anderen Sozialversicherung oder eines haftpflichtigen Dritten nicht dem Kanton zukommen, wird das nach
Artikel 52 fiir den gleichen Zeitraum weiter ausgerichtete Gehalt im Umfang dieser Leistungen gekurzt.

2 Werden Leistungen nach Absatz 1 gleicher Art und fiir das gleiche Ereignis erst nachtraglich festgelegt
und nachbezahlt, wird die Gehaltsfortzahlung im Umfang der fur die gleiche Zeit nachbezahlten Leistung
gekilrzt und das zu viel bezogene Gehalt von der betroffenen Person zurlickgefordert. Der Kanton kann im
Umfange dieses Rickforderungsrechts die Auszahlung der Nachzahlung an ihn verlangen. [Fassung vom
15. 10. 2008]

3 Ist eine Person in der Lage, ihre bisherige oder eine andere gleichwertige Tatigkeit uneingeschrénkt
weiter zu versehen, so fliessen ihr allféllige Sozialversicherungsleistungen ungekurzt zu.

4 Stellen dem Kanton ausbezahlte Leistungen Dritter nicht massgebenden Lohn im Sinne der AHV-
Gesetzgebung dar, wird der darauf zu viel berechnete AHV/IV/EO/ALV/UV-Beitrag nicht zurlickerstattet.
[Eingefiigt am 15. 10. 2008]

Art. 57

Meldepflicht, Arztzeugnis

T Jede krankheitsbedingte Dienstabwesenheit ist im Laufe des ersten Tags unter Angabe des Grundes
der vom Amt bezeichneten Stelle zu melden. Spatestens nach dem flnften Arbeitstag ist ein Arztzeugnis
einzureichen.

2 Treten wiederholt kurze Krankheitsabsenzen von einem bis fiinf Tagen auf, kann das Arztzeugnis schon
friiher verlangt werden.

3 Dauert eine Krankheit langer an, kénnen periodisch weitere Zeugnisse verlangt werden.
Art. 58 [Fassung vom 13. 9. 2006]

Unterstltzung bei lAngerer Abwesenheit

1 Bei langerer Abwesenheit hat die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter nach vier Wochen ein Arztzeugnis
mit Aussagen Uber Ausmass und voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfahigkeit bei der von der
Organisationseinheit bezeichneten Stelle einzureichen. Diese informiert unverziiglich das Personalamt auf
dem Dienstweg.

2 Das Personalamt kann zur weiteren Abklarung gegebenenfalls eine vertrauensarztliche Untersuchung
anordnen.

3 Dauert die Abwesenheit an oder ist die Wiederaufnahme der Arbeit ungewiss, leitet die vom
Personalamt bezeichnete Stelle in Absprache mit der von der Amtsvorsteherin oder vom Amtsvorsteher
bezeichneten Stelle, dem dezentralen Personaldienst und der betroffenen Person die nétigen Abklarungen
und geeigneten Massnahmen ein, um die Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess zu unterstiitzen.

4 Die betroffene Person unterstiitzt die zumutbaren Bemiihungen zur Wiedereingliederung in den
Arbeitsprozess kooperativ und aktiv, insbesondere durch die Umsetzung der vereinbarten Massnahmen.

5 Weigert sich die betroffene Person, sich einer vertrauensérztlichen Untersuchung zu unterziehen, oder
verletzt sie die Mitwirkungspflicht nach Absatz 4, kann das Personalamt das Kranken- oder Unfallgehalt
angemessen kirzen oder zurtckfordern.

Art. 59

Kur- und Erholungsurlaub

Fir die Bewilligung eines bezahlten Urlaubs flr eine arztlich verordnete Bade- oder Erholungskur sind die
Direktionen, die Staatskanzlei oder die von ihnen ermachtigten Organisationseinheiten zustandig.

4.6 Gehaltsausrichtung bei Mutterschaft

Art. 60 [Fassung vom 17. 10. 2012]

T Anlasslich einer Geburt wird dem weiblichen Personal ein Urlaub von 16 Wochen gewéhrt. Das Gehalt



wird zu 100 Prozent des durchschnittlichen Beschaftigungsgrads der finf Monate vor Beginn des
Anspruchs ausgerichtet.

2 Der Anspruch nach Absatz 1 entsteht auch, wenn das Kind nicht lebensféhig geboren wird, die
Schwangerschaft aber mindestens 23 Wochen gedauert hat.

3 Der Mutterschaftsurlaub beginnt spatestens am Tag der Geburt und friihestens zwei Wochen vor dem
mutmasslichen Geburtstermin. Krankheit und Unfall unterbrechen den Mutterschaftsurlaub nicht.

4 Muss ein Neugeborenes aus gesundheitlichen Griinden nach der Geburt im Spital bleiben oder muss es
wieder ins Spital gebracht werden, so kann die Mutter den Beginn des Mutterschaftsurlaubs bis zur
Spitalentlassung des Kindes aufschieben. Der Aufschub kann nur erfolgen, wenn ein Neugeborenes
mindestens drei Wochen im Spital bleiben muss.

5 Wird die Arbeit wahrend der Urlaubsdauer wieder aufgenommen, verfallt der Mutterschaftsurlaub, soweit
er noch nicht bezogen ist.

6 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben im Zusammenhang mit der Geburt eines Kindes oder Adoption
auf Gesuch hin Anspruch auf unbezahlten Urlaub bis zu sechs Monaten, sofern der ordentliche
Dienstbetrieb sichergestellt ist.

7" Die bundesrechtliche Mutterschaftsentschadigung fallt an den Kanton. Wird das entsprechende
Formular nicht abgegeben, wird das Gehalt um die dem Kanton entgehende Mutterschaftsentschadigung
gekdarzt.

4.7 Gehaltsausrichtung wahrend des Militér-, Zivilschutz- und Zivildienstes
Art. 61

Rekrutierungstage
Wahrend der Rekrutierungstage wird das Gehalt unbeschrankt ausgerichtet.

Art. 62

Rekrutenschule

1 Wahrend der Dienstleistung als Rekrutin oder Rekrut werden 50 Prozent des ordentlichen Gehalts
ausgerichtet.

2 |st die Rekrutin oder der Rekrut wahrend der Dienstleistung unterhaltsverpflichtet, werden 75 Prozent
des ordentlichen Gehalts ausgerichtet.

3 Lernende erhalten wahrend der Rekrutenschule den vollen Lohn.
Art. 63

Weitere Dienste der militdrischen Grundausbildung; Zivilschutzdienst

Wahrend der Leistung weiterer militdrischer Grundausbildungsdienste sowie gesetzlich vorgeschriebener
Zivilschutzdienste wird das Gehalt unbeschrankt ausgerichtet.

Art. 64

Durchdienende

' Wahrend der Dienstleistung als Durchdienende werden in den ersten 120 Tagen 50 Prozent bzw. bei
Unterhaltsverpflichtung der oder des Dienstpflichtigen 75 Prozent des ordentlichen Gehalts ausgerichtet.

2 Nach Absolvierung der ersten 120 Tage haben die Durchdienenden Anspruch auf volle
Gehaltsausrichtung.

Art. 65

Ausbildungsdienste der Unteroffiziere und Offiziere

T Wahrend der Ausbildungsdienste der Unteroffiziere und Offiziere wird das Gehalt wie folgt ausgerichtet:
[Absatz 1 Fassung vom 15. 10. 2008]

a Wahrend der ersten 70 Tage der Ausbildungsdienste 50 Prozent des ordentlichen Gehalts bzw.
bei Unterhaltsverpflichtung der oder des Dienstpflichtigen 75 Prozent.

b Wahrend der verbleibenden Zeit des Ausbildungsdienstes wird das Gehalt unbeschrankt weiter
ausgerichtet.

2 Wird das Arbeitsverhaltnis seitens der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters vor Vollendung des zweiten



Dienstjahrs beim Kanton aufgeldst, ist dieses Gehalt wie folgt zurlickzuerstatten:

a bei Austritt vor Vollendung des ersten Dienstjahrs 50 Prozent des wahrend der
Ausbildungsdienste ausgerichteten Nettogehalts;

b bei Austritt wahrend des zweiten Dienstjahrs 25 Prozent des wéhrend der Ausbildungsdienste
ausgerichteten Nettogehalts.
3 Der Riickerstattungsbetrag wird mit dem letzten Gehalt verrechnet.

4 Als massgebendes Nettogehalt gilt das Gehalt einschliesslich allfalliger Kinder- und Betreuungszulagen,
abzlglich AHV/IV/EO/ALV und Pramien der Nichtberufsunfallversicherung. Alle anderen Abziige,
insbesondere Pensionskassenabziige, sind nicht zu berlcksichtigen.

5 Liegt der Austritt aus dem Dienst des Kantons im éffentlichen Interesse, kann die Direktion oder die
Staatskanzlei im Einvernehmen mit dem Personalamt ganz oder teilweise auf die Ruckforderung
verzichten.

Art. 66

Zivildienst

T Wenn die oder der Pflichtige die Rekrutenschule nicht absolviert hat, wird das Gehalt wie folgt
ausgerichtet:

a Wahrend der ersten 120 Tage der gesamten Dauer des Zivildienstes 50 Prozent des
ordentlichen Gehalts bzw. bei Unterhaltsverpflichtung der oder des Dienstpflichtigen 75 Prozent.

b Wahrend der verbleibenden Zeit des Zivildienstes wird das Gehalt unbeschrankt weiter
ausgerichtet.

2 Hat die oder der Pflichtige die Rekrutenschule absolviert, wird das Gehalt wahrend des Zivildienstes
unbeschrankt ausgerichtet.

Art. 67

Freiwillige Dienstleistungen

T Wahrend der Leistung von freiwilligen Diensten kann das Gehalt von den Direktionen und der
Staatskanzlei im Einvernehmen mit dem Personalamt gekuirzt werden.

2 Die Direktionen und die Staatskanzlei kdnnen die Leistung von freiwilligen Diensten untersagen, wenn
dies aus dienstlichen Griinden notwendig ist.

Art. 68

Aktiv- und Assistenzdienst
Der Regierungsrat regelt die Gehaltsausrichtung bei Leistung von Aktiv- oder Assistenzdienst.

Art. 69 [Fassung vom 15. 10. 2008]

Befristete Anstellungen

Flr weniger als drei Monate befristet angestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben wahrend der
Dienstleistungen keinen Anspruch auf Gehalt.

Art. 70

Dienstverweigerer

Verurteilten Militardienst-, Zivilschutzdienst- oder Zivildienstverweigerern wird unbezahlter Urlaub fiir die
Dauer der Arbeitsleistung bzw. der Strafverblissung gewéhrt.

Art. 71

Krankheit oder Unfall im Dienst

T Bei Krankheit oder Unfall im Militar-, Zivilschutz- oder Zivildienst wird das Gehalt wie folgt ausgerichtet:
a solange die Dienstpflichtigen den Sold erhalten, wird das Gehalt nach Artikel 52 ausgerichtet,

b wird kein Sold mehr ausgerichtet, wird das Gehalt um die Leistung der Militarversicherung an die
Dienstpflichtigen gekirzt.

2 Diese Falle sind umgehend dem Personalamt zu melden.



Art. 72

Abgabe der Soldmeldekarte

T Im Anschluss an jede besoldete Dienstleistung ist die Soldmeldekarte innerhalb eines Monats der
zustéandigen Stelle der Direktion oder der Staatskanzlei abzugeben. Diese Pflicht besteht auch dann, wenn
der Dienst an vereinzelten Tagen oder ausserhalb der ordentlichen Arbeitszeit geleistet wurde.

2 Wird die Soldmeldekarte nicht abgegeben, wird das Gehalt um die dem Kanton entgehende EO-
Entschadigung gekdirzt.

3 Die Absatze 1 und 2 gelten auch fiir Teilzeitbeschaftigte.
Art. 73

Bezug der EO-Entschadigung

Die gesetzliche Erwerbsausfallentschadigung fallt, soweit sie durch das Gehalt kompensiert wird, an den
Kanton. Der wahrend der Dienstleistung zu viel bezahlte Unfallversicherungsbeitrag wird nicht
zuruckerstattet.

4.8 Gehalt fur Personal in Ausbildung und Personal bis zum 18. Altersjahr
Art. 74

Der Regierungsrat regelt das Gehalt fir Personal in Ausbildung und fir Personal bis zum 18. Altersjahr
durch Beschluss.

4.9 Naturalien
Art. 75

Der Regierungsrat regelt die Ansatze fiir die gehaltsmassige Beriicksichtigung der Naturalbezlige wie
Kost und Logis oder Dienstwohnungsbeniitzung durch Beschluss.

5. Besondere Leistungen

5.1 Zulagen

5.1.1 Familienzulagen [Titel Fassung vom 15. 10. 2008]
Art. 76 [Fassung vom 15. 10. 2008]

Anspruch, Arten und Héhe der Zulagen

' Der Anspruch auf Familienzulagen richtet sich nach dem Bundesgesetz vom 24. Marz 2006 (iber die
Familienzulagen (Familienzulagengesetz, FamZG [SR 836.2]), der Verordnung vom 31. Oktober 2007 Uber
die Familienzulagen (Familienzulagenverordnung, FamZV [SR 836.21)) und dem Gesetz vom 11. Juni
2008 Uber die Familienzulagen (KFamZG [ BSG 832.71)).

2 Die Familienzulagen umfassen

a die Kinderzulage: Sie betragt jahrlich 2760 Franken und wird ab dem Geburtsmonat des Kindes
bis zum Ende des Monats ausgerichtet, in dem das Kind das 16. Altersjahr vollendet; ist das Kind
erwerbsunfahig, so wird die Zulage bis zum vollendeten 20. Altersjahr ausgerichtet;

b die Ausbildungszulage: Sie betragt jahrlich 3480 Franken und wird ab dem Ende des Monats, in
dem das Kind das 16. Altersjahr vollendet, bis zum Abschluss der Ausbildung ausgerichtet,
langstens jedoch bis zum Ende des Monats, in dem es das 25. Altersjahr vollendet.

3 Die Familienzulagen werden geméss Artikel 1 Absatz 2 KFamZG der Teuerung angepasst.
Art. 77 [Fassung vom 15. 10. 2008]

Ausrichtung
! Die Familienzulagen werden in zwélf Monatsraten ausbezahlt.

2 Es werden nur ganze Zulagen unabhangig vom Beschéftigungsgrad ausgerichtet.
Art. 78 [Fassung vom 15. 10. 2008]

Anspruchsberechtigung fir Kinder



1 Zum Anspruch auf Familienzulagen berechtigen

Q O T 9

Kinder, zu denen ein Kindesverhaltnis im Sinne des Zivilgesetzbuchs besteht,
Stiefkinder,
Pflegekinder,

Geschwister und Enkelkinder der bezugsberechtigten Person, wenn diese fir deren Unterhalt in
Uberwiegendem Mass aufkommt.

2 Fur Kinder mit Wohnsitz im Ausland werden die Familienzulagen nur ausgerichtet, soweit
zwischenstaatliche Vereinbarungen das vorschreiben und wenn

a
b

c

d

nicht schon im Ausland ein Anspruch auf eine Familienzulage besteht;
der Anspruch in der Schweiz auf einer Erwerbstétigkeit beruht;

die Kinderzulage fir ein Kind bestimmt ist, zu dem ein Kindsverhaltnis im Sinn des
Zivilgesetzbuchs besteht und

das Kind das 16. Altersjahr noch nicht vollendet hat.

Art. 79 [Fassung vom 15. 10. 2008]

Anspruchskonkurrenz

' Haben mehrere Personen fiir das gleiche Kind Anspruch auf Familienzulagen nach eidgenéssischem
oder kantonalem Recht, so steht der Anspruch in nachstehender Reihenfolge zu

Q O T

e

der erwerbstatigen Person;
der Person, welche die elterliche Sorge hat oder bis zur MUndigkeit des Kindes hatte;
der Person, bei der das Kind tGberwiegend lebt oder bis zu seiner Mindigkeit lebte;

der Person, auf welche die Familienzulagenordnung im Wohnsitzkanton des Kindes anwendbar
ist;

der Person mit dem héheren AHV-pflichtigen Einkommen.

2 Richten sich die Familienzulagenanspriiche der erst- und der zweitanspruchsberechtigten Person nach
den Familienzulagenordnungen von zwei verschiedenen Kantonen, so hat die zweitanspruchsberechtigte
Person Anspruch auf die Differenz, wenn der gesetzliche Mindestansatz in ihrem Kanton héher ist als im
anderen.

5.1.1a Betreuungszulagen [Eingefiigt am 15. 10. 2008]

Art. 79a [Eingefligt am 15. 10. 2008]

Bemessung [Fassung vom 17. 10. 2012]

' Die Betreuungszulage betragt jahrlich

a bei einem 3000 Franken
zulagenberechtigten Kind

b bei zwei zulagenberechtigten {2160 Franken
Kindern

c bei drei zulagenberechtigten {1320 Franken
Kindern

d bei vier zulagenberechtigten {480 Franken
Kindern

2 Eltern von mehr als vier zulagenberechtigten Kindern erhalten keine Betreuungszulage.

3 Fur Teilzeitbeschaftigte wird die Betreuungszulage im Verhaltnis zum Beschaftigungsgrad ausgerichtet
(Art. 86 Abs. 4 PG).

4 Betreuungszulagen werden in zwélf Monatsraten ausbezahlt. Sie werden der Teuerung angepasst (Art.
86 Abs. 5 PG).

Art. 79b [Eingefigt am 17. 10. 2012]



Anpassung an die Teuerung

' Der Regierungsrat passt die Ansatze der Betreuungszulage geméss Artikel 79a Absatz 1 jeweils auf den
gleichen Zeitpunkt der Teuerung an, auf den die Familienzulagen durch den Bundesrat der Teuerung
angepasst werden.

2 Die Anpassung erfolgt im Umfang des auf den Grundgehéltern gewahrten Teuerungsausgleichs.
5.1.2 Funktionsbezogene Zulagen
Art. 80

Ubernahme von zusétzlichen Aufgaben

' Fir die mindestens drei Monate dauernde, befristete Ubernahme von zuséatzlichen Aufgaben kann eine
einmalige oder monatliche Funktionszulage nach Massgabe der Richtwerte geméss Artikel 81 Absatz 1
ausgerichtet werden. [Fassung vom 28. 11. 2007]

2 Die Zulage wird durch die vorgesetzte Direktion oder die Staatskanzlei im Einvernehmen mit dem
Personalamt festgesetzt.

3 Sie ist nicht pensionskassenpflichtig.
Art. 81

Ubernahme einer befristeten Stellvertretung

1 Fir die mindestens drei Monate dauernde Ausiibung einer befristeten Stellvertretung zusatzlich zum
eigenen Aufgabenbereich kdnnen die Direktionen und die Staatskanzlei eine Zulage ausrichten. Je nach
Hierarchiestufe der vertretenen Funktion sind folgende Richtwerte pro Monat anwendbar: [Einleitungssatz
Fassung vom 13. 9. 2006]

CHF

a Sachbearbeiterin/Sachbearbeiter oder 200 bis 300
vergleichbare Funktion

b Dienstchefin/Dienstchef oder 200 bis 400
vergleichbare Funktion

c Abteilungsvorsteherin/Abteilungsvorsteher ({400 bis 700
oder vergleichbare Funktion

d Amtsvorsteherin/Amtsvorsteher oder 600 bis 1000
vergleichbare Funktion

2 Im Einvernehmen mit dem Personalamt kann in begriindeten Ausnahmefllen eine hhere Zulage
festgesetzt werden.

3 Fir unbefristete Stellvertretungsverhaltnisse ist Artikel 36 anwendbar.
Art. 82

Aufhebung der Zulage

Die Zulage ist ganz oder teilweise aufzuheben, wenn die Voraussetzungen fir ihre Ausrichtung ganz oder
teilweise weggefallen sind.

5.1.3 Arbeitsmarktzulage
Art. 83

Zustandigkeit; Voraussetzung

1_. Die Direktionen und die Staatskanzlei kénnen beim Regierungsrat einen begriindeten Antrag zur
Uberprifung der Gehélter bestimmter Berufsgruppen oder einzelner Funktionen mit Bezug auf den
Arbeitsmarkt stellen.

2 |st eine Gehaltsanpassung aufgrund der Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt notwendig, kann der
Regierungsrat auf Antrag der Finanzdirektion fur die betroffenen Berufsgruppen oder Funktionen eine
Arbeitsmarktzulage festlegen.

Art. 84

Grundsatz



! Die Arbeitsmarktzulage wird in der Regel auf zwei Jahre befristet. Der Regierungsrat kann sie vor Ablauf
der Frist streichen, kiirzen oder erhdhen, wenn sich die Verhaltnisse wesentlich verandern.

2 Sie wird nicht an die Teuerung angepasst.

3 Sie ist nicht pensionskassenpflichtig.
5.2 Pramien

5.2.1 Leistungspramie

Art. 85

Grundsatz

1 Die durch die Direktionen und die Staatskanzlei bezeichneten Organisationseinheiten kdnnen den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern jeder Kategorie einmalige Pramien fir ausserordentliche Leistungen
ausrichten.

2 Die Leistungspramie betragt pro Jahr und Person héchstens 5000 Franken.

3 Sie kann im Laufe eines Kalenderjahrs einmalig oder mehrmals und unabhéngig vom
leistungsrelevanten Gehaltsaufstieg gesprochen werden. Dabei ist der Héchstbetrag geméss Absatz 2 in
jedem Fall verbindlich.

4 Sie ist nicht pensionskassenpflichtig.
Art. 86

Voraussetzungen

T Eine Leistungspramie wird flir Leistungen ausgerichtet, die nach ihrer Art, ihrem Umfang und ihrer
Qualitat deutlich Uber die nach der entsprechenden Stellenbeschreibung zu erwartende Leistung
hinausgehen.

2 Als pramierungswiirdige Leistungen kommen insbesondere in Betracht:

a ein besonders erfolgreicher Projekteinsatz,

b eine hervorragende Leistung auf einem Gebiet oder Teilgebiet,

¢ ein massgebender Beitrag im Rahmen eines Gruppeneinsatzes,
d ein besonderer Einsatz fir die betreffende Organisationseinheit,

e eine besonders effiziente Problemlésung oder Auftragserledigung,
f  ein massgeblicher Beitrag an ein gutes Arbeitsklima.

Art. 87

Teampréamie

T Soweit die Leistung nicht einer Einzelperson zugeordnet werden kann, kann die kollektive Leistung
eines Teams pramiert werden.

2 Als Team gilt jede beliebige Organisationsform mit mindestens zwei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,
die fir die Erflllung eines klar abgegrenzten Auftrags eingesetzt wird.

3 Fur die Teampramie gilt der Hochstbetrag nach Artikel 85 Absatz 2. Sie wird zu gleichen Teilen auf die
Teammitglieder aufgeteilt.

Art. 88

Administrative Abwicklung

T Der Regierungsrat legt den Anteil des budgetierten Personalaufwands fest, der fiir die Ausrichtung von
Leistungspramien zur Verfigung steht. Die Festlegung des Regierungsrates gilt auch fiir die
Gerichtsbehérden und die Staatsanwaltschaft. [Fassung vom 18. 8. 2010]

2 Die verfligbaren Mittel werden auf die einzelnen Organisationseinheiten nach Massgabe der jeweiligen
Personalbudgets verteilt. [Fassung vom 18. 8. 2010]

3 Die Auszahlung erfolgt durch das Personalamt gestiitzt auf die Meldung der Direktionen und der
Staatskanzlei.



5.2.2 Innovationspramie
Art. 89

Grundsatz

' Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind eingeladen, organisatorische, technische und wirtschaftliche
Verbesserungen der Verwaltung oder des Betriebs vorzuschlagen.

2 Uberdies kénnen Vorgesetzte ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fiir eine Innovationspramie
vorschlagen.

Art. 90

Inhalt

Der Vorschlag soll méglichst prazis den verbesserungswirdigen Gegenstand, das Vorgehen zur
erwlnschten Verbesserung und den entsprechenden Nutzen darstellen.

Art. 91

Einreichen des Vorschlags

Der Vorschlag ist grundsétzlich in schriftlicher Form auf dem Dienstweg bei der Amtsvorsteherin oder dem
Amtsvorsteher einzureichen.

Art. 92

Beurteilung

T Die Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher priift den Vorschlag und beurteilt dessen Realisierbarkeit
und Nutzen.

2 Die Direktionen und die Staatskanzlei stellen innerhalb ihrer Organisationseinheiten eine einheitliche
Anwendung der Beurteilung und Prémierung sicher.

Art. 93

Préamierung des Vorschlags

1 Bei einem durchschnittlichen Nutzen kann die Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher eine Pramie bis
héchstens 1000 Franken zusprechen. Grund und Héhe der Pramierung sind der vorgesetzten Direktion
oder der Staatskanzlei zu melden.

2 Die Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher leitet Vorschlage, die einen tiberdurchschnittlichen Nutzen
erwarten lassen, mit dem Antrag auf eine 1000 Franken Ubersteigende Entschadigung an die vorgesetzte
Direktion oder an die Staatskanzlei weiter. Die Direktion oder die Staatskanzlei kann im Einvernehmen mit
dem Personalamt eine Pramie nach Massgabe des Nutzens und des Werts des Vorschlags zusprechen.

Art. 94

Finanzielle Abwicklung

! Die Pramie wird zulasten der entsprechenden Organisationseinheiten als Personalaufwand
ausgerichtet.

2 Die Auszahlung erfolgt durch das Personalamt gestiitzt auf die Meldung der Organisationseinheiten.
5.2.3 Treuepramie
Art. 95

Ausrichtung

' Die Ausrichtung einer Treuepramie erfolgt erstmals nach zehn Dienstjahren und danach nach jeweils
finf weiteren geleisteten Dienstjahren. Fiir die Berechnung ist der durchschnittliche Beschaftigungsgrad
wahrend der vorausgegangenen finf Jahre massgebend.

2 Die Treuepramie entspricht einem bezahlten Urlaub von elf Arbeitstagen.

3 Eine ganze oder teilweise Umwandlung in das entsprechende Entgelt einschliesslich des
anteilsmassigen 13. Monatsgehalts kann bewilligt werden. In diesem Fall sind allféllige Zulagen nicht zu
berlcksichtigen. [Fassung vom 17. 10. 2012]

Art. 96



Bezug des bezahlten Urlaubs

Der bezahlte Urlaub wird auf das Langzeitkonto Ubertragen (Art. 160b Abs. 1), soweit er nicht im Jahr
seiner Falligkeit bezogen wird. [Fassung vom 15. 10. 2008]

Art. 97

Anrechenbare Dienstzeit

T Als massgebend fiir die Berechnung der anrechenbaren Dienstzeit gilt die in der Kantonsverwaltung, im
bernischen Kirchendienst, an einer 6ffentlichen Schule im Kanton Bern, an der Universitat, an der Berner
Fachhochschule oder an der Padagogischen Hochschule insgesamt geleistete Dienstzeit. [Fassung vom
17.10. 2012]

2 .. [Aufgehoben am 17. 10. 2012]

3 Fur die vor dem 1. Januar 1997 angerechneten Dienstjahre aus Tatigkeiten bei der Berner
Kantonalbank, der Gebaudeversicherung des Kantons Bern, der BEDAG Informatik, der Ausgleichskasse
des Kantons Bern, der Bernischen Lehrerversicherungskasse, der Bernischen Pensionskasse, der
Kantonalen Planungsgruppe sowie bei der IV-Stelle Bern gilt die Besitzstandsgarantie.

4 Fallen durch Gesetz 6ffentliche Aufgaben an den Kanton, ist die in der entsprechenden Funktion
geleistete Dienstzeit ebenfalls anzurechnen.

5 Abwesenheiten infolge Krankheit werden als Dienstzeit angerechnet.
Art. 98

Nicht oder teilweise anrechenbare Dienstzeit

1 Nicht angerechnet wird die Ausbildungszeit, die als Schiilerin, Schiiler, Studentin, Student, Lernende,
Lernender, Praktikantin, Praktikant, Rechtskandidatin, Rechtskandidat, Lernvikarin, Lernvikar,
Hilfsassistentin, Hilfsassistent, Polizeiaspirantin, Polizeiaspirant, Lernpflegerin, Lernpfleger oder ahnlicher
Funktion geleistet wurde.

2 Die nebenamtliche Tatigkeit beim Kanton kann das Personalamt in besonderen Fallen ganz oder
teilweise als anrechenbar erklaren.

3 Nicht angerechnet wird die Zeit wahrend des unbezahlten Urlaubs.
Art. 99

Entscheid Gber Umwandlungsgesuche

T Uber Gesuche um Umwandlung der Treuepramie in Entgelt entscheiden die Direktionen und die
Staatskanzlei oder die von ihnen ermachtigten Organisationseinheiten nach Massgabe der dienstlichen
Bedurfnisse.

2 Die bewilligte Umwandlung ist dem Personalamt mitzuteilen.
5.3 Auslagenersatz

5.3.1 Allgemeine Bestimmungen

Art. 100

Grundsatz

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben die erforderlichen Massnahmen zu treffen, damit die aus
dienstlichen Grinden auszurichtenden Entschadigungen und Zulagen méglichst klein gehalten werden
kénnen.

Art. 101

Verbot der Kumulation von Entschadigungen

Werden Entschadigungen gemass besonderen Vorschriften des Regierungsrates fir einzelne
Personalkategorien und Berufsgruppen geltend gemacht, diirfen keine zusatzlichen Entschadigungen
gemass Artikel 103 bis 114 beansprucht werden. Dasselbe gilt, wenn Entschadigungen durch andere
offentliche Institutionen oder privatwirtschaftliche Unternehmen ausgerichtet werden.

Art. 102

Abrechnung



! Die Spesenabrechnungen fiir Unterkunft, Verpflegung und Fahrkosten sind auf ihre materielle Richtigkeit
zu prifen und einer formellen und rechnerischen Priifung zu unterziehen. Die Amtsvorsteherin oder der
Amtsvorsteher oder die von ihnen erméachtigten Abteilungsvorsteherinnen oder Abteilungsvorsteher
visieren die Abrechnung und nehmen sie in den Zahlungsvorschlag auf.

2 Die Entschadigungen sind in der Regel auf das Ende eines Quartals abzurechnen. Wo es die
Verhaltnisse erlauben, erfolgt die Abrechnung monatlich.

5.3.2 Verpflegung und Unterkunft

Art. 103

Grundsatz

T Muss aus dienstlichen Griinden eine Hauptmahlzeit auswérts eingenommen werden, besteht Anspruch
auf eine Entschadigung. Artikel 105 bleibt vorbehalten.

2 Muss bei dienstlicher Abwesenheit vor 6.00 Uhr oder nach 19.00 Uhr eine weitere Mahlzeit
eingenommen werden, wird die Entschadigung erhéht.

3 Dienstlich bedingte Auslagen werden im effektiven Umfang bis zur Halfte des Ansatzes fiir eine
Hauptmahlzeit vergltet, wenn keine Entschédigung nach Absatz 1 und 2 beansprucht wird.

4 Fur das Ubernachten mit Friihstiick wird eine Entschadigung ausgerichtet.
Art. 104

Entschadigungsansatze
Die Entschadigungsanséatze werden vom Regierungsrat periodisch festgesetzt.

Art. 105

Ortlicher Geltungsbereich

Ist ein Auftrag am Arbeitsort oder in dessen Umkreis bis zu zehn Wegkilometern zu erledigen, wird eine
Entschadigung gemass Artikel 103 nur ausgerichtet, wenn aus dienstlichen Grinden Verpflegungskosten
entstanden sind. Gleiches gilt, wenn das Ziel der Dienstreise mit dem Wohnort der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter zusammenfallt.

Art. 106

Unentgeltliche Verpflegung oder Unterkunft

Bei unentgeltlicher Unterkunft oder Einnahme von Hauptmahlzeiten in kantonalen oder vom Kanton
subventionierten oder anderen Betrieben sowie bei pauschaler Bezahlung von Unterkunft, Verpflegung
und Getrénke durch den Kanton besteht kein Anspruch auf Entschadigung.

Art. 106a [Eingefiigt am 28. 11. 2007]

Verpflegung in Kantonsbetrieben

Soweit Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Kantonsbetrieben nicht zum Kreis der Naturalbeziiger
gehdren, bezahlen sie fir die abgegebenen Mahlzeiten einen kostendeckenden Betrag.

Art. 107

Besondere Regelung

Sofern die gemass Artikel 103 festgesetzten Entschadigungen nicht ausreichen, kann die Direktion, die
Staatskanzlei oder die erméachtigte Organisationseinheit in begriindeten Fallen ausnahmsweise héhere
Leistungen bewilligen.

Art. 108

Pauschalen [Fassung vom 17. 10. 2012]

Die gemaéss Artikel 103 festgelegten Entschadigungen kdnnen bei regelmassiger dienstlicher
Abwesenheit durch eine Pauschalentschadigung ersetzt werden. Diese ist nach Anhérung des
Personalamts durch die Amtsvorsteherin oder den Amtsvorsteher festzusetzen.

5.3.3 Fahrkosten

Art. 109 [Fassung vom 18. 8. 2010]



Grundsatz
1 Fir Dienstreisen sollen in erster Linie die 6ffentlichen Verkehrsmittel benitzt werden.

2 Die Benlitzung privater oder kantonaler Motorfahrzeuge kann bewilligt werden, wenn erheblich Zeit oder
Kosten eingespart werden oder der Einsatz eines Motorfahrzeugs aus dienstlichen Grinden
zweckmassiger ist.

3 Soweit Flugreisen unvermeidlich sind, sind die CO2-Emissionen grundsétzlich mittels eines Klimatickets
zu kompensieren, dessen Wahl in der Kompetenz der Dienststellen liegt.

Art. 110

Berechnungsregel

Entschadigungen werden flr die Fahrkosten vom Arbeitsort nach dem Ziel der Dienstreise ausgerichtet.
Fallt das Ziel einer Dienstreise mit dem Wohnort der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zusammen oder liegt
es naher am Wohnort als der Arbeitsort, werden nur zusatzlich entstandene Fahrkosten erstattet.

Art. 111

Billettkosten
' Fir die Beniitzung der &ffentlichen Verkehrsmittel werden die entsprechenden Billettkosten vergiitet.

2 Konnen die Fahrkosten in 6ffentlichen Verkehrsmitteln durch die Verwendung von Mehrfahrtenkarten
herabgesetzt werden, dirfen keine Einzelbillette verrechnet werden. Wird eine Herabsetzung der
Fahrkosten in &éffentlichen Verkehrsmitteln durch die Verwendung von Monats-, Jahres-, ¥2-Preis- oder
Generalabonnementen erreicht, kdnnen die Kosten fir diese Abonnemente ganz oder teilweise
Ubernommen werden.

3 In den Gehaltsklassen 19 bis 30 eingereihte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kdnnen bei Fahrten mit der
Bahn oder dem Schiff Billette erster Klasse verrechnen. Die sie begleitenden Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in tieferen Gehaltsklassen haben denselben Anspruch.

Art. 112

Belege

Mussen andere als 6ffentliche Verkehrsmittel benitzt werden, so sind die Auslagen zu belegen und zu
begrinden.

Art. 113

Privatfahrzeuge

' Die Direktionen, die Staatskanzlei oder die von ihnen erméchtigten Organisationseinheiten erteilen die
Bewilligung zur dienstlichen Beniitzung von privaten Motorfahrzeugen.

2 Der Regierungsrat setzt die Kilometerentschadigungen fir Dienstfahrten mit privaten Motorfahrzeugen
fest. Mit der Kilometerentschadigung sind alle Kosten fiir Betrieb und Unterhalt des privaten
Motorfahrzeugs abgegolten.

3 Parkgebiihren werden zusatzlich entschadigt. [Fassung vom 17. 10. 2012]
Art. 114

Deckung von Sachschaden am Privatfahrzeug

T Benlitzen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit der erforderlichen Bewilligung ein privates Motorfahrzeug,
ersetzt der Kanton den dabei entstandenen und nicht von einem Dritten gedeckten Sachschaden am
Fahrzeug, wenn die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter kein oder nur ein leichtes Mitverschulden trifft.

2 Trifft die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter ein Verschulden, kann der Kanton den nicht gedeckten
Sachschaden am Fahrzeug ganz oder teilweise ersetzen, wenn dies unter Wirdigung aller Umstande als
gerechtfertigt erscheint.

3 Schaden am Fahrzeug sind unter Beilage eines Unfallrapports und einer Situationsskizze umgehend
jener Behorde zu melden, welche die Dienstfahrt bewilligt hat. Bei einer Schadensumme von
voraussichtlich mehr als 5000 Franken ist zwecks Abklarung des Unfallhergangs stets die Polizei
beizuziehen.

4 Antrage auf ganze oder teilweise Ubernahme des Schadens sind dem Personalamt auf dem Dienstweg
einzureichen.



5.3.4 Infrastrukturkosten [Eingefiigt am 28. 11.2007]

Art. 114a [Eingefiigt am 28. 11. 2007]

T Benutzen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aufgrund zwingender dienstlicher Bedirfnisse ihre private
Infrastruktur, namentlich eigene Biroraumlichkeiten, Informatikmittel, Telefon- und Fax-Geréate, wird ihnen
dafur eine Entschadigung ausgerichtet. Die Direktionen und die Staatskanzlei bestimmen Uber die
Notwendigkeit und die H6he der Verwendung der privaten Infrastruktur nach Massgabe des dienstlichen
Interesses.

2 Fir die Benutzung von kantonaler Infrastruktur fir private Zwecke ist eine kostendeckende
Benutzungsgeblihr zu leisten (Art. 53 Abs. 3 PG [BSG 153.01)).

5.3.5 Besondere Spesenregelungen [Eingefiigt am 28. 11.2007]
Art. 114b [Eingefiigt am 28. 11. 2007]

Besondere Art des Dienstes [Fassung vom 17. 10. 2012]

Die Direktionen regeln im Einvernehmen mit dem Personalamt den Ersatz von weiteren Auslagen fir
bestimmte Funktionen, deren besondere Art des Dienstes eine spezielle Regelung erfordert.

Art. 114c [Eingefiigt am 17. 10. 2012]

Vorstellungskosten von Kandidatinnen und Kandidaten

Eingeladenen Kandidatinnen und Kandidaten kénnen erhebliche Reise- und Aufenthaltskosten flr die
persénliche Vorstellung nach Ermessen der Anstellungsbehdrde ganz oder teilweise vergitet werden.

5.4 Pikettdienst
Art. 115

Pikettdienst

1 Pikettdienst leisten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich auf dienstliche Anordnung hin ausserhalb
der ordentlichen Arbeitszeit bereithalten, um nétigenfalls sofort einen Arbeitseinsatz leisten zu kénnen.

2 Pikettdienst wird geleistet als Prasenzdienst oder als Bereitschaftsdienst.

3 In den Gehaltsklassen 19 bis 30 eingereihte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben keinen Anspruch auf
Entschadigung fir Pikettdienst. Flr die Ubrigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter legt der Regierungsrat
eine differenzierte Entschadigung fest. Vorbehalten bleiben die Vorschriften fir Berufsgruppen mit
besonderem Aufgabenkreis gemass Artikel 2 Absatz 2 PG.

4 Die Entschadigung fiir Pikettdienst wird ausgerichtet, sofern der Pikettdienst mindestens acht Stunden
dauert. Dabei ist unerheblich, ob effektiv ein Einsatz zu leisten war.

5 Der Pikettdienst wird innerhalb von 24 Stunden nicht mehr als ein Mal entschadigt.
6 Die Entschadigungen unterliegen der Beitragspflicht fiir die AHV/IV/ EQ/ALV.

7 Fir die Assistenzarztinnen und Assistenzarzte sind die Artikel 14 ff. der Verordnung 1 vom 10. Mai 2000
zum Arbeitsgesetz (ArGV [SR 822.111 ]) direkt anwendbar.

Art. 116

Prasenzdienst

1 Prasenzdienst leisten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich an einem bestimmten Ruheort beim
Arbeitsplatz oder an einem andern, fest zugewiesenen Ort aufzuhalten haben.

2 Prasenzdienst darf nur bei dienstlicher Notwendigkeit angeordnet werden.

3 Die betroffenen Betriebe regeln die weiteren Einzelheiten.
Art. 117

Bereitschaftsdienst

1 Bereitschaftsdienst leisten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich in einem bestimmten Umkreis vom
Arbeitsplatz aufzuhalten haben und dabei jederzeit erreichbar sein missen.

2 Sofern es die Umstande gestatten, ist statt Prasenzdienst immer Bereitschaftsdienst anzuordnen.

3 Die betroffenen Betriebe regeln die weiteren Einzelheiten.



Art. 118

Zustandigkeit zur Anordnung

Zustandig fir die Anordnung von Pikettdienst sind die Direktionen, die Staatskanzlei oder die von ihnen
ermachtigten Organisationseinheiten.

5.5 Nacht- und Wochenendarbeit
Art. 119

Vergltung

T Fur die Nacht- und Wochenendarbeit geméss Artikel 130 der nicht héher als Gehaltsklasse 18
eingereihten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird eine Zulage ausgerichtet. Der Regierungsrat kann die
Zulage nach Berufsgruppen und Art des Einsatzes differenzieren und pauschalieren.

2 Fir das nicht im Gesundheitsdienst tatige Personal in Anstalten, Gefangnissen und Heimen, das
ausschliesslich Dauernachtwachdienste oder Nachtdiensteinsatze mit einer gewissen Regelmassigkeit
leistet, entfallt die Zulage. Die Nachtarbeit ist gehaltsmassig mit einer angemessenen Héhereinreihung
berlcksichtigt. Die Wochenendarbeit ist jedoch zulagenberechtigt.

Art. 120

Meldepflicht
Die geleisteten Nacht- und Wochenendarbeitsstunden sind dem Personalamt alle drei Monate zu melden.

5.6 Schaden- und Kostenersatz
Art. 121

Schadenersatz

Gesuche um Ersatz von Personen- oder Sachschaden gemass Artikel 54 PG [BSG 153.01] sind beim
Personalamt auf dem Dienstweg einzureichen. Allfallige Ersatzleistungen werden direkt durch das
Personalamt ausgerichtet.

Art. 122

Kostenersatz

Gesuche um Bevorschussung oder Ersatz von Gerichts- und Anwaltskosten gemass Artikel 51 PG sind
bei der zustandigen Direktion oder der Staatskanzlei einzureichen. Diese entscheidet nach Einholen einer
Stellungnahme des Personalamts Uber das Gesuch und richtet allféllige Leistungen aus.

5.7 Abgangsentschéadigung
Art. 123

1 Voraussetzung fir die Ausrichtung einer Abgangsentschadigung nach Artikel 32 Absatz 2 PG ist die
Feststellung der unverschuldeten Entlassung der Direktion oder der Staatskanzlei im Einvernehmen mit
der Finanzdirektion.

2 Die Abgangsentschadigung nach Artikel 32 Absatz 2 PG wird auf der Grundlage des monatlichen
Bruttogehalts nach Massgabe der vollendeten Dienst- und Lebensjahre geméass Anhang Ill ermittelt,
jedoch héchstens entsprechend der bis zur ordentlichen Pensionierung der betroffenen Person
verbleibenden Anzahl Monate. Das monatliche Bruttogehalt wird unter Berlicksichtigung des gewogenen
mittleren Beschaftigungsgrads wéhrend der vorausgegangenen funf Jahre ermittelt. [Fassung vom 13. 9.
2006]

3 Der 13. Monatslohn und allféllige Familien- und Betreuungszulagen [Fassung vom 17. 10. 2012] sind in
die Berechnung der Abgangsentschadigung nicht einzubeziehen.

4 Steht im Zeitpunkt der Entlassung eine neue Anstellung beim Kanton konkret in Aussicht, wird die
Abgangsentschadigung in Monatsraten héchstens entsprechend der bis zur Neuanstellung verbleibenden
Anzahl Monate ausbezahlt. Angebrochene Monate werden als volle Monate gez&hlt. [Fassung vom 13. 9.
2006]

5 Die Abgangsentschadigung wird vollumfénglich entrichtet, wenn sich die konkret in Aussicht stehende
Anstellung gemass Absatz 4 nicht verwirklicht oder in der Probezeit aufgelést wird. [Eingefiigt am 13. 9.
2006]

6 Die Abgangsentschadigung wird vorbehéltlich Absatz 4 und 5 mit Beendigung des Arbeitsverhaltnisses



fallig. [Eingefiigt am 13. 9. 2006]

6. Arbeitszeit, Ferien, Urlaub

6.1 Arbeitszeit

6.1.1 Allgemeine Bestimmungen
Art. 124

Normalarbeitszeit

Die Arbeitszeit des gesamten Kantonspersonals betragt bei einem Beschaftigungsgrad von 100 Prozent
42 Stunden pro Woche.

Art. 125

Arbeitszeitrahmen

' Die Arbeit wird zwischen 6.00 Uhr und 20.00 Uhr geleistet. Ausnahmsweise kann im Einvernehmen
zwischen Vorgesetzten und den betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bis 23.00 Uhr gearbeitet
werden.

2 Die Arbeit ist grundsatzlich von Montag bis Freitag zu leisten. Im Einvernehmen zwischen den
Vorgesetzten und den betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern kann auch am Samstag oder an
Sonn- und Feiertagen gearbeitet werden. Eine Zulage fir Wochenendarbeit nach Artikel 119 Absatz 1
wird in diesem Fall nicht ausgerichtet. [Fassung vom 13. 9. 2006]

3 Es ist anzustreben, dass die tagliche Arbeitszeit zehn und die wéchentliche Arbeitszeit 50 Stunden nicht
Ubersteigt. Ausnahmsweise kann die tagliche Arbeitszeit im Einvernehmen zwischen Vorgesetzten und
den betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 12 Stunden Ubersteigen. [Fassung vom 13. 9. 2006]

4 Dauert die tagliche Arbeitszeit mehr als sieben Stunden, muss eine unbezahlte Pause von mindestens
30 Minuten bezogen werden. Dauert die tagliche Arbeitszeit mehr als zehn Stunden, kann eine weitere
unbezahlte Pause von mindestens 30 Minuten bezogen werden.

5 Vorbehalten bleiben Arbeitszeiten, die an eine Schicht oder an einen Spezialeinsatz gebunden sind.
Art. 126

Besondere Regelungen

! Die Vorgesetzten kénnen Nacht- und Wochenendarbeit aus zwingenden betrieblichen Griinden
ausnahmsweise anordnen. In diesem Fall wird eine Zulage fir Nacht- und Wochenendarbeit nach Artikel
119 Absatz 1 ausgerichtet. [Fassung vom 13. 9. 2006]

2 |st die Einhaltung der Arbeitszeit fiir bestimmte Personalkategorien oder Berufsgruppen aus dienstlichen
Griinden nicht méglich, kann die Direktion oder die Staatskanzlei fir die betroffenen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter eine héhere wdchentliche Arbeitszeit festsetzen. Die zuséatzlich zu leistenden Arbeitsstunden
sind regelmassig in Form von Freitagen zu kompensieren. [Entspricht dem bisherigen Absatz 1]

3 Die Direktionen und die Staatskanzlei kdnnen fir Organisationseinheiten mit 24-Stunden-Betrieb oder
bei besonderen Umsténden spezielle Regelungen treffen. Sie kébnnen diese Zustandigkeit den
Organisationseinheiten mit 24-Stunden-Betrieb Ubertragen. [Fassung vom 13. 9. 2006]

4 Vorbehalten bleiben die besonderen Vorschriften fiir einzelne Berufsgruppen gemass Artikel 1 Absatz 3.
[Entspricht dem bisherigen Absatz 2]

Art. 127

Pause

Es besteht ein Anspruch auf eine bezahlte Pause von je 15 Minuten wahrend des Vormittags und des
Nachmittags.

Art. 128

Jahresarbeitszeit
1 In der Kantonsverwaltung gilt grundsétzlich das Arbeitszeitmodell der Jahresarbeitszeit.

2 Wenn der Auftrag der Dienststelle und die Erfiillung der gesetzlichen Aufgaben dies erfordern oder
wenn es die betrieblichen Verhéltnisse erlauben, kdnnen die Direktionen, die Staatskanzlei sowie die von
ihnen ermachtigten Organisationseinheiten andere Arbeitszeitmodelle als anwendbar erkléren. Die
Interessen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind dabei angemessen zu berilcksichtigen.



3 Der Regierungsrat erlasst ein Reglement fiir das Arbeitszeitmodell der Jahresarbeitszeit.
Art. 129 [Fassung vom 17. 10. 2012]

Jahresarbeitszeitsaldo

' Am Ende einer einjihrigen Abrechnungsperiode darf ein Saldo von héchstens 100 Plus- oder
Minusstunden auf die neue Abrechnungsperiode lbertragen werden.

2 Dieser Saldo kann von den Direktionen, der Staatskanzlei, der Justizleitung sowie den von ihnen
ermachtigten Organisationseinheiten aus betrieblichen Grinden individuell und schriftlich fir jeweils ein
Jahr ausgedehnt oder eingeschrankt werden. Erteilte Bewilligungen sind dem betreffenden
Regierungsmitglied, der Staatsschreiberin oder dem Staatsschreiber beziehungsweise der oder dem
Vorsitzenden der Justizleitung zu melden.

3 Zeitguthaben verfallen, wenn sie die festgelegte Hochstzahl an Plusstunden tberschreiten und das
Gesuch um Ausdehnung der zustandigen Stelle nicht vor dem Ende der Abrechnungsperiode schriftlich
eingereicht worden ist. Die Bewilligung kann mit Auflagen verbunden werden.

4 Uberschreitet der Saldo am Ende einer Abrechnungsperiode die festgelegte Hochstzahl an
Minusstunden, kann im Einverstandnis zwischen Vorgesetzten und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in
Form eines Gehaltsabzugs verrechnet werden.

Art. 129a [Eingefiigt am 13. 9. 2006]

Arbeitszeitsaldi bei Ubertritt oder Beendigung des Arbeitsverhaltnisses [Fassung vom 28. 11. 2007]

1 Ein positiver oder negativer Arbeitszeitsaldo ist bis zum Ubertritt in eine andere Organisationseinheit
oder bis zum Austritt aus dem Kantonsdienst mdglichst auszugleichen.

2 Ein positiver Saldo wird finanziell auf der Basis des aktuellen monatlichen Bruttogehalts einschliesslich
des Anteils des 13. Monatsgehalts und ohne allféllige Zulagen abgegolten, wenn ein Abbau der
Plusstunden aus dienstlichen Griinden, wegen Krankheit, Unfall oder Tod bis zum Ubertritt oder bis zur
Beendigung des Arbeitsverhaltnisses nicht méglich war. [Fassung vom 17. 10. 2012]

3 Besteht beim Ubertritt bzw. bei der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses ein negativer Saldo, wird das
letzte Gehalt gekiirzt. Das zu viel ausgerichtete Gehalt wird auf der Basis des monatlichen Bruttogehalts,
zuziglich Anteil 13. Monatsgehalt und allféllige Zulagen, zurlickgefordert. [Fassung vom 28. 11. 2007]

Art. 129b
... [Aufgehoben am 17. 10. 2012]
Art. 130

Nacht- und Wochenendarbeit

T Als Nachtarbeit gilt die zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr geleistete Arbeit. Vorbehalten bleibt die Arbeit
bis 23.00 Uhr geméss Artikel 125 Absatz 1.

2 Als Wochenendarbeit gilt die am Sonntag und an éffentlichen Feiertagen zwischen 6.00 Uhr und 20.00
Uhr sowie die am Samstag zwischen 12.00 Uhr und 20.00 Uhr geleistete Arbeit. [Fassung vom 13. 9. 2006]

Art. 131 [Fassung vom 17. 10. 2012]

Schwangere Frauen, stillende Matter

1 Schwangere Frauen und stillende Miitter diirfen nicht iiber die Dauer der taglichen Normalarbeitszeit
hinaus beschéaftigt werden.

2 Bei hauptsachlich stehend zu verrichtender Tatigkeit haben schwangere Frauen ab dem vierten
Schwangerschaftsmonat Anspruch auf eine zusatzliche bezahlte Pause von je zehn Minuten wahrend des
Vormittags und des Nachmittags.

3 Ab dem sechsten Schwangerschaftsmonat sind stehende Tétigkeiten auf insgesamt vier Stunden pro
Tag zu beschréanken.

Art. 132 - 136
... [Aufgehoben am 13. 9. 2006]
6.1.2 Teilzeitarbeit

Art. 137



Zustandigkeit; Grundsatz

' Die Anstellungsbehdérde [Fassung vom 15. 10. 2008] kann bewilligte Stellen in Teilzeitstellen aufteilen,
wenn es die dienstlichen Verhéltnisse zulassen und die Leistungsféhigkeit der Organisationseinheit nicht
beeintrachtigt wird.

2 Teilzeitbeschéftigte diirfen gegentiber Vollzeitbeschaftigten nicht benachteiligt werden.
Art. 138

Anderung des Beschéftigungsgrads
Ein Anspruch auf Anderung des Beschéftigungsgrads besteht nicht.

Art. 139 [Fassung vom 17. 10. 2012]

Héchstmoglicher Beschaftigungsgrad

Teilzeitlich tatige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kénnen zusétzlich fur unbesetzte Stellenanteile
angestellt werden. Verschiedene Anstellungen sollen gesamthaft einen Beschéftigungsgrad von 100
Prozent in der Regel nicht Gberschreiten.

6.1.3 Jobsharing
Art. 140

Grundsatz
T Beim Jobsharing wird eine Funktion bzw. ein Arbeitspensum auf zwei oder mehr Personen aufgeteilt.

2 Die beteiligten Personen sind fir die richtige Aufgabenerfiillung gemeinsam verantwortlich.
Art. 141

Voraussetzungen

' Die Anstellungsbehdérde [Fassung vom 15. 10. 2008] entscheidet, ob eine Funktion oder ein
Arbeitspensum im Jobsharing besetzt wird.

2 Die Beurteilung erfolgt nach folgenden Gesichtspunkten: Art der Funktion nach Arbeitsablaufen und -
inhalten, Bedarf an Informationsfluss unter den Beteiligten, Mdglichkeit zur gemeinsamen Wahrnehmung
der Verantwortung und der Kompetenzen sowie die Eignung der sich bewerbenden Personen.

Art. 142

Unabhangige Arbeitsverhaltnisse

T Mit den Jobsharing-Partnerinnen und -Partnern werden separate, voneinander unabhéngige
Arbeitsverhaltnisse begrindet. Dienstrechtlich sind sie den teilzeitlichen Arbeitsverhéltnissen
gleichgestellt.

2 |n einer Zusatzvereinbarung sind insbesondere zu regeln: Arbeitszeiten, Arbeitsplatz, Aufgabenteilung
mit gemeinsamer oder getrennter Verantwortung, Stellvertretung sowie Voraussetzungen zur Beendigung
des Jobsharing.

6.2 Ferien
Art. 143

Zustandigkeit

Zustandig zur Bewilligung der Feriendaten sind die Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher oder die von
ihnen bezeichneten Vorgesetzten.

Art. 144 [Fassung vom 28. 11. 2007]

Ferienanspruch

1 Der Ferienanspruch betragt fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Gehaltsklassen 1 bis 18 pro
Kalenderjahr: [Fassung vom 17. 10. 2012]

a 25 Arbeitstage bis und mit dem Kalenderjahr, in dem das 49. Altersjahr vollendet wird,

b 28 Arbeitstage ab Beginn des Kalenderjahrs, in dem das 50. Altersjahr vollendet wird, sowie bis
und mit dem Kalenderjahr, in dem das 20. Altersjahr vollendet wird,



¢ 338 Arbeitstage ab Beginn des Kalenderjahrs, in dem das 60. Altersjahr vollendet wird.

2 Der Ferienanspruch betrégt fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Gehaltsklassen 19 bis 30 pro
Kalenderjahr: [Fassung vom 17. 10. 2012]

a 25 Arbeitstage bis und mit dem Kalenderjahr, in dem das 44. Altersjahr vollendet wird,

b 28 Arbeitstage ab Beginn des Kalenderjahrs, in dem das 45. Altersjahr vollendet wird, sowie bis
und mit dem Kalenderjahr, in dem das 20. Altersjahr vollendet wird,

¢ 38 Arbeitstage ab Beginn des Kalenderjahrs, in dem das 55. Altersjahr vollendet wird.

3 Lernende haben einen Ferienanspruch von 32 Arbeitstagen.

4 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht wihrend des ganzen Kalenderjahrs im Kantonsdienst stehen,
haben einen anteilsmassigen Ferienanspruch.

Art. 145

Teilzeitbeschaftigte

Der Ferienanspruch der teilzeitlich tatigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besteht im gleichen Umfang
wie flr das Ubrige Personal, jedoch dem Beschéaftigungsgrad entsprechend.

Art. 146

Kirzung der Ferien

1 Sofern die Arbeit in einem Kalenderjahr wahrend mehr als zwei Monaten ausgesetzt wird, ist der
Ferienanspruch im Verhaltnis der Anwesenheit zum Kalenderjahr festzusetzen. Der Ferienanspruch bleibt
in jedem Fall mindestens zur Halfte erhalten.

2 Bei Militardienst, Zivilschutzdienst und Zivildienst wird fiir die Ermittlung des Umfangs der Ferienklrzung
nach Absatz 1 nur auf die Arbeitsabwesenheit abgestellt, deren Dauer einen Monat Uibersteigt.

3 Bezahlter Mutterschaftsurlaub, Arbeitsverhinderung wegen eines dienstlich erlittenen Unfalls und
Berufskrankheit sind fir die Klirzung nicht anzurechnen. [Fassung vom 17. 10. 2012]

4 Wahrend der Dauer von unbezahlten Urlauben besteht kein Ferienanspruch.

5 Werden wahrend einer Teilarbeitsunfahigkeit Ferien bezogen, so sind sie voll anzurechnen.
Art. 147

Krankheit vor Ferienantritt

Kénnen die Ferien infolge Krankheit oder Unfalls auf den festgesetzten Zeitpunkt hin nicht angetreten
werden, besteht ein Anspruch auf Ferienverschiebung. Es ist ein entsprechendes Arztzeugnis
einzureichen.

Art. 148

Krankheit wéhrend der Ferien

Bei Krankheit oder Unfall wahrend der Ferien gilt die Abwesenheit als Krankheitsurlaub. Die Ferien
kénnen im Einvernehmen mit der Amtsvorsteherin oder dem Amtsvorsteher um die Dauer dieses Urlaubs
verlangert oder zu einem spéateren Zeitpunkt nachbezogen werden. Es ist ein entsprechendes Arztzeugnis
einzureichen.

Art. 149 [Fassung vom 17. 10. 2012]

Bezug von freien Tagen

! Freie Tage kénnen wahlweise bezogen werden aufgrund von
a Zeitsaldi im Rahmen der Jahresarbeitszeit,

b Ferienguthaben oder

¢ Langzeitkontoguthaben.

2 In jedem Kalenderjahr sind mindestens 20 freie Tage zu beziehen.

3 Von diesen 20 freien Tagen sind in jedem Kalenderjahr mindestens 10 Tage zu Lasten des
Ferienguthabens zu beziehen.



Art. 149a [Fassung vom 17. 10. 2012]

Ubertrag auf das Langzeitkonto

' Ein am Ende des Kalenderjahrs verbleibendes Ferienguthaben wird unter Vorbehalt von Artikel 149
Absatz 3 auf das Langzeitkonto geméss Artikel 160b Absatz 1 Ubertragen.

2 Soweit der Bezug gemass Artikel 149 Absatz 2 nicht vollumfanglich erfolgt ist, verfallen die zu wenig
bezogenen freien Tage zu Lasten des Ferienguthabens per Ende des betreffenden Kalenderjahres
entschadigungslos.

Soweit der Bezug gemass Artikel 149 Absatz 3 nicht vollumféanglich erfolgt ist, verfallen die zu wenig
bezogenen Ferientage am Ende des betreffenden Kalenderjahres entschadigungslos.

Art. 150 [Fassung vom 28. 11. 2007]

Ausgleich des Ferienanspruchs

T Ferienguthaben sind bis zum Ubertritt in eine andere Organisationseinheit oder bis zur Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses mdglichst auszugleichen.

2 Sie werden auf der Basis des aktuellen monatlichen Bruttogehalts, inkl. Anteil 13. Monatsgehalt und
ohne allfallige Zulagen, abgegolten, wenn ein Abbau aus dienstlichen Griinden, wegen Krankheit, Unfall
oder Tod bis zum Ubertritt oder bis zur Beendigung des Arbeitsverhaltnisses nicht méglich war. [Fassung
vom 17. 10. 2012]

3 Beim Ubertritt oder bei der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses zu viel bezogene Ferien werden mit
dem letzten Gehalt auf der Basis des monatlichen Bruttogehalts, inkl. Anteil 13. Monatsgehalt und ohne
allfallige Zulagen, verrechnet. [Fassung vom 17. 10. 2012]

6.3 Arbeitsfreie Tage
Art. 151

Grundsatz

T Samstag und Sonntag sind arbeitsfrei. Arbeitsfrei sind ferner: Neujahrstag, 2. Januar, Karfreitag,
Ostermontag, Auffahrt, Pfingstmontag, 1. August, Weihnachten, 26. Dezember sowie die Nachmittage des
24. und 31. Dezember

2 Der Regierungsrat kann weitere Arbeitstage als arbeitsfrei erklaren. Er kann deren Kompensation
anordnen.

3 An den Vortagen vor Karfreitag und Auffahrt wird die Soll-Arbeitszeit um eine Stunde gekiirzt. Gleiches
gilt, wenn der Vortag des 1. August nicht auf einen Samstag oder Sonntag fallt.

4 Am 1. Mai wird den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die an der Maifeier teilnehmen, ein freier halber
Tag gewahrt.

5 Fallen Karfreitag, Ostermontag, Auffahrt und Pfingstmontag in die Zeitperiode eines Militdr-, Zivil- oder
Zivilschutzdiensts, eines bezahlten oder unbezahlten Urlaubs, einer Krankheit oder eines Unfalls, werden
sie nicht als arbeitsfreie Tage nachgewahrt. [Fassung vom 13. 9. 2006]

6 .. [Aufgehoben am 13. 9. 2006]

7 Fr teilzeitlich tatige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besteht der Anspruch auf arbeitsfreie Tage,
Halbtage und gekirzte Soll-Arbeitszeit, unabhangig von der Arbeitszeitschichtung, im Umfang des
Beschaftigungsgrads.

Art. 152

Besondere Regelung

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die wahrend der Ublichen dienstfreien Tage arbeiten miissen, haben
Anspruch auf einen entsprechenden Ersatz in Form von Freizeit.

Art. 153

Konfessionelle und regionale Feiertage
T An konfessionellen Feiertagen ist der Gottesdienstbesuch wahrend der Arbeitszeit gestattet.

2 Fir Arbeitstage, an denen traditionelle Anldsse von regionaler Bedeutung stattfinden, kann der
Regierungsrat eine besondere Regelung treffen.

Art. 154



Arbeitsausfall aus dienstlichen Griinden

T Mussen Raumlichkeiten wahrend der Arbeitszeit geschlossen werden oder kann aus anderen,
insbesondere technischen Grinden, nicht gearbeitet werden, ist der entsprechende Arbeitsausfall als
Arbeitszeit zu erfassen. Die Zuweisung von Ersatzarbeit durch die Vorgesetzten bleibt vorbehalten.
[Fassung vom 15. 10. 2008]

2 Alifallige jahrliche Hauptreinigungen in den Dienststellen sind so zu organisieren, dass die
Raumlichkeiten nicht wahrend der ordentlichen Arbeitstage (Montag bis Freitag) geschlossen werden
mussen.

6.4 Urlaub
Art. 155

Begriff
Als Urlaub gilt jede auf Gesuch hin bewilligte bezahlte oder unbezahlte Dienstabwesenheit.

Art. 156

Bezahlter Kurzurlaub

' Die Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher oder die von ihnen ermachtigten Stellen bewilligen bezahlte
Kurzurlaube im Einzelfall wie folgt: [Fassung vom 17. 10. 2012]

a bis zu vier Arbeitstagen wegen plétzlicher und schwerer Erkrankung oder Todes einer oder eines
nahen Familienangehdrigen,

b bis zu zwei Arbeitstagen wegen eigener Heirat, Geburt eigener Kinder, Eintragung der
Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare, Adoption oder Wohnungswechsels,

¢ bis zu einem Arbeitstag wegen obligatorischen Orientierungstages fiir Wehrpflichtige oder
Abgabe des persdnlichen Materials bei Entlassung aus der Wehrpflicht.

2 Der Regierungsrat kann in besonderen Fallen, insbesondere bei Naturereignissen, einem bestimmten
Personenkreis einen bezahlten Kurzurlaub im Rahmen der benétigten Zeit generell bewilligen. [Fassung
vom 13. 9. 2006]

3 Bezahlte Kurzurlaube diirfen pro Kalenderjahr fiir gesamthaft nicht mehr als sechs Arbeitstage nach
Massgabe des Beschaftigungsgrads bewilligt werden. [Entspricht dem bisherigen Absatz 2]

4 Ohne Anrechnung an die Hochstzahl geméass Absatz 3 gewahren die Amtsvorsteherinnen und
Amtsvorsteher oder die erméachtigten Stellen pro Kalenderjahr bezahlten Urlaub wie folgt [Fassung vom 17.
10. 2012]:

a bis zu zehn Arbeitstagen flr Leiterausbildungs- und Fortbildungskurse sowie fiir die Tatigkeit als
hauptverantwortliche Leiterin oder Leiter von Kursen und Lagern im Rahmen von «Jugend und
Sport»,

b bis zu funf Arbeitstagen fir den sozialen Einsatz zur Ferienbetreuung von Menschen mit
Behinderung und Betagten,

¢ bis zu funf Arbeitstagen fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bis zum vollendeten 30. Altersjahr als
Gruppenleiterin oder -leiter von Kursen und Lagern im Rahmen von ausserschulischer
Jugendarbeit,

d bis zu drei Arbeitstagen far Mitglieder der Geschéftsleitung bzw. des Sektionsvorstands von
Verbanden des Kantonspersonals,

e bis zu zwei Arbeitstagen zur Teilnahme an Delegiertenversammlungen von Verbanden des
Personals der Kantonsverwaltung und dessen Vorsorgeeinrichtungen,

f  nach Massgabe von Artikel 160c zum Bezug von Langzeitguthaben.

Art. 157

Unbezahlter Urlaub

1 Zur Bewilligung von unbezahltem Urlaub sind die Direktionen, die Staatskanzlei oder die von ihnen
ermachtigten unterstellten Organisationseinheiten zustandig.

2 Dauert der Urlaub langer als einen Monat und sind Beitrdge des Kantons an die Versicherungen zu
leisten, ist die Zustimmung des Personalamts erforderlich.



3 Krankheit oder Unfall wahrend des unbezahlten Urlaubs begriindet nicht den Abbruch des Urlaubs und
die Ausrichtung von Krankengehalt.

Art. 158

Versicherung wahrend des unbezahlten Urlaubes

T Wiinschen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wahrend des unbezahlten Urlaubs die Beibehaltung des
vollen Versicherungsschutzes (Pensionskasse, Unfallversicherung), haben sie folgende Leistungen zu
erbringen:

a bei Urlaubsdauer von héchstens einem Monat: die Arbeitnehmerbeitrage,

b bei Urlaubsdauer von mehr als einem Monat: die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeitrdge an die
Pensionskasse fir die ganze Urlaubsdauer, wobei die Unfallversicherung mit einer
Abredeversicherung geregelt werden kann.

2 Wird der unbezahlte Urlaub unmittelbar vor dem Austritt aus dem Kantonsdienst bezogen, werden keine
Arbeitgeberbeitrage geleistet.

Art. 159

Beitrdge des Kantons
T In besonderen Fallen kann der Kanton seine Beitrage in angemessener Form weiter ausrichten.

2 Uber Gesuche entscheiden die Direktionen und die Staatskanzlei im Einvernehmen mit dem
Personalamt.

Art. 160

Meldung an das Personalamt

Die Dauer jedes bewilligten unbezahlten Urlaubs sowie die Regelung der Versicherungen wahrend
desselben sind dem Personalamt umgehend zu melden.

6.5 Langzeitkonti (LZK) [Eingefiigt am 13. 9. 2006]
Art. 160a [Eingefiigt am 13. 9. 2006]

Gegenstand und Zweck

T Das Langzeitkonto (LZK) ist ein individuelles, ausschliesslich in Form von Zeit (Arbeitstage) gefiihrtes
Konto zur Erfassung von nicht bezogenen Ferientagen. Es wird im Rahmen der vorhandenen
Zeiterfassungssysteme separat durch die Organisationseinheiten geflhrt.

2 Es steht allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern offen, die nach Personalgesetz unbefristet im
Monatsgehalt angestellt sind. Mit ihren LZK-Guthaben kdnnen sie bezahlten Urlaub in einer der in Artikel
160c vorgesehenen Formen beziehen.

Art. 160b [Fassung vom 17. 10. 2012]

Bildung der LZK-Guthaben

! Das LZK-Guthaben wird mit nicht bezogenen Ferientagen und allfalligen Treuepramien gebildet. Der
maximal zulassige Saldo betragt 125 Tage.

2 Der vorgeschriebene Mindestbezug von freien Tagen und Ferientagen gemass Artikel 149 Absatze 2
und 3 bleibt vorbehalten.

Art. 160c [Eingefiigt am 13. 9. 2006]

Bezugsformen der LZK-Guthaben

1 LZK-Guthaben kénnen im Einvernehmen mit der Amtsvorsteherin oder dem Amtsvorsteher oder der
ermachtigten Stelle nach friihzeitiger Absprache jederzeit in einer der folgenden Formen bezogen werden:

a bezahlter Urlaub,
b befristete Reduktion des Beschaftigungsgrads bei gleich bleibendem Gehalt oder
¢ Vorruhestandsurlaub.

2 Wird auf Ende eines Kalenderjahrs der zulassige LZK-Saldo geméss Artikel 160b Absatz 1
Uberschritten, erfolgt eine Kompensation in Geld im Umfang von mindestens zehn Tagen. [Fassung vom



17.10. 2012]

3 LZK-Guthaben werden bei Ubertritt in eine andere Organisationseinheit, Austritt aus dem Kantonsdienst,
Vollinvalidisierung oder Tod in Geld kompensiert. Auf Wunsch der betroffenen Person und mit
Einverstandnis der neuen Anstellungsbehérde kann das Zeitguthaben mit der entsprechenden
Ruickstellung auch zur neuen Organisationseinheit transferiert werden. [Fassung vom 17. 10. 2012]

4 Ein LZK-Saldo wird finanziell auf der Basis des aktuellen monatlichen Bruttogehalts einschliesslich des
Anteils des 13. Monatsgehalts, jedoch ohne allfallige weitere Zulagen abgegolten. [Eingefiigt am 17. 10.
2012]

Art. 160d [Eingefiigt am 13. 9. 2006]

Krankheit und Unfall

Bei Krankheit oder Unfall wahrend des Bezugs eines LZK-Guthabens ist Artikel 148 sinngeméss
anwendbar.

Art. 160e [Eingefiigt am 13. 9. 2006]

Versicherung
Die Versicherungsverhaltnisse werden durch den Bezug eines LZK-Guthabens nicht beruhrt.

Art. 160f [Eingefiigt am 17. 10. 2012]

Anweisung zum Bezug von LZK-Guthaben

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kdnnen von ihren Vorgesetzten angewiesen werden, ihre LZK-Guthaben
aus betrieblichen Griinden angemessen abzubauen. Auf die Bedrfnisse der betroffenen Mitarbeiterin
oder des Mitarbeiters ist soweit mdglich Ricksicht zu nehmen. Die Anweisung hat mit einer
angemessenen Ankiindigungsfrist zu erfolgen.

7. Mitarbeiterforderung
7.1 Mitarbeitergesprach
Art. 161

Grundsatz

' Die Vorgesetzten nehmen mit ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern jahrlich eine Standortbestimmung
in Form eines Mitarbeitergesprachs vor.

2 Das Mitarbeitergesprach ist ein Fiihrungs- und Qualititsentwicklungsinstrument.

3 Kernpunkte des Mitarbeitergesprachs sind die Zielvereinbarung, die Arbeitsbedingungen, das
Arbeitsklima und die Fihrungskultur, die beruflichen Entwicklungsmdglichkeiten und Perspektiven sowie
die Leistungs- und Verhaltensbeurteilung.

Art. 162

Instrumentarium

! Das Personalamt stellt den Direktionen und der Staatskanzlei ein Instrumentarium fiir die Vorbereitung
und Durchfiihrung der Mitarbeitergesprache zur Verfigung.

2 Das Instrumentarium des Personalamts ist in seinen Kernpunkten verbindlich. Im Ubrigen kénnen es die
Direktionen und die Staatskanzlei unter Einhaltung der Vorgaben nach Artikel 161, 163 und 164
umgestalten und an die spezifischen Bediirfnisse einzelner Bereiche oder Funktionen anpassen. [Fassung
vom 17. 10. 2012]

3 Sie informieren das Personalamt schriftlich tiber die vorgenommenen Anpassungen.
Art. 163

Leistungs- und Verhaltensbeurteilung

! Die Leistungs- und Verhaltensbeurteilung erfolgt insbesondere anhand der vereinbarten Ziele und der
vorgegebenen Leistungs- und Qualitatsstandards (Leistungserwartungen) fir die Erflllung der in der
Stellenbeschreibung festgelegten Hauptaufgaben.

2 Die zusammenfassende, nicht rechnerisch ermittelte Gesamtbeurteilung erfolgt nach folgendem
Beurteilungsschema:




A++ Zielvorgaben oder Leistungserwartungen deutlich
und in allen wichtigen Bereichen Ubertroffen
(herausragende Leistungen),

A+ Zielvorgaben oder Leistungserwartungen in
wichtigen Bereichen Ubertroffen (sehr gute
Leistungen),

A Zielvorgaben oder Leistungserwartungen erfillt
(gute Leistungen),

B Zielvorgaben oder Leistungserwartungen teilweise
erflllt (ausreichende Leistungen),

C Zielvorgaben oder Leistungserwartungen in
wichtigen Bereichen nicht erfdllt (nicht
ausreichende Leistungen).

Art. 164

Ergebnisse

' Die Ergebnisse der Leistungs- und Verhaltensbeurteilung sowie die neu vereinbarten Ziele und
Massnahmen werden schriftlich festgehalten, von den Gespréachspartnerinnen und -partnern im Sinne der
Kenntnisnahme unterzeichnet und im Personaldossier abgelegt.

2 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten eine Kopie der abgelegten Dokumente.
Art. 165

Vorgehen bei Differenzen

T Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, welche die Leistungs- und Verhaltensbeurteilung fiir unzutreffend oder
unkorrekt betrachten, kénnen innert zehn Tagen nach Erhalt des Ergebnisblatts eine Uberpriifung der
Beurteilung bei der oder dem néchst héheren Vorgesetzten verlangen. Diese Uberpriifung erfolgt im
Rahmen einer Aussprache, deren Ergebnis schriftlich festzuhalten ist.

2 |st die beurteilte Person mit dem Ergebnis der Uberpriifung nicht einverstanden, kann sie zuhanden des
Personaldossiers eine schriftliche Erklarung abgeben.

Art. 166

Trennung von Leistungs- und Verhaltensbeurteilung und Mitarbeitergesprach

Bei Bedarf kann die Leistungs- und Verhaltensbeurteilung zeitlich getrennt von den brigen Inhalten des
Mitarbeitergespréchs durchgefliihrt werden.

7.2 Aus- und Weiterbildung
7.2.1 Allgemeines
Art. 167 [Fassung vom 18. 8. 2010]

Grundsatz

Die Weiterbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird nach Massgabe des dienstlichen Interesses
gefdérdert und unterstitzt.

Art. 168

Eingeschrankte oder ausgeschlossene Anwendbarkeit

' Fiir teilzeitlich tatige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter richten sich die Leistungen in angemessener
Weise nach dem Beschaftigungsgrad.

2 Fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter [Fassung vom 15. 10. 2008], deren Arbeitsverhaltnis auf weniger als
ein Jahr befristet ist, werden in der Regel keine Leistungen erbracht.

7.2.2 Interne Weiterbildung
Art. 169 [Fassung vom 17. 10. 2012]

Kurse des Personalamts



! Das Personalamt bietet filr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter interne Weiterbildungskurse an.

2 Anmeldungen zu Weiterbildungsveranstaltungen sind fiir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
verbindlich. Sie erfolgen im Einvernehmen mit der vorgesetzten Stelle.

3 Bei Abmeldung bzw. Nichtteilnahme einer angemeldeten Mitarbeiterin oder eines angemeldeten
Mitarbeiters stellt das Personalamt der betroffenen Organisationseinheit die folgenden
Annullierungskosten in Rechnung,

a Abmeldung bis vier Wochen vor Kursbeginn: keine Kosten,

b Abmeldung bis zwei Wochen vor Kursbeginn: 50 Prozent der Kurskosten;

¢ Abmeldung weniger als zwei Wochen vor Kursbeginn oder Nichtteilnahme am Kurs: 100 Prozent
der Kurskosten.

4 Die Organisationseinheiten sind befugt, Annullierungskosten geméass Absatz 3 den betroffenen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Rechnung zu stellen.

Art. 170

Kurse der Direktionen und der Staatskanzlei

Die Direktionen, die Staatskanzlei, Amter und Anstalten kénnen fachbezogene Veranstaltungen fir
Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus der ganzen Kantonsverwaltung anbieten.

Art. 171 [Fassung vom 17. 10. 2012]

Anrechnung als Arbeitszeit

' Die Teilnahme an internen Weiterbildungsveranstaltungen gilt grundsétzlich als Arbeitszeit. Bei
Veranstaltungen an Samstagen oder Sonntagen gilt dies nur, wenn die Weiterbildung vom Arbeitgeber
angeordnet wurde.

2 Interne Weiterbildungsveranstaltungen bilden in der Regel nicht Gegenstand einer
Ruckerstattungsverpflichtung.

7.2.3 Externe Weiterbildung
Art. 172

Grundsatz

' Die Weiterbildung einzelner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird durch Beitrage und durch Gewahrung
von Urlaub nach Massgabe des dienstlichen Interesses unterstiitzt. [Fassung vom 13. 9. 2006]

2 .. [Aufgehoben am 13. 9. 2006]
Art. 173

Dienstliches Interesse

' Eine externe Weiterbildung liegt im tiberwiegenden Interesse des Kantons, wenn sie die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter befahigt, ihre Aufgaben rascher, umfassender und qualitativ besser zu
erfiillen, oder wenn sie dazu dient, eigenem Personal fiir die geplante Ubernahme von neuen Aufgaben
die dazu erforderlichen Kompetenzen zu vermitteln.

2 Eine externe Weiterbildung liegt nur beschrankt oder gar nicht im Interesse des Kantons, wenn sie nur
einen teilweisen oder gar keinen direkten Bezug zur Aufgabenerflillung oder zur geplanten Ubernahme
von neuen Aufgaben hat.

Art. 174

Beitragsberechtigte Kosten

1 Beitrage kénnen im Rahmen der Vorschriften dieser Verordnung ausgerichtet werden an die Kosten fiir
Unterkunft, Verpflegung und Reise, Schul-, Kurs- und Tagungsgelder sowie die Kosten fir Lehrmittel.

2 Fur Geistliche gelten die landeskirchlichen Bestimmungen.
Art. 175
Urlaub

T Fir den Besuch von externen Weiterbildungsveranstaltungen kann Urlaub nach Massgabe des



dienstlichen Interesses als bezahlt, teilweise bezahlt oder unbezahlt gewahrt werden. Die Dauer des
Urlaubs ist in Arbeitstagen oder in Stunden festzusetzen.

2 Zustandig fiir die Bewilligung sind:

a die Amtsvorsteherinnen oder Amtsvorsteher oder die erméchtigten Stellen bis zu zehn
Arbeitstagen pro Anlass,

b die Direktionen, die Staatskanzlei oder die von ihnen erméchtigten Organisationseinheiten bei
mehr als zehn Tagen pro Anlass. [Fassung vom 13. 9. 2006]

c ... [Aufgehoben am 13. 9. 2006]

Art. 175a [Fassung vom 17. 10. 2012]

Erfassung der Beitrdge an die Aus- und Weiterbildung

1 Beitrage an externe Aus- und Weiterbildungen werden tiber PERSISKA direkt an die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter ausbezahlt. Die Beitrdge werden dem Personalamt bzw. der zusténdigen
Gehaltsverarbeitungsstelle individuell geméass den massgeblichen steuerrechtlichen Vorgaben gemeldet.

2 Interne Weiterbildungen gemass Kursangebot des Personalamts sind von der Meldepflicht gemass
Absatz 1 ausgenommen. Sie werden von der jeweiligen Organisationseinheit den Rechnungsstellerinnen
und -stellern direkt bezahlt.

7.2.4 Riickzahlungspflicht
Art. 176

Schriftliche Verpflichtung

1 Leistet der Kanton an die Kosten der Weiterbildung Beitrage von tiber 3000 Franken [Fassung vom 15.
10. 2008] oder wird ein bezahlter Urlaub von insgesamt mehr als zehn Arbeitstagen gewahrt, hat sich die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter vor der Veranstaltung schriftlich zur Riickzahlung der Aufwendungen des
Kantons nach Artikel 178 und 179 zu verpflichten.

2 Alifallige Beitrage diirfen ausbezahlt und ein bezahlter Urlaub bezogen werden, sobald die schriftliche
Ruickzahlungsverpflichtung geméss Absatz 1 vorliegt.

3 Diese Verpflichtung entfallt, wenn der Kursbesuch ausdriicklich schriftlich angeordnet ist.
Art. 177

Ausfertigung und Einreichung der Verpflichtung

Die Antrag stellende Organisationseinheit fertigt den Vertrag tber die Gewahrung eines Beitrags und von
Urlaub sowie Uber die Riickerstattungsverpflichtung aus und leitet eine unterzeichnete Kopie an das
Personalamt weiter.

Art. 178 [Fassung vom 17. 10. 2012]

Entstehen der Riickzahlungspflicht

! Die Riickzahlungspflicht entsteht, wenn die betroffene Person die Ausbildung aus privaten Griinden
abbricht oder wahrend der Ausbildung oder nach deren Abschluss innerhalb einer bestimmten Frist aus
dem Kantonsdienst austritt.

2 Artikel 181 bleibt vorbehalten.
Art. 178a [Eingefiigt am 17. 10. 2012]

Abgeléste Rickzahlungsverpflichtungen

T Fur Riickzahlungsverpflichtungen gegeniiber anderen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern, die der
Kanton gemass Artikel 93 Absatz 4 PG abgeldst hat, entsteht die Riuckzahlungspflicht wie folgt:

a Wird das Arbeitsverhaltnis innerhalb der Probezeit beendet, ist der abgeldste
Rickzahlungsbetrag vollumfanglich und ohne Freibetrag geméss Artikel 179 Absatz 1 Buchstabe
a zuriickzubezahlen.

b Bei Austritt nach Ablauf der Probezeit entsteht die Rickzahlungspflicht sinngeméass nach Artikel
179 und Artikel 180 Buchstaben b und c.

2 |n Hartefallen kann von der Regelung in Absatz 1 abgewichen werden.



Art. 179

Berechnung des riickzahlungspflichtigen Betrags [Fassung vom 13. 9. 2006]
1 Zuriickzubezahlen ist

a die Summe aller Beitrage, soweit sie den Freibetrag von 3000 Franken [Fassung vom 15. 10.
2008] Ubersteigt,

b das wahrend des bezahlten Urlaubs ausgerichtete Nettogehalt einschliesslich allfallige Familien-,
Betreuungs- und Funktionszulagen, soweit der gewéhrte bezahlte Urlaub zehn Arbeitstage
Ubersteigt. [Fassung vom 17. 10. 2012]

2 Als massgebendes Nettogehalt gilt das Gehalt, abzliglich AHV/IV/EO/ALV und
Unfallversicherungsbeitrag. Alle anderen Abziige, insbesondere Pensionskassenabziige, sind nicht zu
beriicksichtigen.

Art. 180

Umfang der Rickzahlungspflicht

Der riickzahlungspflichtige Betrag nach Artikel 179 ist wie folgt zu entrichten: [Fassung vom 15. 10. 2008]
a beivorzeitigem Abbruch der Weiterbildung 100 Prozent des Gesamtbetrags,

b Dbei Austritt wahrend der Weiterbildung oder wéhrend des ersten Jahrs nach Abschluss der
Weiterbildung 100 Prozent des Gesamtbetrags,

¢ bei Austritt nach Abschluss der Ausbildung wahrend des zweiten Jahres zwei Drittel und wahrend
des dritten Jahres ein Drittel. [Fassung vom 15. 10. 2008]

Art. 181

Befreiung von der Rickzahlungspflicht

! Das Personalamt kann im Einvernehmen mit der Anstellungsbehdrde auf eine Riickzahlung ganz oder
teilweise verzichten, wenn sie firr die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter eine besondere Harte bedeutet
oder wenn der Verzicht auf die Riickzahlung im Interesse des Kantons liegt. [Fassung vom 15. 10. 2008]

2 Als besondere Harte gilt namentlich die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses auf Grund familiarer
Verpflichtungen oder Krankheit sowie eine finanzielle Notlage.

Art. 182

Berechnung und Rechnungsstellung

Der rickzahlbare Betrag wird vom Personalamt eingefordert und an die jeweiligen Organisationseinheiten
weitergeleitet.

Art. 183

Ausnahmeregelung

Der Regierungsrat kann fur bestimmte Personalkategorien oder Berufsgruppen bezlglich der
Bewilligungskompetenzen und Rickzahlungsvorschriften abweichende Regelungen beschliessen.

8. Weitere Inhalte des Arbeitsverhéltnisses
8.1 Versicherungsschutz

8.1.1 Unfallversicherung

Art. 184

Grundsatz

! Die Finanzdirektion schliesst zur Durchfiihrung der obligatorischen Unfallversicherung des
Kantonspersonals einen Vertrag mit einem anerkannten Versicherer ab, soweit das Personal nicht der
Versicherung durch die Schweizerische Unfallversicherungsanstalt unterliegt.

2 Zur Erganzung der obligatorischen Unfallversicherung schliesst die Finanzdirektion eine UVG-
Zusatzversicherung ab.

Art. 185 [Fassung vom 15. 10. 2008]



Préamienfinanzierung

T Der Kanton tibernimmt die ganze Pramie fiir die Berufsunfallversicherung sowie insgesamt die Halfte
der Pramien fur die Nichtberufsunfallversicherung und fiir die UVG-Zusatzversicherung.

2 Die andere Halfte der Pramien fir die Nichtberufsunfallversicherung und fiir die UVG-
Zusatzversicherung tragen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Dabei wird ein vom Personalamt
festgesetzter Einheitssatz angewendet.

3 Beim Lernpersonal iibernimmt der Kanton die ganze Pramie fiir die Nichtberufsunfallversicherung.
Art. 186

Berechnungsgrundlage

T Als massgebendes Gehalt zur Berechnung der vom Personal zu tibernehmenden Pramie gilt fiir die
Nichtberufsunfallversicherung das AHVpflichtige Gehalt, héchstens jedoch der UVG-Héchstlohn.

2 Fir die Zusatzversicherung gilt das AHV-pflichtige Gehalt, ungeachtet des UVG-Hdchstlohns.
Art. 187

... [Aufgehoben am 15. 10. 2008]

Art. 188

Verwaltung und Vollzug, Préamienbezug

! Die Verwaltung der Unfallversicherungsvertrage sowie der Vollzug der sich daraus ergebenden
Massnahmen obliegen dem Personalamt.

2 Der Pramienanteil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird monatlich vom Gehalt abgezogen.
8.1.2 Zusatz-Krankenversicherung
Art. 189

Grundsatz

' Die Finanzdirektion kann zur Durchflihrung einer Zusatz-Krankenversicherung einen Kollektivvertrag mit
einem anerkannten Krankenversicherer abschliessen.

2 Vorbehalten bleiben die Sonderregelungen fiir das Polizeikorps.
Art. 190

Beitritt
Der Beitritt zur Zusatz-Krankenversicherung ist freiwillig.

Art. 191

Verwaltung und Vollzug

Die Verwaltung des Zusatz-Krankenversicherungsvertrags sowie der Vollzug der sich daraus ergebenden
Massnahmen obliegen dem Personalamt.

8.1.3 Krankentaggeldversicherung [Eingefiigt am 13. 9. 2006]

Art. 191a [Eingefiigt am 13. 9. 2006]

Der Regierungsrat kann eine Krankentaggeldversicherung fur das Kantonspersonal abschliessen.
8.2 Dienstwohnungen

Art. 192

Begriff

1 Dienstwohnungen sind Bestandteil des Arbeitsverhéltnisses und sind im Arbeitsvertrag [Fassung vom 15.
10. 2008] aufzufihren. Dienstwohnungen sind wéhrend der Dauer des Arbeitsverhéltnisses zu bewohnen
und mit dessen Beendigung zu verlassen.

2 Sie werden von der Anstellungsbehérde [Fassung vom 15. 10. 2008] zugewiesen, wenn es fir die richtige
Erflllung der dienstlichen Funktion notwendig ist. Ferner wird zusammen mit der Dienstwohnung eine
Garage, ein Ein- oder Abstellplatz zugewiesen, sofern eine Parkiergelegenheit besteht.



3 Das Amt fiir Grundstiicke und Gebaude bestimmt nach Anhdrung der betroffenen Direktion oder der
Staatskanzlei, welche Wohnungen, Uber die der Kanton verfiigt, als Dienstwohnungen gelten.

Art. 193

Wert der Dienstwohnungen

T Der Wert der Dienstwohnungen wird aufgrund der Bewertungsprotokolle der Steuerverwaltung und
eines Mietwertfaktors durch das Amt fir Grundstiicke und Geb&ude festgelegt. Der Dienstwohnungswert
ohne Nebenkosten soll in der Regel 25 Prozent des monatlichen Bruttogehalts des
Dienstwohnungsbenitzenden auf der Grundlage eines vollen Beschaftigungsgrads nicht bersteigen.
[Fassung vom 15. 10. 2008]

2 Der Wert der Dienstwohnungen wird vom Gehalt in Abzug gebracht.
Art. 194

Anderung des Dienstwohnungswertes

' Eine allgemeine Anderung der Dienstwohnungswerte erfolgt periodisch durch die Anpassung des
Mietwertfaktors. [Fassung vom 15. 10. 2008] Sie erfolgt durch den Regierungsrat auf Antrag des Amts far
Grundstiicke und Gebaude nach einem Mitbericht bei den Direktionen, der Staatskanzlei und den
Personalverbanden.

2 Jede allgemeine Anderung des Dienstwohnungswerts ist den Bewohnerinnen und Bewohnern der
Dienstwohnung mindestens drei Monate im Voraus mitzuteilen. [Fassung vom 15. 10. 2008] Die allgemeine
Anderung ist nicht anfechtbar.

3 Eine individuelle Anpassung der Dienstwohnungswerte erfolgt mit Verfigung nach einer wesentlichen
baulichen Veranderung oder einer Anderung, die den Mietwert der Wohnung, der Garage, des Ein- oder
Abstellplatzes individuell beeinflusst.

4 Das Amt fiir Grundstiicke und Gebaude setzt gestiitzt auf das Bewertungsprotokoll den neuen Mietwert
fest [Fassung vom 15. 10. 2008], nachdem den Bewohnerinnen und Bewohnern der Dienstwohnung durch
die Steuerverwaltung Gelegenheit gegeben worden ist, an der Bewertung teilzunehmen.

5 Es eréffnet individuelle Anpassungen des Dienstwohnungswerts im Sinn von Absatz 4 mit Verfgung.
[Fassung vom 15. 10. 2008] Allgemeine Anderungen des Dienstwohnungswerts und der Nebenkosten teilt
es schriftlich mit.

Art. 194a [Eingefiigt am 15. 10. 2008]

Nebenkosten

! Die Nebenkosten fiir Dienstwohnungen werden vom Amt fiir Grundstiicke und Gebaude nach den
effektiven Kosten ermittelt. Auf dieser Grundlage wird der Betrag fur die monatlichen Teilzahlungen
festgelegt und zusammen mit dem Dienstwohnungswert vom Gehalt in Abzug gebracht.

2 Das Amt fiir Grundstiicke und Gebaude tiberpriift periodisch die nach Absatz 1 festgesetzten
Nebenkosten. Falls auf Grund der effektiven Kostenentwicklung eine Anpassung der Teilzahlungen
erforderlich ist, sind die Bewohnerinnen und Bewohner der Dienstwohnung drei Monate im Voraus zu
informieren.

3 Die allfallige Anpassung von Teilzahlungen nach Absatz 2 wirkt in die Zukunft. Sie hat weder eine
Ruckvergitung noch eine Nachzahlung zur Folge.

9. Bewertungskommission und Betriebskommissionen [Titel Fassung vom 15. 10. 2008]
9.1 Bewertungskommission [Fassung vom 15. 10. 2008]
Art. 195 [Fassung vom 17. 10. 2012]

Einsetzung

Die aus Vertretungen der Direktionen, der Staatskanzlei, der Justizleitung und der Universitat bestehende
Bewertungskommission wird vom Regierungsrat eingesetzt.

Art. 196 [Fassung vom 15. 10. 2008]

Aufgaben
Der Bewertungskommission obliegen die folgenden Aufgaben:

a Stellungnahme zur Anderung von Anhang |, [Fassung vom 18. 8. 2010]



b Stellungnahme zu Antragen fir Stelleneinreihungen in die Gehaltsklassen 27 bis 30, [Fassung
vom 18. 8. 2010]

¢ Stellungnahme zu Stelleneinreihungen von Projektleiterinnen und Projektleitern sowie von
Fachspezialistinnen und Fachspezialisten, [Fassung vom 18. 8. 2010]

d Begleitung von neuen Funktionen und Zustimmung bei deren Einreihung ab Gehaltsklasse 24,
[Fassung vom 18. 8. 2010]

e Stellungnahme zu Neueinreihungsgesuchen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter geméss Artikel
197 Absatz 2 und 3 sowie [Die Buchstaben e und f entsprechen den bisherigen Buchstaben c¢ und d]

f  Funktion als Konsultativorgan des Personalamts bei Neueinreihungsantrdgen der Direktionen
und der Staatskanzlei, wenn es sich um Fragestellungen von grundlegender Bedeutung handelt.
[Die Buchstaben e und f entsprechen den bisherigen Buchstaben ¢ und d]

Art. 197

Gesuch um Neueinreihung

1 Ist eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter der Ansicht, sie oder er sei unter Beriicksichtigung der
Anforderungen und der Belastungen nicht in der richtigen Gehaltsklasse eingereiht, kann sie oder er auf
dem Dienstweg ein begriindetes Gesuch [Fassung vom 18. 8. 2010] um Uberpriifung der Stelleneinreihung
an die zusténdige Direktion oder an die Staatskanzlei richten.

2 Die Direktion, die Staatskanzlei oder die Justizleitung [Fassung vom 18. 8. 2010] leitet das Gesuch,
erganzt durch ihre Stellungnahme, an die Bewertungskommission [Fassung vom 15. 10. 2008] weiter.

3 Die Bewertungskommission beurteilt das Neueinreihungsgesuch und teilt das kurz begriindete Ergebnis
der Gesuchstellerin oder dem Gesuchsteller auf dem Dienstweg mit. [Fassung vom 15. 10. 2008]

4 Die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller hat danach die Maglichkeit, zum Neueinreihungsgesuch
eine Verflgung des Personalamts gemass Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe a PG zu verlangen. [Fassung
vom 15. 10. 2008]

5=7 ... [Aufgehoben am 15. 10. 2008]
9.2 Betriebskommissionen

Art. 198

! Die Organisationseinheiten kénnen eigene Betriebskommissionen einsetzen.
2 Betriebskommissionen behandeln betriebliche Personalangelegenheiten.

3 Der Regierungsrat erlasst ein Musterreglement, insbesondere {iber Wahl und Zusammensetzung der
Betriebskommissionen.

10. Ausserdienstliche Tatigkeiten
10.1 Ausiibung 6éffentlicher Amter
Art. 199

Begriff

1 Ein &ffentliches Amt (ibt aus, wer als Mitglied eines Parlaments, einer Exekutive, eines Gerichts oder
einer Kommission der Eidgenossenschaft, eines Kantons, einer Gemeinde, einer Kirchgemeinde oder
einer anderen Koérperschaft des 6ffentlichen Rechts tatig ist.

2 Als offentliches Amt gilt ebenfalls die Dienstleistung in értlichen oder regionalen Feuerwehren im
Rahmen der Einsétze und der Ublichen Ausbildung, einschliesslich der Kaderausbildung.

Art. 200

Vorbehalt

Die Ausubung eines 6ffentlichen Amts kann durch die Aufsichtsbehdrde untersagt werden, wenn die
Erflllung der dienstlichen Aufgaben beeintrachtigt wird oder das 6ffentliche Amt mit der dienstlichen
Stellung nicht vereinbar ist.

Art. 201 [Fassung vom 18. 8. 2010]

Umfang des bezahlten Urlaubs



T Die Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher bewilligen die Anzahl Urlaubstage fiir die Ausiibung eines
offentlichen Amts unter Berlcksichtigung der konkreten Verhaltnisse im Einzelfall und dem mit dem Amt
verbundenen Aufwand, héchstens jedoch 15 Arbeitstage pro Kalenderjahr.

2 Gehen dienstliche Bediirfnisse vor und besteht kein Amtszwang, kann die Amtsvorsteherin oder der
Amtsvorsteher den Bezug des Urlaubs verweigern.

Art. 202

Besondere Regelung

1 Erfordert die Austibung eines dffentlichen Amts eine 15 Arbeitstage pro Jahr libersteigende
Abwesenheit, trifft der Regierungsrat eine Regelung im Einzelfall mittels 6ffentlich-rechtlichen Vertrags.

2 |m Einzelfall ist eine Gehaltskiirzung oder eine Abgabepflicht der fiir die Ausiibung des &ffentlichen
Amts bezogenen Entschadigung nach Massgabe der 15 Arbeitstage Ubersteigenden Abwesenheit
festzulegen.

10.2 Nebenbeschiftigung
Art. 203

Grundsatz

1 Jede Nebenbeschaftigung, welche die Amtstatigkeit beeintrachtigt, ist unzulassig. Eine Beeintrachtigung
liegt insbesondere vor, wenn ein Interessenkonflikt besteht oder die Arbeitskraft dauernd und erheblich
beansprucht wird. Untersagt sind ebenfalls Nebenbeschaftigungen, welche mit der dienstlichen Stellung
nicht vereinbar sind. [Fassung vom 13. 9. 2006]

2 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind verpflichtet, der Amtsvorsteherin oder dem Amtsvorsteher alle
entschadigten Nebenbeschaftigungen zu melden sowie Uber Tatsachen zu informieren, welche eine
Bewilligungspflicht begriinden kénnen. Die einem Regierungsmitglied direkt unterstellten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter sind diesem gegeniber meldepflichtig. Einer gesetzlichen Schweigepflicht unterliegende
oder besonders schitzenswerte Daten sind nicht offen zu legen. [Eingefligt am 13. 9. 2006]

Art. 204

Bewilligungspflicht [Fassung vom 13. 9. 2006]

T Fur jede meldepflichtige Nebenbeschaftigung ist eine Bewilligung nur erforderlich, wenn Arbeitszeit
beansprucht wird. [Fassung vom 13. 9. 2006]

2 Andern sich Art oder Umfang einer bewilligten Nebenbeschaftigung erheblich, muss eine neue
Bewilligung eingeholt werden. [Fassung vom 13. 9. 2006]

3 Die folgenden Nebenbeschaftigungen sind generell erlaubt und weder melde- noch bewilligungspflichtig:
Tétigkeit im Rahmen der Personalverbande,

b Téatigkeit in Vereinen verschiedenster Zweckbestimmungen, einschliesslich Vorstandstatigkeit,
sofern die Funktion ehrenamtlich oder gegen ein bescheidenes Entgelt ausgelibt wird,

¢ ehrenamtliche Tatigkeit in Stiftungen, Genossenschaften und anderen Kérperschaften ahnlicher
Zweckbestimmung,

d Erteilen von Unterricht an kantonalen und nicht kantonalen Schulen oder anderen
Bildungsinstitutionen; wahrend der Arbeitszeit dirfen Vollzeitbeschéftigte beschrankt auf ihr
Fachgebiet héchstens zwei Lektionen pro Woche erteilen; ausserhalb der Arbeitszeit sind zwei
weitere Lektionen erlaubt,

e \Vortragstatigkeit von Vollzeitbeschéftigten wahrend der Arbeitszeit, beschrankt auf ihr
Fachgebiet.

4 .. [Aufgehoben am 13. 9. 2006]
Art. 205

Zustandigkeit zur Erméachtigung

' Die Ermachtigung zur Austibung einer bewilligungspflichtigen Nebenbeschéftigung erteilt die
Aufsichtsbehdrde nach Artikel 20 PG.

2 Die Aufsichtsbehorde kann fiir bestimmte Nebenbeschaftigungen generelle Ermachtigungen erteilen.



Art. 206

Infrastrukturbenitzung

T Werden zur Austibung einer zulassigen Nebenbeschaftigung Einrichtungen oder Personal des Kantons
in Anspruch genommen, ist daflr eine kostendeckende Entschadigung zu leisten.

2 Die Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher stellen die periodische Abrechnung tber die nach Absatz 1
zu leistende Entschadigung sowie deren Inkasso sicher.

11. Dienstweg
Art. 207

Dienstweg

Wo nichts anderes bestimmt ist, hat der schriftliche oder elektronische Verkehr zwischen den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, den Amtern und den Direktionen und der Staatskanzlei auf dem
Dienstweg zu erfolgen. In Personalfragen kénnen sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter direkt an die
Personaldienste der Direktionen, der Staatskanzlei, der selbststandigen Organisationseinheiten und der
Amter wenden.

Art. 208

Mitteilungspflicht an das Personalamt

Soweit in dieser Verordnung eine Mitteilung an das Personalamt vorgeschrieben wird, hat diese nur zu
erfolgen, wenn das Personalamt fir die Mutation der Gehaltsdaten zustandig ist.

12. Rechtspflege
Art. 209 [Fassung vom 15. 10. 2008]

Grundsatz
! Bei Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhaltnis erlasst der Arbeitgeber eine Verfiigung.

2 Uber umstrittene vermogensrechtliche Anspriiche verfiigt das Personalamt. Als vermdgensrechtliche
Anspriiche gelten

das Gehalt,

die Betreuungszulagen,

die Anrechnung von Dienstjahren,
die Ruckforderungen,

die Reversverpflichtungen,

-~ O Q O T ©

der Kostenersatz nach Artikel 51 PG sowie

g der Ersatz von Personen- oder Sachschaden nach Artikel 54 PG.

3 Ist der Anspruch auf Familienzulagen streitig, verfiigt die Familienausgleichskasse.

4 In den Ubrigen Fallen, insbesondere bei Streitigkeiten tiber den individuellen Gehaltsaufstieg, verfigt die
Anstellungsbehdrde oder die am Vertragsverhaltnis fir den Kanton beteiligte Organisationseinheit.

Art. 210

Streitigkeiten Uber den individuellen Gehaltsaufstieg

1 Sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit dem Entscheid tiber die Bemessung von Gehaltsstufen nach
Artikel 45 nicht einverstanden, kdnnen sie innert dreissig Tagen seit Zustellung der neuen
Gehaltsabrechnung ein Begehren um Erlass einer Verfligung bei ihrer Anstellungsbehérde [Fassung vom
15. 10. 2008] stellen.

2 Bevor die Betroffenen das Begehren einreichen, ersuchen sie um eine personliche Aussprache mit der
vorgesetzten Person.

3 Das Begehren um Erlass einer Verfligung nach Absatz 1 ist schriftlich einzureichen und zu begriinden.
Art. 211

Schlichtungsverfahren nach Gleichstellungsgesetz



' Die Anstellungsbehdrde [Fassung vom 15. 10. 2008] vertritt den Kanton als Arbeitgeber im
Schlichtungsverfahren nach dem Einflihrungsgesetz [Fassung vom 18. 8. 2010] vom 16. November 1998
zum Bundesgesetz Uiber die Gleichstellung von Frau und Mann (EG GIG [BSG 152.072)).

2 Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die vom Volk oder vom Grossen Rat gewahlt werden, handelt an
Stelle der Anstellungsbehdérde: [Fassung vom 18. 8. 2010]

a die Justizleitung flr die Mitglieder der Gerichtsbehérden und der Staatsanwaltschaft, [Fassung
vom 18. 8. 2010]

b ... [Aufgehoben am 18. 8. 2010]

¢ die Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion fir die Regierungsstatthalterinnen und
Regierungsstatthalter und fir die oder den Beauftragten fir Datenschutz,

d der Regierungsrat fir die Staatsschreiberin oder den Staatsschreiber und fir die Ratssekretarin
oder den Ratssekretér.

3 Bei Diskriminierung durch sexuelle Belastigung erfolgt die Vertretung durch die Anstellungsbehdrde
[Fassung vom 15. 10. 2008] der beschuldigten Person.

4 Die Anstellungsbehdrde [Fassung vom 15. 10. 2008] ist zur Einlassung in das Schlichtungsverfahren
verpflichtet.

5 Der Kanton wird in der Schlichtungsverhandlung durch die Anstellungsbehérde [Fassung vom 15. 10.
2008] oder durch eine von ihr bezeichnete Person vertreten. Die Vertreterin oder der Vertreter kann sich
wahrend der Verhandlung begleiten und beraten lassen.

6 Die betroffene Anstellungsbehérde erstattet dem Personalamt Meldung, sobald sie vom Eingang eines
Schlichtungsgesuches bei der kantonalen Schlichtungsstelle Kenntnis erhalten hat. [Fassung vom 23. 3.
2011]

7 Ein Vergleich (Art. 16 Abs. 2 EG GIG) bedarf der Zustimmung des Personalamts oder, wenn er von
einer Direktion oder der Staatskanzlei abgeschlossen wird, der Finanzdirektion. Ausgenommen sind
Vergleiche, die von einer Gerichtsbehdrde, der Staatsanwaltschaft oder der Justizleitung abgeschlossen
werden. [Fassung vom 18. 8. 2010]

Art. 212

Entscheidkopie an das Personalamt

Verfugt die Anstellungsbehodrde [Fassung vom 15. 10. 2008] in Streitigkeiten betreffend die erstmalige
Begrindung des Angestelltenverhaltnisses, gehaltsméssige Einreihung, Anderung oder Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses, ist das Personalamt mit einer Kopie des Entscheids zu informieren.

13. Ubergangs- und Schlussbestimmungen
Art. 213

Stellenplan

Der Regierungsrat genehmigt den Stellenplan nach Artikel 10 fir die Kantonsverwaltung rickwirkend per
1. Januar 2005.

Art. 214

Treuepramien

T Personen, deren Arbeitsverhltnis zwischen dem 1. Juli 1980 und dem 30. Juni 1985 begriindet worden
ist, erhalten nach funfundzwanzig Dienstjahren eine Treuepramie im Umfang eines 1/13 des
Jahresgehalts.

2 Personen, deren Arbeitsverhaltnis zwischen dem 1. Juli 1985 und dem 30. Juni 1990 begriindet worden
ist, erhalten nach zwanzig Dienstjahren und nach 25 Dienstjahren je eine Treueprdmie im Umfang eines
1/13 des Jahresgehalts.

3 Personen, deren Treuepramie nach 30, 35, 40 oder 45 Dienstjahren zwischen dem 1. Juli 2005 und 31.
Dezember 2005 fallig wird, erhalten eine Treuepramie im Umfang eines 1/13 des Jahresgehalts. [Fassung
vom 2. 11. 2005]

4 Die Treuepramie kann ganz oder teilweise in bezahlten Urlaub umgewandelt werden. [Entspricht dem
bisherigen Absatz 3]

Art. 215



Mutterschaft

Mitarbeiterinnen, deren Kind am 13. Mai 2005 oder spater geboren wird, haben Anspruch auf sechzehn
Wochen Mutterschaftsurlaub unabhangig von den geleisteten Dienstjahren.

Art. 216

Betreuungszulagen

Fir den Vollzug der Ausrichtung von Betreuungszulagen nach Artikel 86 Absatz 2 PG betreffend
Koordination mit vergleichbaren Zulagen, die andere Arbeitgeber ausrichten, gilt eine Frist von sechs
Monaten seit Inkrafttreten dieser Verordnung.

Art. 217

Ferienanspruch fir dienstfreie Tage
1 Der nach Artikel 144 Absatz 1 um zwei Tage erhéhte Ferienanspruch tritt ab 1. Januar 2006 in Kraft.

2 Arbeitsfreie Tage, die auf ein Wochenende fallen, werden bis zum 31. Dezember 2005 gemass
Rundschreiben des Personalamts kompensiert.

Art. 218

Unverschuldete Entlassung

T Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die von der Entlassung bedroht sind und vor dem 30. Juni 2005 dem
Personalamt zur Weitervermittlung schriftlich gemeldet werden, haben im Fall der unverschuldeten
Entlassung Anspruch auf die altrechtlichen Leistungen geméss Artikel 51 des Reglementes Nr. 1
Mitgliedschaft und Leistungen der Bernischen Pensionskasse (Fassung vom 27. September 1993/revidiert
per 1. Juli 2001 [BSG 153.411.101]), wenn das alte Recht eine gunstigere Regelung vorsieht.

2 Die Kumulation von altrechtlichen Leistungen mit einer Abgangsentschadigung nach Artikel 123 ist
ausgeschlossen.

Art. 219

Reinigungspersonal

Vor dem 1. Juli 2005 angerechnete Gehaltsstufen, die den Wert von 40 Gehaltsstufen nach neuem Recht
Ubersteigen, bleiben den Betroffenen auch nach dem 1. Juli 2005 erhalten.

Art. 220

Bisherige Bewilligungen

Gemass bisherigem Recht erteilte Bewilligungen bleiben in Kraft. Wurden sie befristet erteilt, erfolgen
allfallig nachfolgende Bewilligungen nach Ablauf der Frist nach neuem Recht.

Art. 221

Ruickzahlungsverpflichtungen

Gemass bisherigem Recht eingegangene Rlckzahlungsverpflichtungen sind geméass neuem Recht
geltend zu machen. Vorbehalten bleiben unter altem Recht bewilligte Sonderregelungen.

Art. 222

Anrechnung von Gehaltsstufen

Die vor dem Inkrafttreten dieses Erlasses angerechneten Gehaltsstufen werden durch Multiplikation mit
dem Faktor zwei in Gehaltsstufen und Vorstufen nach neuem Recht umgewandelt. Das bisherige Gehalt
wird dadurch nominell nicht verandert.

Art. 223

Befristete Einreihungen

' Die Direktorinnen und Direktoren der Lehrerinnen- und Lehrerbildung werden wie folgt eingereiht:
Gehaltsklasse 30 Direktor(in) |

Gehaltsklasse 27 Direktor(in) Il

Gehaltsklasse 25 Direktor(in) 1l




Gehaltsklasse 24 Direktor(in) IV

Gehaltsklasse 23 Direktor(in) V

2 Die Funktionen der Lehrerinnen- und Lehrerbildung nach Absatz 1 werden per 31. August 2005
aufgehoben.

Art. 224
Anderung von Erlassen

Folgende Erlasse werden geandert:

1. Verordnung vom 27. Mai 1998 Uber die Universitat (Universitatsverordnung, UniV): [Aufgehoben
durch Vvom 12. 9. 2012 Uber die Universitdt, BSG 436.111.1]

2. Verordnung vom 22. Marz 2000 Uber die Anstellungsverhaltnisse des arztlichen Spitalpersonals:
[Aufgehoben durch V vom 27. 1. 2010 lber die Anstellung der Assistenzarztinnen und Assistenzérzte
sowie der Oberérztinnen und Oberérzte an den kantonalen Psychiatrieinstitutionen, BSG 811.123]

Art. 225
Aufhebung von bisherigem Recht
Die folgenden Beschlisse des Regierungsrates werden aufgehoben:
1. RRB 4671/84 (Leistungen Dritter),
2. RRB 1716/96 (RPU),
3. RRB 1041/98 (Mitarbeitergesprach),
4. RRB 3190/04 (Leistungspramie).

Art. 226

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2005 in Kraft.
Bern, 18. Mai 2005

Im Namen des Regierungsrates
Die Préasidentin: Egger-Jenzer
Der Staatsschreiber: Nuspliger

Anhang | [Fassung vom 17. 10. 2012]

Einreihung der Stellen in die Gehaltsklassen

Mit * erganzte Funktionen werden nach Artikel 34a durch die Bewertungskommission begleitet.
GK Stellenbezeichnung

30 Direktor(in) Universitére Psychiatrische Dienste

30 Generalsekretér(in)

30 Generalstaatsanwéltin oder Generalstaatsanwalt

30 Ordentliche(r) Professor(in)

30 Polizeikommandant(in)

30 Rektor(in) Berner Fachhochschule (BFH)

30 Vorsteher(in) Finanzkontrolle

29 Direktor(in) Psychiatriezentrum Minsingen

29 Direktor(in) Psychiatrische Dienste Biel-Seeland-Berner Jura

29 Generalstaatsanwaltin-Stellvertreterin, Generalstaatsanwalt-Stellvertreter
29 Rektor(in) Padagogische Hochschule (PH)

29 Verwaltungsdirektor(in) Universitat



29

29
29
29
29
29
29
29
29
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28
28

Vizedirektor(in) Klinik |

Vorsteher(in) Amt fiir Berner Wirtschaft

Vorsteher(in) Amt fir Freiheitsentzug und Betreuung
Vorsteher(in) Amt fir Grundstiicke und Gebaude
Vorsteher(in) Kantonsarztamt

Personalamt

)
)
)
Vorsteher(in) Amt fir Wasser und Abfall
)
Vorsteher(in)
)

(
(
(
(
(
(
Vorsteher(in) Steuerverwaltung

Vorsteher(in) Tiefoauamt

Chefarzt, -&rztin

Gerichtsprasident(in)

hauptamtliche Richterinnen und Richter der Steuerrekurskommission
Leiter(in) Recht Direktion la

Leiter(in) Ressourcen Direktion |

Projektleiter(in) |

Regierungsstatthalter(in)

Staatsanwalt, -anwéltin

Stabschef(in) Justizleitung

Stellvertreter(in) Polizeikommandant(in)

Stv. Generalsekretar(in) |

Vizedirektor(in) Klinik Il

Vizestaatsschreiber(in)

Vorsitzende(r) der Schlichtungsbehdrde

Vorsteher(in) Alters- und Behindertenamt

Vorsteher(in) Amt fir Betriebswirtschaft und Aufsicht

Vorsteher(in) Amt fir Bevdlkerungsschutz, Sport und Militar
Vorsteher(in) Amt fir Gemeinden und Raumordnung

Vorsteher(in) Amt fir Hochschulen

Vorsteher(in) Amt fir Informatik und Organisation

Vorsteher(in) Amt fir Kindergarten, Volksschule und Beratung
Vorsteher(in) Amt fir Kultur

Vorsteher(in) Amt fiir Landwirtschaft und Natur

(in)

(in)

(in)

(in)

(in)

(in)

(in)

(in)

(in)

Vorsteher(in) Amt fir Migration und Personenstand

Vorsteher(in) Amt fur 6ffentlichen Verkehr

Vorsteher(in) Amt fir Sozialversicherungen [Fassung vom 26. 10. 2011]

Vorsteher(in) Amt fir Wald

Vorsteher(in) Finanzverwaltung

Vorsteher(in) Kantonales Jugendamt

Vorsteher(in) Kantonales Laboratorium

Vorsteher(in) Kantonsapothekeramt

Vorsteher(in) Mittelschul- und Berufsbildungsamt
(in)

Vorsteher(in) Sozialamt



28

28
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
27
26
26
26
26
26
26
26
26
26
26
26
26
26
25
25
25

Vorsteher(in) Spitalamt

Vorsteher(in) Strassenverkehrs- und Schifffahrtsamt
Abteilungsleiter(in) Klinik

Abteilungsvorsteher(in) la

Abteilungsvorsteher(in) la Polizei

Akademische(r) Direktor(in) Universitat
Beauftragte(r) fir Datenschutz
Departementsleiter(in) BFH

Direktor(in) Anstalt |

Finanzplaner(in)

Generalsekretéar(in) Ober-/Verwaltungsgericht
Generalsekretéar(in) Staatskanzlei

Institutsleiter(in) 1 PH

Leiter(in) Recht Direktion |

Leiter(in) Ressourcen Direktion Il

Président(in) KESB

Projektleiter(in) Il

Ratssekretér(in)

Staatsarchivar(in)

Stv. Generalsekretar(in) I

Ausserordentliche(r) Professor(in)

Vorsteher(in) Amt fir Kommunikation [Fassung vom 2. 7. 2008]
Vorsteher(in) Amt fir zentrale Dienste der Erziehungsdirektion
Vorsteher(in) Amt fir Umweltkoordination und Energie [Fassung vom 26. 10. 2005]
Vorsteher(in) Amt fir Geoinformationen

Abteilungsvorsteher(in) |

Abteilungsvorsteher(in) | Polizei

Beauftragte(r) fir kirchliche Angelegenheiten

Direktor(in) Anstalt Il

Fachspezialist(in) la

Geschéftsleiter(in) Grundbuchverwaltung

Institutsleiter(in) Il PH

Leitende(r) Arzt, Arztin

Leiter(in) Finanzen la

Leiter(in) Recht Direktion Il

Projektleiter(in) Il

Vorsteher(in) Kantonale Sprachheilschule

Vorsteher(in) regionales Betreibungs- und Konkursamt

Abteilungsvorsteher(in) Il

Abteilungsvorsteher(in) Il Polizei

Bau-Projektmanager(in) |



25
25
25
25
25
25
25
25
25
25
25
25
25
25
25
24
24
24
24
24
24
24
24
24
24
24
24
24
24
24
24
24
24
24
24
24
23
23
23
23
23
23

Direktor(in) Anstalt Il

Dozent(in) |

Fachbereichsleiter(in) Inforama |

Fachspezialist(in) |

Fischereiinspektor(in)

HR-Leiter(in) |

Jagdinspektor(in)

Leiter(in) Finanzen |

Leitende(r) Psychologe, Psychologin la
Leitende(r) oder spezialisierte(r) Spitalfacharzt, -arztin
Naturschutzinspektor(in)

Oberarzt, -arztin |

Projektleiter(in) IV

Stellvertreter(in) Regierungsstatthalter(in)
Vorsteher(in) Schulheim

Abteilungsvorsteher(in) Il

Abteilungsvorsteher(in) Ill Information Polizei
Bau-Projektmanager(in) Il

Beauftragte(r) / Koordinator(in)

Beauftragte/r fir Kindesschutz [Eingefiigt am 24. 5. 2006]
Dozent(in) Il

Fachbereichsleiter(in) Inforama Il
Fachspezialist(in) Il

Geféangnisleiter(in) |

HR-Leiter(in) Il

Leitende(r) Psychologe, Psychologin |

Leitende(r) Revisor(in)

Leiter(in) Finanzen Il

Leiter(in) juristisches Sekretariat Steuerrekurskommission
Leiter(in) Pflegedienst |

Leiter(in) Verkehrsprifzentrum |

Oberarzt, -arztin 1l

Projektleiter(in) V

Schulinspektor(in)

Spitalfacharzt, -arztin

Vorsteher(in) Kantonale Fachstelle fir die Gleichstellung von Frauen und Mannern
Abteilungsvorsteher(in) IV

Abteilungsvorsteher(in) IV Polizei
Abteilungsvorsteher(in) IV Spezialfahndung Polizei
Architekt(in) 1/ Ingenieur(in) |

Bereichsleiter | Anstalt

Bereichsleiter(in) Fischerei |



23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
23
22
22
22
22
22
22
22
22
22
22
22
22
22
22
22
22

Bereichsleiter(in) Forstwirtschaft
Bereichsleiter(in) Jagd

Bereichsleiter(in) Naturschutz |
Betreibungs- und Konkursbeamte, -beamtin |
Dozent(in) Il

Fachbereichsleiter(in) Inforama lll
Geféangnisleiter(in) I

Gerichtsschreiber(in)
Grundbuchverwalter(in)

HR-Leiter(in) Il

Informatiker(in) |

Leiter(in) Finanzen IlI

Leitende(r) Psychologe, Psychologin Il
Leitende(r) Sozialp&ddagoge, -padagogin |
Leiter(in) Pflegedienst Il

Leiter(in) Verkehrsprifzentrum Il
Oberférster(in)

Pfarrer(in)

Praxislehrkraft mit erweitertem Auftrag | PH
Regionalpfarrer(in)

Steuerchefexperte, -expertin
Steuerexperte, -expertin |
Steuerexperten-Gruppenchef, -chefin

Stv. Oberarzt, -arztin

Vorsteher(in) Berufsschule fur Pflege, Schwerpunkt Psychiatrie
Wissenschaftliche(r) Mitarbeiter(in) |
Abteilungsvorsteher(in) V
Abteilungsvorsteher(in) V Polizei
Architekt(in) 1l / Ingenieur(in) Il
Bereichsleiter Il Anstalt

Bereichsleiter(in) Fischerei Il
Bereichsleiter(in) Naturschutz Il
Betreibungs- und Konkursbeamte, -beamtin Il
Controller(in) |
Direktions-/Bereichsrevisor(in) |
Dozent(in) IV
Fachsteuerexperten-Gruppenchef, -chefin
Gefangnisleiter(in) Il
HR-Fachspezialist(in) |

Informatiker(in) Il

Lehrer(in) / Berater(in) Inforama |

Leiter(in) Personaldienst |



22
22
22

22
22
22
22
22
22
22
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
21
20
20
20
20

Leiter(in) Finanzen IV
Leiter(in) Fischereiwirtschaft

Oberassistent(in)

Praxislehrkraft mit erweitertem Auftrag Il PH
Psychologe, Psychologin |

Stationsarzt, -arztin

Steuerexperte, -expertin Il
Strasseninspektor(in)

Verwalter(in) Schule |

Wissenschaftliche(r) Mitarbeiter(in) Il
Abteilungsvorsteher(in) VI
Abteilungsvorsteher(in) VI Polizei
Architekt(in) Ila / Ingenieur(in) lla
Assistenzarzt, -arztin |

Bereichsleiter Il Anstalt

Betreibungs- und Konkursbeamte, -beamtin 11|
Controller(in) 1l

Dienstchef(in) | Fahndung Polizei
Dienstchef(in) | Stationierte / Mobile Polizei
Dienstchef(in) la
Direktions-/Bereichsrevisor(in) I

Dozent(in) V

Fachsteuerexperte, -expertin |
HR-Fachspezialist(in) Il

Informatiker(in) Ill

Lebensmittelinspektor(in)

Lehrer(in) / Berater(in) Inforama Il

Leiter(in) Finanzen V

Leiter(in) Hotellerie |

Leiter(in) Personaldienst Il

Leiter(in) zentraler Terminologiedienst
Leiter(in) zentraler Ubersetzungsdienst
Pfarrverweser(in) |

Psychologe, Psychologin Il

Stv. Leiter(in) Pflegedienst
Wissenschatftliche(r) Bibliotheksleiter(in)
Wissenschattliche(r) Mitarbeiter(in) Ill
Abteilungsvorsteher(in) VII
Architekt(in) 11l / Ingenieur(in) 1l
Assistent(in) |

Assistenzarzt, -arztin Il



20
20
20
20

20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
20
19
19
19
19
19
19
19
19
19
19
19
19

Chef(in) Administration Polizei

Dienstchef(in) Aus- und Weiterbildung Polizei
Dienstchef(in) |

Dienstchef(in) | Anstalt

Dienstchef(in) Il Fahndung Polizei

(in)
Dienstchef(in) Il Stationierte / Mobile Polizei
Dienstchef(in)
Dienstchef(in) Unfalldienst Polizei

Diplompsychologe, -psychologin |

Fachspezialist(in) Finanz- und Rechnungswesen |

Fachsteuerexperte, -expertin Il
Hilfsgeistliche(r) |

Hoéhere(r) Sachbearbeiter(in) |
HR-Fachspezialist(in) 1l

Informatiker(in) IV

Lehrer(in) / Berater(in) Inforama lll
Leiter(in) Rechnungswesen |

Leitende(r) Sozialp&ddagoge, -padagogin I|
Leiter(in) geschitzte Werkstatten |
Oberschwester, -pfleger

Pfarrverweser(in) Il

Psychologe, Psychologin 11l
Raumplaner(in)

Revisor(in) |

Sozialarbeiter(in) la
Sozialarbeiter(in)-Therapeut(in)
Ubersetzer(in)-Terminologe / -Terminologin |
Verwalter(in) Schule Il
Wissenschattliche(r) Mitarbeiter(in) BFH 1V
Assistent(in) Il

Assistenzarzt, -arztin lll

Bereichsleiter(in) Verkehrsprufzentrum
Bibliotheks-Fachreferent(in)

Dienstchef(in) II

Dienstchef(in) Il Anstalt

Dienstchef(in) Il Stationierte / Mobile Polizei

Diplompsychologe, -psychologin I

Fachspezialist(in) Finanz- und Rechnungswesen I

Gruppenchef(in) Fahndung Polizei
Hoéhere(r) Sachbearbeiter(in) Il

Informatiker(in) V

in) Regionale Einsatzzentrale Polizei



19
19
19
19
19
19
19
19
19
19
19
19
19
19
19
19
19
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18
18

Lehrer(in) / Berater(in) Inforama IV
Leiter(in) geschitzte Werkstatten I
Leiter(in) Hotellerie Il

Leiter(in) Personaldienst IlI
Leiter(in) Rechnungswesen Il
Pflegeexperte, -expertin |
Psychologe, Psychologin IV
Revisor(in) Il

Sozialarbeiter(in) |

Sozialpadagoge, -padagogin |
Strasseninspektor-Stellvertreter(in) |
Stv. Oberschwester, -pfleger
Technische(r) Inspektor(in) |
Terminolog(in)-Ubersetzer(in)
Ubersetzer(in)-Terminologe / -Terminologin Il
Verwalter(in) Schule Ill
Wissenschaftliche(r) Mitarbeiter(in) BFH V
Assistent(in) | BFH

Assistent(in) Ill

Assistenzarzt, -arztin IV
Betriebsleiter(in) Landwirtschaft |

I

[l Anstalt

Dienstchef(in)
Dienstchef(in)
Dienstchef(in) IV Stationierte / Mobile Polizei
Dienstchef(in) Technik Polizei
Dienstchef(in) Verkehr Polizei

Diplompsychologe, -psychologin IlI

Fachspezialist(in) Finanz- und Rechnungswesen llI

Familientherapeut(in)

Forster(in) |

Gruppenchef(in) Unfalldienst Polizei
Hilfsgeistliche(r) Il

Hoéhere(r) Sachbearbeiter(in) Ill
Hygieneschwester, -pfleger
Informatiker(in) VI

Laborleiter(in) |

Lehrer(in) / Berater(in) Inforama V
Leiter(in) Ergotherapie
Personalfachmann,-frau |
Leiter(in) Physiotherapie
Leiter(in) Teilbereich Hotellerie |

Leiter(in) von Teilbereichen Schulverwaltung



18
18
18
18
18
18

18
18
18
18
18
18
18
18
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17
17

Milchwirtschaftliche(r) Inspektor(in)
Mitarbeiter(in) | Fahndung Polizei
Personalfachmann,-frau |

Pflegeexperte, -expertin Il

Techniker(in) la

Sachbearbeiter(in) Tax. Gruppenchef, -chefin |
Sektorleiter(in) geschitzte Werkstatten
Sozialarbeiter(in) Il

Sozialpadagoge, -padagogin Il
Stationsschwester, -pfleger
Strasseninspektor-Stellvertreter(in) Il
Verkehrsexperte, -expertin |

Werkstattleiter(in) |

Zivilstandsbeamter, -beamtin |

Atelierleiter(in)

Betriebsleiter(in) Landwirtschaft Il
Buchhalter(in) |
v

IV Anstalt

Dienstchef(in
Dienstchef(in

)
(in)
(in)
(in)
(

Dienstchef(in) V Polizei

Dienstchef(in) V Stationierte / Mobile Polizei

Dipl. Gesundheitsschwester, -pfleger DN I

Dipl. Krankenschwester, -pfleger mit Zusatzausbildung IKP; IPS, OP etc.
Dipl. Schwester, Pfleger mit Héfa | mit Lehrauftrag
Diplompsychologe, -psychologin IV
Ergotherapeut(in) |

Fischereiaufseher(in) |

Forster(in) Il

Gruppenchef(in) Polizei mit besonderen Aufgaben
Gruppenchef(in) Verkehr Polizei

Hilfsgeistliche(r) Ill

Hoéhere(r) Sachbearbeiter(in) 1V

Informatiker(in) VII

Kichenchef(in) |

Laborleiter(in) lla

Lehrer(in) / Berater(in) Inforama VI

Leiter(in) Arbeit und Beschaftigung

Leiter(in) Teilbereich Hotellerie Il

Mitarbeiter(in) 1l Fahndung Polizei

Mitarbeiter(in) Regionale Einsatzzentrale Polizei
Mitarbeiter(in) Unfalldienst Polizei

Musiktherapeut(in)



17
17
17
17
17
17

17
17
17
17
17
17
17
17
17
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16

Naturschutzaufseher(in) |
Personalfachmann, -frau Il
Physiotherapeut(in) |
Revierfdrster(in)
Sozialarbeiter(in) Ill

Sozialpadagoge, -padagogin lli

Sozialtherapeut(in)
Sporttherapeut(in)
Strasseninspektor-Stellvertreter(in) 11
Stv. Stationsschwester, -pfleger
Techniker(in) |

Technische(r) Inspektor(in) Il
Verkehrsexperte, -expertin ||
Werkstattleiter(in) Il
Wildhiter(in) |

Assistent(in) Il BFH
Betreuer(in) la

Betreuer(in) Gruppenleiter(in)
Bibliotheksleiter(in) |
Buchhalter(in) Il
Chefpraparator(in)
Dienstchef(in) V

Dipl. Krankenschwester, -pfleger DN 11, Gruppenleiter(in)

Ergotherapeut(in) Il
Fachspezialist(in) 1+D

Fischereiaufseher(in) Il

Gruppenchef(in) Stationierte / Mobile Polizei

Informatiker(in) VIII
Kichenchef(in) Il
Laborleiter(in) I

Lehrer(in) / Berater(in) Inforama VIl

Leitender Fachmann, Leitende Fachfrau fir med.-technische Radiologie

Leiter(in) Hotellerie 11l
Leiter(in) Teilbereich Hotellerie 11l
Maitre socioprofessionnel

Meister(in) |

Mitarbeiter(in) Arbeit und Beschaftigung |

Mitarbeiter(in) | Polizei mit besonderen Aufgaben

Mitarbeiter(in) | Verkehr Polizei
Naturschutzaufseher(in) Il

Personalfachmann, -frau Ill



16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
16
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
15
14

Physiotherapeut(in) Il
Sachbearbeiter(in) la
Sachbearbeiter(in) Tax. Gruppenchef, -chefin ||
Sozialarbeiter(in) IV

Sozialpadagoge, -padagogin IV
Strassenmeister-Gruppenfihrer(in)
Technische(r) Sachbearbeiter(in) la
Unterrichtsassistent(in) Dentalhygiene
Verkehrsexperte, -expertin ll1
Wildhdter(in) Il

Zivilstandsbeamter, -beamtin Il
Betreuer(in) |

Buchhalter(in) Ill

Dipl. Krankenschwester, -pfleger DN Il
Dipl. Krankenschwester, -pfleger mit dreijahriger Ausbildung AKP, Psy. KP, KWS
Erndhrungsberater(in)
Forstwart-Vorarbeiter(in)
Gruppenchef(in) |

Hausdienstleiter(in) la

Informatiker(in) IX

Krippenleiter(in) |

Kichenchef(in) Ill

Laborant(in) la

Leitende(r) Zahntechniker(in)
Leiter(in) Schulsekretariat

Meister(in) Il

Mitarbeiter(in) Arbeit und Beschéftigung Il

(in)
Mitarbeiter(in) 1l Polizei mit besonderen Aufgaben
Mitarbeiter(in) 1l Verkehr Polizei

Mitarbeiter(in) Stationierte / Mobile Polizei
Personalassistent(in) |

Sachbearbeiter(in) Taxation |

Sachbearbeiter(in) Ib

Sekretariatsleiter(in) |

Sozialpadagoge, -padagogin V

Technische(r) Inspektor(in) Ill

Technische(r) Operationsassistent(in)
Technische(r) Sachbearbeiter(in) |
Ubersetzer(in)-Terminologe / -Terminologin II
Verkehrsexperte, -expertin [V

WerkfUhrer(in) Landwirtschaft |

Aktivierungstherapeut(in) |



14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
14
13
13
13
13
13
13
13
13
13
13
13
13
13
13
13

Betreuer(in) I
Bibliotheksleiter(in) Il
Dipl. Krankenschwester, -pfleger DN |

Dipl. Krankenschwester, -pfleger ohne Registrierung SRK

EEG-Assistent(in) |

Fachmann, -frau fir med.-technische Radiologie |
Forstwart(in)

Gruppenchef(in) 1l

Hausdienstleiter(in) |

Informatiker(in) X

Krippenleiter(in) Il

Kichenchef(in) IV

Laborant(in) |

Leitende(r) Tierpfleger(in)

Leiter(in) Teilbereich Hotellerie IV
Mitarbeiter(in) Il Polizei mit besonderen Aufgaben
Mitarbeiter(in) Rechnungswesen |
Personalassistent(in) Il

Pfleger(in) FA SRK I

Sachbearbeiter(in) Ic

Sachbearbeiter(in) Taxation Il
Sekretariatsleiter(in) Il
Spezialhandwerker(in) |
Spezialhandwerker(in) Strassenunterhalt |
Techniker(in) 1l

Verkehrsexperte, -expertin V
WerkflUhrer(in) Landwirtschaft II
Aktivierungstherapeut(in) Il
Berufsarbeiter(in) Hotellerie |

Betreuer(in) Il

Bibliothekar(in)

EEG-Assistent(in) Il

Fachmann, -frau fir med.-technische Radiologie |I
Gruppenchef(in) 11l

Hausdienstleiter(in) 1l

Laborant(in) Il

Leitende(r) Telefonist(in) la

Mitarbeiter(in) Rechnungswesen |l
Mitarbeiter(in) Sicherheitsdienst |
Miterzieher(in) |

Personalassistent(in) Il

Pfleger(in) FA SRK I



13
13
13
13
13
13
13
13

13
13
12
12
12
12
12
12
12
12
12
12
12
12
12
12
12
12
12
12
12
12
12
12
11
11
11
11
11
11
11
11
11
11

Pharma-Assistent(in) |

Praparator(in)

Sachbearbeiter(in) Id

Sekretariatsleiter(in) Ill
Spezialhandwerker(in) Il
Spezialhandwerker(in) Strassenunterhalt Il
Technische(r) Sachbearbeiter(in) Il

Werkfihrer(in) Landwirtschaft Il

Zahntechniker(in) |
Zivilstandsbeamter, -beamtin Il|
Berufsarbeiter(in) Hotellerie Il
Berufsarbeiter(in) |
Hausdienstleiter(in) 11l
Hilfsassistent(in)

Hilfsassistent(in) BFH
Hilfstherapeut(in)

Laborant(in) 11l
Landwirtschaftliche(r) Berufsmitarbeiter(in) |
Leitende(r) Dentalassistent(in)
Leitende(r) Telefonist(in) |
Medizinische(r) Praxisassistent(in) |
Miterzieher(in) Il
Sachbearbeiter(in) le
Sachbearbeiter(in) Schulsekretariat
Sachbearbeiter(in) Taxation Ill
Sekretér(in) |

Strassenmeister(in) |

Technische(r) Inspektor(in) IV
Technische(r) Sachbearbeiter(in) 111
Zahnhygieniker(in)
Zahntechniker(in) 11

Zeichner(in)

Berufsarbeiter(in) Hotellerie 11
Berufsarbeiter(in) Il
Dentalassistent(in) |
Fahrzeugexperte, -expertin
Kleinkindererzieher(in)

Leitende(r) Telefonist(in) Il
Medizinische(r) Praxisassistent(in) Il
Miterzieher(in) 1l
Pharma-Assistent(in) Il

Sachbearbeiter(in) lla
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11
11
11
10
10
10
10
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Sekretér(in) Il

Strassenmeister(in) Il
Technische(r) Sachbearbeiter(in) 1V
Tiermedizinische(r) Assistent(in)
Berufsarbeiter(in) Il
Bibliotheksangestellte(r)
Dentalassistent(in) Il
Sachbearbeiter(in) llb

Sekretér(in) Il

Technische(r) Sachbearbeiter(in) V
Tierpfleger(in) |

Handwerkliche(r) Mitarbeiter(in) lla
Hausdienstmitarbeiter(in)
Hilfslaborant(in)
Hotellerie-Mitarbeiter(in) Ila

Kleinkinderbetreuer(in)

Landwirtschaftliche(r) Berufsmitarbeiter(in) Il

Pflegeassistent(in)
Sekretér(in) IV

Telefonist(in) |
Hotellerie-Mitarbeiter(in) Ilb
Krippenmitarbeiter(in)
Sachbearbeiter(in) llc
Schwesternhilfe, Hilfspfleger
Sekretér(in) V
Sterilisationsangestellte(r)
Telefonist(in) Il
Tierpfleger(in) 1l
Zahnmedizinische(r) Assistent(in) llI
Handwerkliche(r) Mitarbeiter(in) llb
Hilfszeichner(in)
Hotellerie-Mitarbeiter(in) llc
Sekretér(in) VI

Telefonist(in) Ill
Bilromitarbeiter(in) la
Hotellerie-Mitarbeiter(in) Ild
Kurier(in) 1/Weibel(in) |
Miterzieher(in) IV
Buromitarbeiter(in) |
Datatypist(in) |

Handwerkliche(r) Mitarbeiter(in) llla



5 Hotellerie-Mitarbeiter(in) llla

5 Kurier(in) 11 / Weibel(in) Il

5 Pflegehilfe

4 Handwerkliche(r) Mitarbeiter(in) Illb
4 Hotellerie-Mitarbeiter(in) 1llb

3 Buromitarbeiter(in) Il

3 Datatypist(in) Il

3 Hotellerie-Mitarbeiter(in) llic

3 Kurier(in) Il

2 Handwerkliche(r) Mitarbeiter(in) V
2 Hotellerie-Mitarbeiter(in) Illd

2 Mitarbeiter/in Reinigungsdienst

1 Buromitarbeiter(in) Il

Anhang Il

Festlegung des Anfangsgehalts nach Artikel 38: [Fassung vom 18. 8. 2010]

Die Zustimmung des Personalamts zur Festsetzung des individuellen Gehaltsbestandteils ist erforderlich,
wenn die Direktionen oder die von ihnen erméachtigten Organisationseinheiten mit der Gewahrung von
Gehaltsstufen ausserhalb der folgenden Bandbreite liegen:

Alter des Mitarbeiters, der Gehaltsstufe
Mitarbeiterin

von bis
bis 20 -12 0
21 -12 2
22 -12 4
23 -12 6
24 -12 8
25 -10 10
26 -8 12
27 -6 14
28 -4 16
29 -2 18
30 0 20
31 2 22
32 4 24
33 6 26
34 8 28
35 10 30
36 12 32
37 14 34
38 16 36
39 18 38
40 20 40




41 21 42
42 22 44
43 23 46
44 24 48
45 25 50
46 26 52
47 27 54
48 28 56
49 29 58
50 30 60
51 31 62
52 32 64
53 33 66
54 34 68
55 35 70
56 36 72
57 37 74
58 38 76
59 39 78
60 40 80
61 41 80
62 42 80
63 43 80
64 44 80
65 45 80




Anhang Il
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Anhang IV [Eingefiigt am 28. 11. 2007]

Festlegung des Anfangsgehalts nach Artikel 38 Absatz 6: [Fassung vom 18. 8. 2010]

Die Zustimmung des Personalamts zur Festsetzung des individuellen Gehaltsbestandteils fiir
Reinigungspersonal mit Gehaltsaufstieg nach Artikel 49 ist erforderlich, wenn die Direktionen oder die von
ihnen ermachtigten Organisationseinheiten mit der Gewéhrung von Gehaltsstufen ausserhalb der
folgenden Bandbreite liegen:

Alter des Mitarbeiters, der Gehaltsstufe
Mitarbeiterin

von bis
bis 20 0 0
21 0 2
22 0 4
23 0 6
24 0 8
25 0 10
26 0 12
27 0 14
28 0 16
29 0 18
30 0 20
31 2 22




32 4 24
33 6 26
34 8 28
35 10 30
36 10 30
37 10 30
38 11 31
39 11 31
40 11 31
41 12 32
42 12 32
43 12 32
44 13 33
45 13 33
46 13 33
47 14 34
48 14 34
49 14 34
50 15 35
51 15 35
52 15 35
53 16 36
54 16 36
55 16 36
56 17 37
57 17 37
58 17 37
59 18 38
60 18 38
61 18 38
62 19 39
63 19 39
64 19 39
65 20 40
Anhang V

18.5.2005 V

BAG 0542, in Kraftam 1. 7. 2005
Anderungen

2.11.2005 V




BAG 05-132, in Kraft am 1. 7. 2005
26.10.2005 V

dber die Organisation und die Aufgaben der Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion, BAG 05-129 (Il.), in
Kraft am 1. 1. 2006

22.2.2006 V

BAG 06-34, in Kraft am 1. 1. 2006

24.5.2006 V

Uber die Kantonale Kindesschutzkommission, BAG 06—69 (Art. 13), in Kraft am 1. 8. 2006
13.9.2006 V

BAG 06-100, in Kraft am 1. 1. 2007
.

1. Alle 25 Tage Ubersteigenden Ferienguthaben und die gesamten Uberzeitguthaben der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind durch Auszahlung, Kompensation innert drei Jahren oder
durch Ubertragung auf das Langzeitkonto abzubauen.

Diese Guthaben werden per 31. Dezember 2006 individuell ausgewiesen.

Die Betroffenen teilen ihrer Organisationseinheit bis am 31. Marz 2007 verbindlich mit, auf welche
Weise (Ziff. 1) sie ihr Guthaben abzubauen wiinschen.

4. Die Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher legen unter angemessener Berlicksichtigung der
persdnlichen Bedirfnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie der dienstlichen Interessen
abschliessend fest, auf welche Art der Abbau zu erfolgen hat.

16.5.2007 V

Uber die Organisation und die Aufgaben der Staatskanzlei, BAG 07-61 (ll.), in Kraft am 1. 8. 2007
28.11.2007 V

BAG 08-10, in Kraft am 1. 3. 2008

2.7.2008 V

Uber die Organisation und die Aufgaben der Staatskanzlei, BAG 08-73 (ll.), in Kraft am 1. 8. 2008
15.10.2008 V

BAG 08-114, in Kraft am 1. 1. 2009
.

1. Allféllige Nachforderungen auf Grund der Neuregelung fir Familien- und Betreuungszulagen
kdénnen beim Austritt der Betroffenen aus dem Kantonsdienst oder beim vollstandigen Erléschen
der Zulagenberechtigung innerhalb eines Berechnungszeitraums von maximal zehn Jahren
schriftlich und begrindet geltend gemacht werden.

Nachforderungen sind spéatestens bis am 31. Dezember 2018 beim Personalamt einzureichen.

2. Vordem 31. Dezember 2008 eingegangene Rickzahlungsverpflichtungen sind nach altem Recht
geltend zu machen.

3. Bei der Personalkommission am 31. Dezember 2008 hangige Neueinreihungsgesuche werden
ohne Weiteres von der Bewertungskommission weiter bearbeitet.

4. Diese Anderung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

29.10.2008 V

Uber die Organisation und die Aufgaben der Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion, BAG 08—125 (Il.), im
Kraft am 1. 1. 2009

8.4.2009 V

Uber die Berufsbildung, die Weiterbildung und die Berufsberatung, BAG 0946 (ll.), in Kraft am 1. 7. 2009
12.5.2010 V

Uber die Organisation und die Aufgaben der Staatskanzlei, BAG 10—41 (ll.), in Kraft am 1. 8. 2010
18.8.2010 V

BAG 10-65, in Kraftam 1. 1. 2011

23.3.2011 V

Uber die Organisation und die Aufgaben der Staatskanzlei, BAG 11-33 (ll.), in Kraft am 1. 6. 2011
19.10.2011 V



Uber das Arbeitsverhaltnis der Inhaberinnen und Inhaber von Pfarr- und Hilfspfarrstellen, BAG 11-114 (Art.
12), in Kraftam 1. 1. 2012

26.10.2011 V

BAG 11-129, in Kraftam 1. 1. 2012

17.10.2012 V

BAG 12-93, in Kraftam 1. 1. 2013 bzw. 1. 1. 2012
Ubergangsbestimmungen

1. Die auf den Langzeitkonti 125 Tage Ubersteigenden Zeitguthaben sind innert drei Jahren durch
Kompensation abzubauen oder finanziell abzugelten. Dasselbe gilt fir die
Jahresarbeitszeitguthaben, die am 1. Januar 2013 100 Stunden Uberschreiten. Die
Kompensation wird mit der oder dem Vorgesetzten einvernehmlich geplant und erfordert deren
bzw. dessen Zustimmung. Massgebend sind dabei auch die dienstlichen Bedirfnisse. Eine
finanzielle Abgeltung kann auf Wunsch gestaffelt erfolgen. Ziffer 2 bleibt vorbehalten.

2. Uberdies kénnen in einer Einmalaktion die per 1. Januar 2013 bestehenden LZK-Guthaben bis
zu 125 Tagen auf Gesuch der Betroffenen innert drei Jahren ebenfalls finanziell bis zu einem
Mindestsaldo von 25 Tagen abgegolten werden. Die finanzielle Abgeltung kann auf Wunsch
gestaffelt erfolgen.

3. Das Personalamt regelt die einheitliche administrative Abwicklung mit Weisung.

Inkrafttreten
1. Diese Anderung tritt unter Vorbehalt von Ziffer 2 am 1. Januar 2013 in Kraft.

2. Die Anderung in Anhang | betreffend Rektor(in) Berner Fachhochschule (BFH), Vorsteher(in)
Alters- und Behindertenamt, Vorsteher(in) Amt fir Kultur und Fachspezialist(in) 1+D tritt
rickwirkend auf den 1. Januar 2012 in Kraft.



	153.011.1
	Personalverordnung (PV)
	1. Allgemeine Bestimmungen
	Art. 1
	Art. 2
	Art. 3
	Art. 4
	Art. 5
	Art. 6
	Art. 7
	Art. 8
	Art. 9
	Art. 9a  [Eingefügt am 13. 9. 2006]
	2. Stellenplan
	Art. 10
	Art. 11
	Art. 12
	3. Begründung, Änderung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses
	3.1 Arbeitsverhältnis der Angestellten
	Art. 13
	Art. 14
	Art. 15
	Art. 16
	Art. 17
	3.2 ...  [Titel aufgehoben am 15. 10. 2008]
	Art. 18  [Fassung vom 15. 10. 2008]
	Art. 19 – 21
	3.3 Arbeitsverhältnis der hauptamtlichen Behördenmitglieder  [Fassung vom 19. 10. 2011]
	Art. 22
	Art. 23
	Art. 24
	3.4 Änderung des Arbeitsverhältnisses bei gleich bleibenden Anforderungen (Versetzung)
	Art. 25
	Art. 26
	Art. 27
	Art. 28
	3.5 Freistellung während der Kündigungsfrist
	Art. 29
	Art. 30
	3.6 Einvernehmliche Auflösung des Arbeitsverhältnisses  [Eingefügt am 15. 10. 2008]
	3.6.1 Auflösung nach Artikel 27a des PG  [Eingefügt am 17. 10. 2012]
	Art. 30a  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	Art. 30b  [Eingefügt am 17. 10. 2012]
	3.6.2 Auflösung ohne Zusicherung von Leistungen nach Artikel 27a des PG  [Eingefügt am 17. 10. 2012]
	Art. 30c  [Eingefügt am 17. 10. 2012]
	4. Gehalt
	4.1 Grundsätzliches
	Art. 31
	Art. 32
	Art. 33
	Art. 34
	Art. 34a  [Eingefügt am 22. 2. 2006]
	Art. 35
	Art. 36
	Art. 37
	4.2 Festlegung des Gehalts bei Stellenantritt
	Art. 38
	Art. 39
	Art. 40
	Art. 41
	4.3 Veränderung der Einreihung
	Art. 42
	Art. 43
	4.4 Individueller Gehaltsaufstieg
	Art. 44
	Art. 45
	Art. 46
	Art. 47
	Art. 48
	Art. 49
	Art. 50
	Art. 51
	4.5 Gehaltsausrichtung bei Krankheit und Unfall
	Art. 52
	Art. 52a
	Art. 52b  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	Art. 53  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	Art. 54
	Art. 55
	Art. 56
	Art. 57
	Art. 58  [Fassung vom 13. 9. 2006]
	Art. 59
	4.6 Gehaltsausrichtung bei Mutterschaft
	Art. 60  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	4.7 Gehaltsausrichtung während des Militär-, Zivilschutz- und Zivildienstes
	Art. 61
	Art. 62
	Art. 63
	Art. 64
	Art. 65
	Art. 66
	Art. 67
	Art. 68
	Art. 69  [Fassung vom 15. 10. 2008]
	Art. 70
	Art. 71
	Art. 72
	Art. 73
	4.8 Gehalt für Personal in Ausbildung und Personal bis zum 18. Altersjahr
	Art. 74
	4.9 Naturalien
	Art. 75
	5. Besondere Leistungen
	5.1 Zulagen
	5.1.1 Familienzulagen  [Titel Fassung vom 15. 10. 2008]
	Art. 76  [Fassung vom 15. 10. 2008]
	Art. 77  [Fassung vom 15. 10. 2008]
	Art. 78  [Fassung vom 15. 10. 2008]
	Art. 79  [Fassung vom 15. 10. 2008]
	5.1.1a Betreuungszulagen  [Eingefügt am 15. 10. 2008]
	Art. 79a  [Eingefügt am 15. 10. 2008]
	Art. 79b  [Eingefügt am 17. 10. 2012]
	5.1.2 Funktionsbezogene Zulagen
	Art. 80
	Art. 81
	Art. 82
	5.1.3 Arbeitsmarktzulage
	Art. 83
	Art. 84
	5.2 Prämien
	5.2.1 Leistungsprämie
	Art. 85
	Art. 86
	Art. 87
	Art. 88
	5.2.2 Innovationsprämie
	Art. 89
	Art. 90
	Art. 91
	Art. 92
	Art. 93
	Art. 94
	5.2.3 Treueprämie
	Art. 95
	Art. 96
	Art. 97
	Art. 98
	Art. 99
	5.3 Auslagenersatz
	5.3.1 Allgemeine Bestimmungen
	Art. 100
	Art. 101
	Art. 102
	5.3.2 Verpflegung und Unterkunft
	Art. 103
	Art. 104
	Art. 105
	Art. 106
	Art. 106a  [Eingefügt am 28. 11. 2007]
	Art. 107
	Art. 108
	5.3.3 Fahrkosten
	Art. 109  [Fassung vom 18. 8. 2010]
	Art. 110
	Art. 111
	Art. 112
	Art. 113
	Art. 114
	5.3.4 Infrastrukturkosten  [Eingefügt am 28. 11.2007]
	Art. 114a  [Eingefügt am 28. 11. 2007]
	5.3.5 Besondere Spesenregelungen  [Eingefügt am 28. 11.2007]
	Art. 114b  [Eingefügt am 28. 11. 2007]
	Art. 114c  [Eingefügt am 17. 10. 2012]
	5.4 Pikettdienst
	Art. 115
	Art. 116
	Art. 117
	Art. 118
	5.5 Nacht- und Wochenendarbeit
	Art. 119
	Art. 120
	5.6 Schaden- und Kostenersatz
	Art. 121
	Art. 122
	5.7 Abgangsentschädigung
	Art. 123
	6. Arbeitszeit, Ferien, Urlaub
	6.1 Arbeitszeit
	6.1.1 Allgemeine Bestimmungen
	Art. 124
	Art. 125
	Art. 126
	Art. 127
	Art. 128
	Art. 129  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	Art. 129a  [Eingefügt am 13. 9. 2006]
	Art. 129b
	Art. 130
	Art. 131  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	Art. 132 – 136
	6.1.2 Teilzeitarbeit
	Art. 137
	Art. 138
	Art. 139  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	6.1.3 Jobsharing
	Art. 140
	Art. 141
	Art. 142
	6.2 Ferien
	Art. 143
	Art. 144  [Fassung vom 28. 11. 2007]
	Art. 145
	Art. 146
	Art. 147
	Art. 148
	Art. 149  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	Art. 149a  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	Art. 150  [Fassung vom 28. 11. 2007]
	6.3 Arbeitsfreie Tage
	Art. 151
	Art. 152
	Art. 153
	Art. 154
	6.4 Urlaub
	Art. 155
	Art. 156
	Art. 157
	Art. 158
	Art. 159
	Art. 160
	6.5 Langzeitkonti (LZK)  [Eingefügt am 13. 9. 2006]
	Art. 160a  [Eingefügt am 13. 9. 2006]
	Art. 160b  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	Art. 160c  [Eingefügt am 13. 9. 2006]
	Art. 160d  [Eingefügt am 13. 9. 2006]
	Art. 160e  [Eingefügt am 13. 9. 2006]
	Art. 160f  [Eingefügt am 17. 10. 2012]
	7. Mitarbeiterförderung
	7.1 Mitarbeitergespräch
	Art. 161
	Art. 162
	Art. 163
	Art. 164
	Art. 165
	Art. 166
	7.2 Aus- und Weiterbildung
	7.2.1 Allgemeines
	Art. 167  [Fassung vom 18. 8. 2010]
	Art. 168
	7.2.2 Interne Weiterbildung
	Art. 169  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	Art. 170
	Art. 171  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	7.2.3 Externe Weiterbildung
	Art. 172
	Art. 173
	Art. 174
	Art. 175
	Art. 175a  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	7.2.4 Rückzahlungspflicht
	Art. 176
	Art. 177
	Art. 178  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	Art. 178a  [Eingefügt am 17. 10. 2012]
	Art. 179
	Art. 180
	Art. 181
	Art. 182
	Art. 183
	8. Weitere Inhalte des Arbeitsverhältnisses
	8.1 Versicherungsschutz
	8.1.1 Unfallversicherung
	Art. 184
	Art. 185  [Fassung vom 15. 10. 2008]
	Art. 186
	Art. 187
	Art. 188
	8.1.2 Zusatz-Krankenversicherung
	Art. 189
	Art. 190
	Art. 191
	8.1.3 Krankentaggeldversicherung  [Eingefügt am 13. 9. 2006]
	Art. 191a  [Eingefügt am 13. 9. 2006]
	8.2 Dienstwohnungen
	Art. 192
	Art. 193
	Art. 194
	Art. 194a  [Eingefügt am 15. 10. 2008]
	9. Bewertungskommission und Betriebskommissionen  [Titel Fassung vom 15. 10. 2008]
	9.1 Bewertungskommission  [Fassung vom 15. 10. 2008]
	Art. 195  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	Art. 196  [Fassung vom 15. 10. 2008]
	Art. 197
	9.2 Betriebskommissionen
	Art. 198
	10. Ausserdienstliche Tätigkeiten
	10.1 Ausübung öffentlicher Ämter
	Art. 199
	Art. 200
	Art. 201  [Fassung vom 18. 8. 2010]
	Art. 202
	10.2 Nebenbeschäftigung
	Art. 203
	Art. 204
	Art. 205
	Art. 206
	11. Dienstweg
	Art. 207
	Art. 208
	12. Rechtspflege
	Art. 209  [Fassung vom 15. 10. 2008]
	Art. 210
	Art. 211
	Art. 212
	13. Übergangs- und Schlussbestimmungen
	Art. 213
	Art. 214
	Art. 215
	Art. 216
	Art. 217
	Art. 218
	Art. 219
	Art. 220
	Art. 221
	Art. 222
	Art. 223
	Art. 224
	Art. 225
	Art. 226
	Anhang I  [Fassung vom 17. 10. 2012]
	Anhang II
	Anhang IV  [Eingefügt am 28. 11. 2007]
	Anhang V
	Änderungen



